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Die Zahl der „Normalarbeitsplätze“ in der deut-

schen Wirtschaft sinkt. Damit sind Beschäfti-

gungsverhältnisse gemeint, die unbefristet sind 

und über Arbeit in Vollzeit ein existenzsicherndes 

Einkommen gewährleisten. Die Defi nition von 

pre kären Beschäftigungsverhältnissen ist schwie-

riger. Nicht jede atypische Beschäftigung, wie 

z.B. Teilzeitarbeit, ist auch prekär. Prekär ist Er-

werbsarbeit in der Regel dann, wenn der Lohn 

deutlich  unter  dem  Durchschnittseinkommen 

liegt, keine zuverlässige Zukunftsplanung für den 

einzelnen möglich ist und Arbeitnehmerschutz-

rechte reduziert sind. 

Die Ursachen für das Zurückdrängen des 

Normalarbeitsverhältnisses und die Zunahme 

prekärer Beschäftigungsformen sind vielfältig. 

Globalisierungsprozesse und die Internationali-

sierung der Märkte erzeugen einen hohen Kon-

kurrenzdruck für Wirtschaft und Betriebe. Sie 

müssen ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten. Die 

Lohnkosten spielen hierbei eine wichtige Rolle. 

Von Arbeitgeberseite werden deshalb prekäre 

Beschäftigungsverhältnisse oftmals auch als Brü-

cke hin zu gesicherten Arbeitsplätzen  verstanden. 

Es gibt aber eine Kontroverse um die Bewertung 

fl exibler Arbeitsverhältnisse. Die Verfechter einer 

liberalen Marktdoktrin sehen in einer Verkrus-

tung und Überregulierung des Arbeitsmarktes 

die Hauptursache für die hohe Arbeitslosigkeit 

in Deutschland. Eine Flexibilisierung der Beschäf-

tigungsverhältnisse wird von ihnen als ein wich-

tiger Ansatzpunkt zur Bekämpfung der Unter -

 be schäftigung betrachtet. Für die anderen sind 

pre käre Beschäftigungsverhältnisse Ausdruck 

da    für, dass zunehmend soziale Mindeststandards 

ausgehöhlt werden und die Gefahr der Zunahme 

gesellschaftlicher Desintegrationsprozesse be-

steht.

Mit diesem Gutachten von Professor Dr. Klaus 

Dörre wollen wir zum einen zu einer begriff-

lichen und theoretischen Klärung des Begriffs 

„prekäre Beschäftigungsverhältnisse“ beitragen. 

Besonderes Augenmerk wird dabei auf die Situa-

tion von Migrantinnen und Migranten gelegt, die 

in besonderer Weise von diesen Entwicklungen 

betroffen sind. Darüber hinaus wird anhand 

neu er empirischer Forschungsergebnisse der 

Frage nachgegangen, wie diese Formen der Be-

schäftigung subjektiv verarbeitet werden. Eine 

zentrale These ist, dass pre käre Beschäftigungen 

nicht nur zu Unsicherheitsgefühlen bei den un-

mittelbar Betroffenen führen, sondern auch 

ausstrahlen auf Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer in relativ gesicherten Nor malarbeits ver-

hältnissen.  Gefühle  der  Unsicher heit  und  der 

Zukunftsangst breiten sich in weiten Teilen der 

Bevölkerung aus. Dies kann auch zu einer Ver-

stärkung und Ausweitung rechtsextremer Orien-

tierungen beitragen. Insofern tangieren prekäre 

Beschäftigungsverhältnisse auch den Zusam-

menhalt unserer Gesellschaft.

Mit dieser Expertise wollen wir die öffentli-

che Diskussion anregen. Vor allem geht es darum, 

mögliche Handlungsoptionen aufzuzeigen. Zen -

tral ist dabei die Frage, ob durch die Festlegung 

eines Mindestlohns, der über eine Vollzeitarbeit 

ein existenzsicherndes Einkommen gewährleis-

ten soll, die Probleme gelöst werden können.

Vorwort

Dr. Ursula Mehrländer

Leiterin der Abteilung Arbeit und Sozialpolitik

der Friedrich-Ebert-Stiftung

Günther Schultze

Leiter des Gesprächskreises 

Migration und Integration
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Prekäre Beschäftigung, Prekarität und Prekari-

sierung sind in der sozialwissenschaftlichen und 

politischen Debatte relativ neue Begriffe. Es 

gehört allerdings wenig an prophetischer Gabe 

dazu, ihnen eine steile Karriere zu prognostizie-

ren. Ein wichtiger Katalysator der Prekarisie-

rungsdebatte ist sicher das Alterswerk des fran-

zösischen Sozialwissenschaftlers Robert Castel 

(2000), das unter dem Titel „Metamorphosen der 

sozialen Frage“ auch in Deutschland publiziert 

wurde. Mit der Rezeption nicht zuletzt dieses 

Werks in der Ungleichheitsforschung, aber auch 

in der Arbeits-, Industrie- und Wirtschaftssozi-

ologie hat die Sensibilität für unsichere Arbeits- 

und Lebensverhältnisse hierzulande erheblich 

zugenommen. 

Der entscheidende Grund für diese Sensibi-

lität dürfte allerdings in gesellschaftlichen Real-

entwicklungen und den damit verbundenen 

politischen Debatten wurzeln. Nicht zuletzt die 

Auseinandersetzungen um die Gesetze für moder-

ne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt und hier 

insbesondere um „Hartz IV“ haben gezeigt, dass 

die „soziale Frage“ auch und gerade in den koope-

rativen Kapitalismen Westeuropas wieder mo bi-

lisierungsfähig  geworden  ist  (vgl.  Heit meyer 

2005). Nachfolgend wollen wir die These begrün-

den, dass die Ausbreitung atypischer und häufi g 

eben prekärer Beschäftigungsverhältnisse samt 

der damit einhergehenden Ausbreitung sozialer 

Unsicherheit zu den prägenden Merkmalen eines 

nachfordistischen Produktionsmodells gehört. 

Für dieses Produktionsmodell sind Regulations-

formen, mit deren Hilfe die produktiven Poten-

tiale nachfordistischer Ökonomien für die Masse 

der abhängig Erwerbstätigen auf „sozialen Fort-

schritt“ (Aglietta 2000) zu programmieren wä-

ren, einstweilen noch nicht gefunden. Das gilt 

auch und gerade für fl exible und prekäre Be-

schäftigungsformen.    

Zur Begründung unserer These können wir 

zumindest in Deutschland  nicht auf eine ausdif-

ferenzierte Prekarisierungsforschung zurück-

greifen. Datenlage und theoretische Durchdrin-

gung des Problems sind hierzulande – etwa im 

Vergleich zur französischen oder zur angelsäch-

sischen Diskussion – unterentwickelt. Auf die 

Gründe dieser deutschen Besonderheit werden 

wir einleitend eingehen. Zunächst genügt die 

Feststellung, dass es sich bei unserer Expertise 

um einen Versuch handelt, eine erste Sondierung 

in einem einigermaßen unsicheren Terrain vor-

zunehmen. Nicht nur das Ausmaß, auch die 

Ursachen, Wirkungen und sozialen Folgen von 

unsicherer Beschäftigung und Prekarisierung 

sind einigermaßen umstritten. 

In gewisser Weise können wir eine Paralle-

le zur Globalisierungsdebatte der 1990er Jahre 

feststellen. Auch hier schienen hochaggregierte 

Langzeitdaten  die  Internationalisierung  von 

Unternehmen und Märkten in starkem Maße zu 

relativieren (vgl. Dörre u.a. 1997). In scharfem 

Gegensatz zu „hyperglobalistischen“ Argumen-

tationen (Ohmae 1994, Thurow 1996) stellten 

Kritiker (Hirst/Thompson 1996, Cohen 1998) des 

modischen Globalisierungstalks die neue Quali-

tät  ökonomischer  Internationalisierungspro-

zesse generell in Frage. Doch unabhängig vom 

konkreten Realitätsgehalt ihrer Interventionen 

mussten auch die scharfsinnigsten Kritiker der 

Globalisierungsthese einräumen, dass sich das 

in Abrede gestellte Phänomen als sozial und poli-

tisch äußerst wirksam erwies. 

Mit unsicherer Beschäftigung und Prekari-

sierung verhält es sich ähnlich. Seit die bayrisch-

sächsische Zukunftskommission (Kommission 

1996) einen fast schon naturwüchsigen Trend 

zur Erosion des Normarbeitsverhältnisses aus-

machen zu können glaubte, um diese Diagnose 

sodann mit einem engagierten Plädoyer für mehr 

Eigenverantwortung und ein Zurückschrauben 

sozialstaatlicher Leistungen zu verbinden, hat es 

eine Reihe von Studien und Expertisen gegeben, 

die dieser Diagnose das Bild einer zumindest in 

Vorbemerkung
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Teilen intakten Welt der Normarbeit entgegen-

zusetzen suchen (vgl. z.B. Bosch 2000, 2004, 

Erlinghagen 2005). Tatsächlich scheinen sich 

Prekarisierungs- und Ausgrenzungsphänomene 

auf der Grundlage quantitativer Daten erheblich 

relativieren zu lassen (vgl. die Beiträge in: Struck/

Köhler 2005) Und doch gilt auch hier, dass die 

Prekarisierung der Arbeitswelt trotz des anhal-

tenden Streits über ihre Ursachen, Ausmaße und 

Formen gesellschaftliche Wirkung entfaltet. 

Dem  schillernden Charakter des Prekari-

sierungsphänomens wollen wir in dieser Exper-

tise Rechnung tragen. Die Auswertung repräsen-

tativer Strukturdaten zur Arbeitsmarktentwick-

lung ist wichtig. Doch wie immer, wenn sich eine 

soziale Tendenz noch im Larvenstadium befi n-

det, entfaltet sich Neues gewissermaßen in der 

Hülle des Alten. Daher ist es keineswegs ausge-

schlossen,  dass  hochaggregierte  Daten  und 

lange Zeitreihen den Blick auf reale Prekarisie-

rungsprozesse  eher  verstellen  als  schärfen. 

Schon aus diesem Grund können und wollen wir 

uns in der vorliegenden Expertise nicht auf eine 

Diskussion von Arbeitsmarktdaten beschränken. 

Die vorliegende Studie stützt sich sowohl auf 

sekundäranalytische Auswertungen als auch auf 

eigene empirische Forschungen. In ihr geht es 

nicht allein um die Ausmaße prekärer Beschäf-

tigung, sondern auch um deren subjektive Ver-

arbeitungsformen und politische Folgen. Wie 

sich zeigen wird, erschließen sich die sozialen 

Wirkungen von Prekarisierungsprozessen in vol-

lem Maße erst, wenn die subjektive Dimension 

in die Analyse einbezogen wird. Vor allem bei 

den subjektiven Verarbeitungsformen greifen wir 

auf empirisches Material und auf Interpretatio-

nen aus dem Projekt „Prekäre Beschäftigung – 

Ursache von sozialer Desintegration und Rechts-

extremismus?“ zurück, das am Forschungsins-

titut Arbeit, Bildung, Partizipation (FIAB) in 

Recklinghausen durchgeführt worden ist. Der 

Projektgruppe gehören neben Klaus Dörre (Lei-

tung) Klaus Kraemer (Geschäftsführung FIAB) 

und Frederic Speidel (Wiss. Mitarbeiter) an. Das 

Vorhaben befi ndet sich in der Endphase; es ist 

Teil des vom BMBF geförderten Forschungsver-

bundes „Integrationspotentiale moderner Gesell-

schaften“ (Leitung Prof. Heitmeyer/Universität 

Bielefeld). 

Die Expertise gliedert sich in fünf Teile. In 

Teil I geht es um Diskurse, Theoriefolien und 

Begriffsdefi nitionen, in Teil II werden Struktur-

daten zum Ausmaß prekärer Beschäftigung be-

fragt. Teil III beinhaltet einen Exkurs zu Preka-

rität und Migration, In Teil IV diskutieren wir die 

subjektiven Verarbeitungsformen prekärer Be-

schäftigung. Teil V beschäftigt sich abschließend 

mit Ansatzpunkten für eine Politik der Entpre-

karisierung.

Ulrich Brinkmann, Klaus Dörre, Silke Röbenack



8

1.  Diskursformationen: Prekarität und 
  der „neue Geist des Kapitalismus“ 

In der Bundesrepublik wie auch in anderen euro-

päischen Ländern wird derzeit eine erbitterte 

Debatte darüber geführt,  wie der anhaltenden 

Massenarbeitslosigkeit wirksam begegnet wer-

den kann. Die in der arbeitsmarktpolitischen 

Diskussion gegenwärtig wohl dominanten Posi-

tionen besagen, dass die Überregulierung des 

deutschen Arbeitsmarktes eine wesentliche Ursa-

che hoher Arbeitslos igkeit sei. Im Umkehr schluss 

lautet  die  Empfehlung,   verschiedene  Formen 

fl exibler Arbeit auszuweiten, um so Beschäfti-

gungseffekte zu erzielen. 

Unser Thema ist nicht diese Arbeitsmarkt-

Debatte, sondern eine Diskussion, die gewisser-

maßen einen Gegendiskurs darstellt. Gemeint ist 

die Kontroverse um prekäre Arbeit und gesellschaft-

liche Prekarisierungstendenzen. Ursprungsort 

dieser Kontroverse sind nicht die professionellen 

Sozialwissenschaften; angestoßen wurde die 

Debatte durch soziale Bewegungen wie z.B. die 

Netze der Globalisierungskritiker und – an profes-

sionell-wissenschaftlichen Kriterien gemessen – 

eher randständige Medien, Magazine und Foren 

(z.B. Ingrao/Rossanda 1995/1996, Roth 1996: 

Teil I: Prekäre Arbeit – Diskurse und Begriffe 

273 ff., Bologna 1994). Inzwischen ist die Preka-

risierungsdebatte  aber, bislang stärker in Frank-

reich, Italien und den USA als in Deutschland, 

auch von prominenten Sozialwissenschaftlern 

aufgegriffen und teilweise in analytische Konzep-

tionen umgesetzt worden. Einer der bekanntesten 

Verfechter der Prekarisierungsthese war sicher-

lich der verstorbene französische Soziologe Pier-

re Bourdieu. Nimmt man die zeitdiagnostische 

Aussage Bourdieus als Maßstab1, so bezeichnet 

Prekarität eine gesellschaftliche Tendenz zur 

Verallgemeinerung sozialer Unsicherheit, deren 

Ursprung im ökonomischen und Erwerbsystem 

der Gesellschaft zu verorten ist. An diese Über-

legungen wollen wir, allerdings mit einer stärker 

wissenschaftlich-analytischen Intention, anknüp-

fen. In der Bourdieuschen Diktion wird Prekari-

tät tendenziell zum politischen Kampfbegriff.2 

Die Kategorie steht im Zentrum einer Anklage, 

die sich gegen die Theodizee, das Glaubenssys-

tem der neoklassischen Ökonomie richtet. Um 

Begriffe wie prekäre Beschäftigung, Prekarität 

und Prekarisierung analytisch-wissenschaftlich 

verwenden zu können, müssen die damit be-

zeichneten Phänomene jedoch präziser bestimmt 

werden als Bourdieu dies in seiner politischen 

Publizistik leistet.3 

1  In seiner f lammenden Rede „Prekarität ist überall“ formulierte er: „Prekarität hat bei dem, der sie erleidet, tiefgreifende Aus-
wirkungen. Indem sie die Zukunft überhaupt in Ungewissem lässt, verwehrt sie den Betroffenen gleichzeitig jede rationale 
Vorwegnahme der Zukunft und vor allen Dingen jenes Mindestmaß an Hoffnung und Glauben an die Zukunft, das für eine vor 
allem kollektive Auflehnung gegen eine noch so unerträgliche Gegenwart notwendig ist... Zu diesen Folgen der Prekarität für 
die direkt Betroffenen gesellen sich  die Auswirkungen auf die von ihr dem Augenschein nach Verschonten. Doch sie (die 
Prekarität, KD) lässt sich nicht vergessen. Sie ist zu jedem Augenblick in allen Köpfen präsent... Weder dem Bewusstsein noch 
dem Unterbewussten lässt sie jemals Ruhe. Die Existenz einer beträchtlichen Reservearmee, die man aufgrund der Überpro-
duktion an Diplomen längst nicht mehr nur auf den untersten Qualifikationsebenen findet, f lößt jedem Arbeitnehmer das 
Gefühl ein, dass er keineswegs unersetzbar ist und seine Arbeit, seine Stelle gewissermaßen ein Privileg darstellt, freilich ein 
zerbrechliches und bedrohtes Privileg (daran erinnern ihn zumindest seine Arbeitgeber bei der geringsten Verfehlung und 
die Journalisten und Kommentatoren jeglicher Art beim nächstbesten Streik). Die objektive Unsicherheit bewirkt eine allge-
meine subjektive Unsicherheit, welche heutzutage mitten in einer hochentwickelten Volkswirtschaft sämtliche Arbeitnehmer, 
einschließlich derjenigen unter ihnen in Mitleidenschaft zieht, die gar nicht oder noch nicht von ihr betroffen sind (Bourdieu 
1998: 97 f.)“

2  Die Tendenz, Prekarität zu einem politischen Kampfbegriff zu machen, ist in der deutschsprachigen soziologischen Literatur 
kritisch kommentiert worden (Schwingel 2003: 23 ff.; Schimank 2000: 183 ff.). Neben diesen Aspekten mag die Unschärfe der 
Kategorie (Kronauer 1996: 243 f.; 2002) ein Grund sein, weshalb sie in der deutschsprachigen Debatte – anders als der Begriff 
der sozialen Exklusion – bislang nur selten aufgegriffen oder in Kategorien wie „beruflich-soziale Gefährdungslagen“ (Linne/
Vogel) oder auch „Informalität“ (Altvater/Mahnkopf 2002) übersetzt worden ist.

3  Es wäre allerdings unredlich, wollte man Bourdieus Arbeiten zur Prekarisierungsproblematik  auf  politische Publikzistik und 
Polemik reduzieren. Pierre Bourdieu hat mit seiner Forschergruppe eine umfangreiche Studie zur Gegenwartsgesellschaft 
vorgelegt, der zu Folge der Rückzug des Staates aus der Gesellschaft soziale Spaltungen und Ausgrenzungen erzeugt, die sich 
in den Habitusformen und damit im Denken, Fühlen und Handeln der Betroffenen verfestigen (Bourdieu u.a. 1993/1997; vgl. 
bes. Pialoux/Beaud 1997: 307 ff.; Bourdieu/Champagne 1997: 527 ff.). Bourdieus Arbeiten markieren ein „Scharnier“ zwischen 
sozialwissen-schaftlicher Debatte und den Diskursen sozialer Protestbewegungen. Die internationale Debatte ist allerdings 
weitaus facettenreicher.
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Trotz der ausdifferenzierten internationalen 

Debatte ist eine Präzisierung und Operationali-

sierung des Prekaritätsbegriffs mit Blick auf 

Deutschland kein einfaches Unterfangen. Denn 

hierzulande wird die Diagnose von Prekarisie-

rungsrisiken von mindestens zwei Diskursen 

überlagert, die eine offensive Thematisierung 

erschweren. Da ist zunächst die bereits ange-

sprochene arbeitsmarktpolitische Diskussion. 

Folgt man den gegenwärtig hegemonialen Deu-

tungen, so gelten die „Kartelle der Arbeitsplatz-

besitzer“ (Berthold 2000) und insbesondere der 

Strukturkonservatismus der Gewerkschaften 

(Sinn 2004) als Hauptursachen der „deutschen 

Krankheit“. In der Flexibilisierung der Arbeits-

verhältnisse  und  im  Übergang  zu  möglichst 

marktgerechten Löhnen wird der entscheidende 

Ansatzpunkt gesehen, um die strukturelle Ar-

beitslosigkeit zu überwinden. Aus dieser Pers-

pektive sind prekäre Beschäftigungsverhältnisse 

im Grunde gar nicht existent; sie gelten als wich-

tige Formen fl exibler Beschäftigung, die beson-

ders geeignet sind, Outsider am Arbeitsmarkt 

überhaupt in Beschäftigung zu bringen. 

Die Betonung der Brückenfunktion von un-

sicheren Beschäftigungsverhältnissen ist freilich 

kein Spezifi kum neoklassischer Arbeitsmarkt-

konzeptionen. Sie fi ndet sich auch in neokorpora-

tistischen  Entwürfen.  Dies  freilich  mit  einem 

gra vierenden Unterschied. Aktivierende Arbeits-

marktstrategien suchen den prekären Charakter 

unsicherer, niedrig entlohnter Beschäftigungs-

verhältnisse durch marktkorrigierende Maßnah-

men (z.B. negative Einkommenssteuer, Kombi-

lohn-Modelle) zu entschärfen. Auch plädieren sie 

für fi nanzielle Anreize, die zur Ausübung eines 

legalen Erwerbsverhältnisses motivieren sollen 

(gemeinnützige Tätigkeiten,  Zuschüsse zu Exis-

tenzgründungen etc.). Derartige sozial- und ar-

beitsmarktpolitische Regulative werden aus der 

marktradikalen Perspektive abgelehnt. Für den 

hier interessierenden Kontext bleibt jedoch wich-

tig, dass die Betonung der Brückenfunktion von 

unsicheren Beschäftigungsverhältnissen in ei-

nem Spannungsverhältnis zur kritischen Diagno-

se von Prekarisierungsprozessen steht. Scheint 

die Kritik der Prekarisierung doch auf den ersten 

Blick just jene Beschäftigungsverhältnisse zu 

attackieren, von denen sich der Mainstream der 

Arbeitsmarktpolitik eine positive Beschäftigungs-

wirkung erwartet.

Ein zweiter, um den Begriff der Arbeitsge-

sellschaft zentrierter Diskurs macht die Sache 

noch komplizierter. Auch in Deutschland ist die 

Debatte um die Erosion des Normal- oder besser, 

des Normarbeitsverhältnisses keineswegs neu. 

Doch der in Westdeutschland seit Mitte der 

1980er Jahre konstatierte Bedeutungszuwachs 

so genannter atypischer oder auch fl exibler Be-

schäftigung (Mückenberger 1985) wurde über-

wiegend  im  Kontext  der  Großthese  von  der 

Krise oder gar dem Ende der Arbeitsgesellschaft 

thematisiert. So hatte z.B. die Forschergruppe 

um Claus Offe (1984) einen Band vorgelegt, in 

dem die Spaltung des Arbeitsmarkts in einen 

schrumpfenden „produktiven Kern“ und eine 

wach sende „Peripherie“ u.a. mit atypischen Ar-

beitsverhältnissen bereits herausgearbeitet wird. 

Ausgehend von dieser Diagnose wurden schon 

Mitte der 1990er Jahre interessante Gestaltungs-

vorschläge (vgl.: Matthies u.a.1994) unterbreitet. 

Deutliche Hinweise auf Prekarisierungsprozesse 

fi nden sich auch bei André Gorz (1989, 2000), 

der die Herausbildung einer „neuen Dienstbo-

tenklasse“ konstatiert, oder in Arbeiten Ulrich 

Becks (1999), der dramatisierend bereits von 

einer „Brasilianisierung“ des Arbeitsverhältnis-

ses spricht. 

So unterschiedlich die angesprochenen An-

sätze auch sein mögen, in einem Punkt besteht 

inhaltliche Übereinstimmung. Die Erosion des 

Normarbeitsverhältnisses gilt als Vorbotin einer 

Gesellschaft, in der Erwerbsarbeit ihre integra-

tive und zugleich identitätsbildende Funktion 

allmählich einbüßt. Diese Entwicklung refl ektie-

ren Kategorien wie Individualisierung, Interes-

sendifferenzierung und Biographisierung. Zwar 

wird die Unsicherheit, die von unsteten Arbeits-

verhältnissen ausgeht, nicht verschwiegen; doch 

diese Unsicherheit scheint durch den Bedeu-

tungszuwachs anderer, nicht bezahlter Tätig-

keitsformen kompensierbar. 
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An der Interessenlage von Gruppen gemes-

sen, die die Vorzüge von Normarbeitsverhältnis-

sen für sich nicht oder nur bedingt realisieren 

konnten, besitzt die Ausbreitung fl exibler Be-

schäftigungsverhältnisse eine geradezu emanzipa-

torische Perspektive. Mit Recht haben z.B. femi-

nistische Analysen immer wieder auf die aus-

grenzenden Seiten des fordistischen Normarbeits-

verhältnisses und die damit verbundene Abwer-

tung anderer Tätigkeitsformen hingewiesen. Das 

Normarbeitsverhältnis war stets eine Domäne 

von Männern und es basierte wesentlich auf der 

Vorstellung eines komplementären Haushalts, 

der Männern die dominante Position zuwies. Bis 

heute bleiben weibliche Personen vorwiegend 

für Haus- und Familienarbeit zuständig; Er-

werbstätigkeit wird von ihnen eher sekundär, 

temporär und phasenweise ausgeübt. Dagegen 

sind es Männer, die primär für das Familienein-

kommen sorgen. Die legitimatorische Kraft die-

ses „Ergänzungsprogramms“ erstreckt sich auf 

das  gesamte  Arbeitskräftepotenzial  (Hausen 

2000: 351 f.). Daraus folgt, dass eine Überwin-

dung der hierarchischen Konstruktion von Män-

ner- und Frauenarbeit zwingend mit der Dekon-

struktion jenes Normarbeitsverhältnisses einher-

gehen muss, dem die Unterordnung weiblicher 

Arbeit eingeschrieben ist.4

Die Vision eines fl exiblen Phasenmodells, 

das Erwerbsarbeit auf neue Weise mit Lebens-

abschnitten verschränkt, in denen Weiterbildung 

oder Familie im Mittelpunkt stehen, ist, das wol-

len wir an dieser Stelle vorausschicken, als posi-

tiver Gestaltungsansatz für eine nachfordistische 

Arbeitsgesellschaft vielleicht aktueller denn je. 

Dennoch besitzen solche Entwürfe, die auf Teil-

habe und Autonomiegewinn durch eine positive 

Flexibilisierung von Erwerbsarbeit setzen, aus 

der heutigen Sicht einen schwerwiegenden Man-

gel. Sie alle haben im Grunde das Desintegra-

tions- und Destruktionspotential einer primär 

marktgetriebenen Flexibilisierung unterschätzt 

(Sennett 1998). Analysen, welche Veränderungen 

in der Arbeitswelt vornehmlich aus einer „post-

materialistischen“, dem Paradigma vom „Ende 

der Arbeitsgesellschaft“ verpflichteten Sicht 

wahrnehmen, tendieren dazu, den Verlust an 

Sicherheiten zu verharmlosen, der mit der Um-

strukturierung der Lohnarbeitsgesellschaft ver-

bunden ist. Mit der fortschreitenden Wiederher-

stellung des Warencharakters der Arbeitskraft 

(Tendenz zur Rekommodifi zierung), wie er sich 

mit unterschiedlicher Geschwindigkeit in allen 

entwickelten  Kapitalismen  vollzieht  (Hyman 

2001), kehrt ein bereits überwunden geglaubtes 

Maß an sozialer Unsicherheit in die Mitte der 

Gesellschaft zurück (Bartelheimer 2005, Vogel 

2004, Dörre 2005a, 2005b, Castel 2005). 

Wissenschaftliche Diagnosen und arbeits-

politische Entwürfe, die den Umbruch in der 

 Arbeitswelt vornehmlich als Individualisierung, 

Pluralisierung, Interessendifferenzierung und 

Biographisierung, als Übergang zu diskontinu-

ierlichen Lebens- und Berufsverläufen interpre-

tieren, haben lange Zeit zumindest implizit ein 

relativ stabiles Institutionengefüge sozial staatlich 

regulierter  kontinentaleuropäischer  Kapita lis-

men voraus gesetzt. Im Kontext eines solchen 

 Rahmens ist es möglich, die Flexibiliserung der 

Arbeits verhältnisse als bloße Diskontinuität zu 

denken, deren verunsicherndes Potential letztlich 

durch relativ stabile soziale Sicherungssysteme 

abgefedert wird. In einer gesellschaftlichen Um-

bruchsituation, in welcher der sozialstaatlich-

institutionelle Rahmen erschüttert und transfor-

miert wird (Crouch/Streeck 1997), gewinnt sozi-

ale Unsicherheit für große Bevölkerungsgruppen 

indessen eine andere, existenzielle Bedeutung.

4  „Immer mehr Männer werden in Zukunft ebenso wie schon seit langem viele Frauen im Laufe ihres Lebens zwischen Phasen 
der Erwerbsarbeit und Phasen der Nichterwerbsarbeit wechseln, in kurzen Abständen immer wieder ihre Arbeitsfähigkeit 
neuartigen Arbeitsgelegenheiten anpassen, bei ihrer Erwerbsarbeit unterschiedlichste Regelungen ihrer Arbeitszeiten und 
Einsatzorte akzeptieren. Frauen werden durch ihre formale Ausbildung zukünftig mit gleichen Startchancen ausgestattet wie 
Männer. Sie werden dasselbe Maß an Berufs- und Karriereorientierung zeigen, sich genauso wie Männer überlegen, ob sie 
kurz- oder langfristig aus der Berufsarbeit ausscheiden wollen. Sie werden mit ihrer Erwerbsarbeit dasselbe Einkommensni-
veau sowie dieselben Ansprüche bzw. Möglichkeiten eigener Daseinsvorsorge und sozialer Sicherung erreichen. Unter den 
genannten Voraussetzungen werden weibliche und männliche Menschen im Prinzip mit demselben Maß an Autonomie ent-
scheiden können, wie und wo sie arbeitend ihre Zeit und Kraft verausgaben wollen. Geschlechtsspezifische Diskriminierung 
hätte aufgehört, im System des Arbeitens ein relevanter Ordnungsfaktor zu sein“ (Hausen 2000: 356 f.).
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2.   Prekarität – Triebkräfte,
  Theoriefolien, Begriffe

Wie kann eine Analyseperspektive eingenommen 

werden, die sich den Umbrüchen in der Arbeits-

welt von der problematischen Seite einer markt-

getriebenen Flexibilisierung her nähert? Eine 

meisterhafte Analyse von Prekariserungsprozes-

sen hat Pierre Bourdieu (1964, 2000) mit seiner 

frühen Algerien-Studie vorgelegt. Natürlich wür-

de niemand auf die Idee kommen, eine kolonia-

le Agrargesellschaft im Übergang zum Kapitalis-

mus mit den Arbeitsgesellschaften nachfordisti-

schen Typs gleichzusetzen. Die Rationalisierung 

der Lebensführung ist heute weit voran geschrit-

ten, der ökonomische Habitus hat sich verallge-

meinert und es gibt kaum einen Lebensbereich, 

der von der Logik des Warentauschs ausgespart 

bleibt. Dennoch, darauf hat Pierre Bourdieu 

(2000: 11; 1998: 96 ff.; Bourdieu u.a. 1997) selbst 

noch aufmerksam gemacht, drängen sich beim 

Vergleich der algerischen mit den zeitgenössi-

schen Gesellschaften einige Parallelen auf.  Darin 

der kabylischen Laborsituation vergleichbar, 

wird auch der sich gegenwärtig vollziehende 

Übergang zu kapitalistischen Arbeitsgesellschaf-

ten „neuen Typs“ in gewisser Weise erzwungen. 

Anstelle einer Kolonialmacht sind es nun jedoch 

die Akteure und Institutionen eines internatio-

nalen Finanzmarktkapitalismus (Windolf 2005), 

die den Rahmen für eine tiefgreifende Transfor-

mation der sozialstaatlich regulierten Lohnar-

beitsgesellschaften setzen. 

2.1 Triebkräfte der Prekarisierung

Doch was genau sind die Ursachen forschreiten-

der Prekarisierung? In der wissenschaftlichen 

und politischen Debatte werden Ursachenkom-

plexe wie z.B. schwaches Wirtschaftswachstum, 

Qualifi zierungsdefi zite oder der Übergang zu 

nachindustriellen Dienstleistungsgesellschaften 

benannt. Teilweise wird auch die Erhöhung der 

Frauenerwerbsquote als Triebkraft bezeichnet. 

Aus unserer Sicht ist keiner dieser Ursachenher-

de für sich genommen wirklich erklärungskräf-

tig. Auch Ökonomien mit vergleichsweise dyna-

mischem Wachstum wie etwa die US-Wirtschaft 

können sich durch einen hohen Anteil unsicherer 

Beschäftigungsverhältnisse auszeichnen (Hol-

lingsworth 1997: 133 ff.). Wie  sich zeigen wird, 

bleiben Segmente mit Hochqualifi zierten vom 

Trend zu unsteter Beschäftigung nicht ausge-

spart (Matthies 2005: 149 ff., Allmendiger 2003, 

Enders 2003, Lind 2004); Qualifi zierungsprozes-

se sind allenfalls eine unabdingbare Vorausset-

zung, keineswegs aber eine Garantie, um einem 

solchen Schicksal zu entgehen. Die Zunahme von 

Dienstleistungstätigkeiten ist ein Argument für 

die  Entstandardisierung  von  Erwerbsarbeit 

(Baethge 1999), ein Prekarisierungsautomatis-

mus ist darin nicht angelegt. Und auch die zu-

nehmende Frauenerwerbsarbeit wäre nur dann 

eine Erklärung für prekäre Beschäftigung, wenn 

man dem Faktum, dass unsichere Beschäfti-

gungsverhältnisse seit jeher eine Domäne von 

Frauen sind, einen gleichsam naturwüchsigen 

Charakter verleihen würde.

Aus unserer Sicht muss eine Erklärung für 

die Ausbreitung fl exibler und häufi g eben pre-

kärer Beschäftigungsverhältnisse bei den öko-

nomisch-politischen Ursachen dieser Entwick-

lung ansetzen. Die fortschreitende Marktsteue-

rung und Prekarisierung von Erwerbsarbeit ist 

nicht nur Folge, sondern in gewisser Weise ge-

radezu Funktionsbedingung eines Kapitalismus-

modells, dessen innere Dynamik auch darauf 

basiert, dass der Warencharakter der Arbeits-

kraft  gegen  die  Wirkung  marktbegrenzender 

Institutionen und Regulationen nach und nach 

wieder hergestellt wird. Lief die Herausbildung 

und institutionelle Absicherung des Normarbeits-

verhältnisses in der Konsequenz auf eine parti-

elle Entkoppelung von Beschäftigungsrisiken und 

Erwerbsbiographien hinaus, so wird diese Ent-

koppelung nun teilweise zurückgenommen, weil 

der Modus „fl exibler Akkumulation“ (Harvey 

2004: 183 ff.) eine größere Variabilität der le-

bendigen Arbeit erzwingt. 

Als einer der ersten hat der französische 

Ökonom Michel Aglietta (2000) von der Heraus-

bildung eines fi nanzmarktgetriebenen Akkumu-



12

lationsregimes, ja, von einem „Wachstumsregime 

der Vermögensbesitzer“ gesprochen, das sich in 

den entwickelten Kapitalismen zu verallgemei-

nern beginne. Das neue Akkumulationsregime 

übernehme „vom angelsächsischen Kapitalismus 

die Vorherrschaft der Konkurrenz, die Unterneh-

menskontrolle durch die institutionellen Anleger, 

das bestimmende Kriterium des Profi ts und die 

Kapitalisierung an der Börse“ (Aglietta 2000a: 

66). Agliettas Argumentation hat, zumal unter 

dem Eindruck von Börsencrash und dem vorläu-

fi gen Ende der „New Economy“, scharfen Wider-

spruch ausgelöst (Brenner 2003). Dennoch muss 

man die Akkumulationsregime-Hypothese nicht 

zwangsläufi g ad acta legen. Darauf haben Auto-

ren wie Chesnais (1997, 2004), Orléan (1999) 

oder Lordon (2000) aufmerksam gemacht. Im 

Anschluss an Aglietta sprechen auch sie von der 

Herausbildung eines fi nanzdominierten Akkumu-

lationsregimes. Sie vermeiden es jedoch, dieses 

Regime mit einer wirtschaftlichen Prosperitäts-

konstellation zu identifi zieren. Für Chesnais steht 

außer Zweifel, dass das Anlagekapital seit Mitte 

der 1980er Jahre eine Position erreicht hat, die 

es ihm erlaubt, entscheidenden Einfl uss auf die 

Ausrichtung der Investitionen und die Verteilung 

der Erträge zu nehmen. In einem originellen 

Rückgriff auf den Marxschen Begriff des fi ktiven 

Kapitals (Marx 1976: 482 ff., 524 f.) begründet 

Chesnais jedoch, dass sich die relative Verselb-

ständigung dieser Kapitalform keineswegs in 

„parasitären“ Effekten erschöpfen muss. Akku-

mulation bestehe nicht nur im Anwachsen von 

Investitionsmitteln und Produktionskapazitäten; 

sie lasse sich auch durch die Ausweitung privat-

kapitalistischer  Produktionsverhältnisse  auf 

nicht erschlossene Bereiche oder durch Formen 

der „Mehrwertabschöpfung“ realisieren, die 

durch die Macht fokaler Unternehmen über ihre 

Zulieferer oder mittels Flexibilisierung und  Pre-

  karisierung der Arbeit ermöglicht würden.

Exakt dies ist für unseren thematischen 

Kontext der springende Punkt. Wirtschaftliche 

Dynamik lässt sich nach der Interpretation von 

Chesnais auch mittels Deregulierung, Flexibili-

sierung und Prekarisierung von Arbeit stimulie-

ren. Das fi nanziarisierte Regime überträgt den 

Finanzmärkten zentrale ökonomische Funktionen  

bei der Festlegung, dem Niveau und der Ausrich-

tung von Investitionen. Es motiviert maßgebliche 

Akteure zu tiefgreifenden Veränderungen im 

System der corporate governance (Windolf 2005, 

Höpner 2003; dies relativierend: Vitols 2003: 

133; Kädtler 2003: 227 ff.); es beeinfl usst Fusi-

onen und die Reorganisation von Unternehmen 

ebenso wie die Steuerung des Konsumniveaus. 

In der Konsequenz „wirken alle Spannungen, die 

das fi nanziarisierte Regime erzeugt, konzentriert 

auf die Lohnabhängigen ein“ (Lordon 2003: 60). 

Die Politik der Flexibilisierung und Prekari-

sierung von Erwerbsarbeit ist nichts anderes als 

der Versuch, „dem Faktor Arbeit das Prinzip der 

Liquidität aufzuzwingen, mit der die Finanz-

märkte das Kapital ausstatten“ (ebd., zit. nach 

Chesnais 2004: 235). In der Logik fi nanzmarkt-

getriebener Akkumulation sind Löhne, Arbeits-

zeiten und Arbeitsbedingungen lediglich Rest-

größen, die fl exibel an Markterfordernisse ange-

passt werden müssen. Unternehmensleitungen 

geben Marktrisiken mehr und mehr an ihre 

Belegschaften weiter. Sämtliche Schutzmechanis-

men von der tarifl ichen Begrenzung der Wochen-

arbeitszeiten bis hin zum arbeitsrechtlich garan-

tierten Kündigungsschutz werden tendenziell 

zum Zielobjekt „entgrenzender“ Verwertungs-

strategien. Durch das Verschieben jener Limitie-

rungen des Arbeitsmarktes, die dadurch entste-

hen, dass regulierende Institutionen den Waren-

charakter der Arbeitskraft einschränken, kann 

eine Flexibilisierungsarbitrage erwirtschaftet 

werden, die allerdings auf nur kurzfristig wirk-

samen und zudem höchst fragilen Kostenvorteilen  

beruht.5 Der selbst in der Presse inzwischen 

5  Aus der Flüchtigkeit dieser Wettbewerbsvorteile ergibt sich, dass der Prozess der Rekommodifizierung von Arbeit nie zu Ende 
ist. Wo immer Regeln und Institutionen den Warencharakter lebendiger Arbeit begrenzen, besitzt der ideologische Marktfun-
damentalismus ein Objekt der Kritik. Führen Flexibilisierung und Prekarisierung von Arbeit nicht zu den prophezeiten Beschäf-
tigungseffekten, muss der Arbeitsmarkt eben noch umfassender dereguliert und flexibilisiert werden – ein sich selbst erfül lendes 
Programm, dessen Durchsetzung allerdings mit erheblichen Friktionen und sozialen Verwerfungen verbunden ist.
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immer wieder konstatierte Zusammenhang von 

steigenden Gewinnen und negativer Personal-

entwicklung bei führenden Dax-Unternehmen 

ist ein Ausdruck solch kurzfristig wirkender kos-

tenorientierter Unternehmensstrategien. 

Finanzmarktgetriebene Kapitalverwertung 

bedeutet freilich kein Zurück zu frühkapitalisti-

schen Verhältnissen und entsprechende Ent-

scheidungskorridore sind durch politische Maß-

nahmen nicht leicht zu beeinfl ussen. Denn die 

neue „Kultur des Marktes und der Maximalpro-

fi te“ korrespondiert mit international fi xierten 

Kräfteverhältnissen und Institutionen (IWF, 

WTO, Weltbank). Selbst den Regierungen mäch-

tiger Staaten ist es kaum möglich, sich den im 

internationalen System verankerten marktorien-

tierten Politiken zu entziehen. Auf diese Weise 

wird ‚der Markt‘ zu einem modernen Mythos 

(Deutschmann 2002: 80 ff.), der nicht schon 

dadurch seine Wirkungsmacht verliert, dass es 

bei mikroökonomischen Realisierungsversuchen 

immer wieder zu Fehlschlägen und auch zu Ge-

genbewegungen kommt. Im Gegenteil, der Markt-

mythos entspricht basalen Interessen von sozia-

len Gruppen, die am Modus fl exibler Akkumula-

tion zu partizipieren vermögen. Diese Gruppen 

– in den entwickelten Kapitalismen eine Majori-

tät der ökonomischen und politischen Eliten, 

aber auch relevante Teile der Mittelschichten, 

der Facharbeiter und qualifi zierten Angestellten 

– verleihen der Kultur des Marktes im Inneren 

der nationalen Gesellschaften einen mehr oder 

minder großen Rückhalt.  Durch mächtige Inte-

ressenblöcke in den nationalen Arbeitsgesell-

schaften gestützt, wirkt der Marktmythos als 

Werkzeug schöpferischer Zerstörung. Der alte 

fordistische Nexus aus Managementkonzepten, 

Firmenorganisation, Bildungssystem und Ar-

beitsbeziehungen, die in einen überwölbenden 

sozialstaatlichen Basiskompromiss eingebettet 

waren, wird irreversibel aufgebrochen. 

Eine radikale De-Institutionalisierung fi ndet 

dennoch nicht statt. Die reine Marktgesellschaft 

bleibt eine Fiktion. In welch rudimentären For-

men auch immer, bilden sich national wie inter-

national Keime neuer Regelsysteme und institu-

tioneller Arrangements heraus. Schon deshalb 

gibt es weder einen „Vermarktlichungs-“ noch 

einen Prekarisierungsautomatismus. In jedem 

Nationalstaat wirkt die Beharrungskraft spezi-

fi scher, institutioneller Filter der Rekommodifi -

zierungstendenz entgegen (Hall/Soskice 2001, 

Crouch/Streeck 1997; vgl. Beiträge in Beyer 2003). 

Die Durchsetzung marktkompatibler Normen 

vollzieht sich auf dem Weg einer Korrektur ein-

gespielter Kompromissgleichgewichte und nicht 

durch umfassende Beseitigung regulierender In-

stitutionen. Im Gegenteil, häufi g verstellen schein-

bar intakte Institutionen den Blick für weitrei-

chende Veränderungen innerhalb der institutio-

nellen Hülle. 

Diese Feststellung trifft auch auf die Preka-

risierung von Erwerbsarbeit zu. Es sind vor allem 

drei arbeitspolitische Felder, auf denen dieser 

Prozess vorangetrieben wird. In den Feldern des 

Unternehmens und des Betriebs (zum an Bour-

dieu angelehnten Feldbegriff vgl. Dörre 2003: 13 

ff.) manifestiert sich die Durchsetzung marktzen-

trierter Produktionsnormen in einem Bündel von 

Reorganisationsmaßnahmen, die die externe wie 

auch die interne Flexibilität der Wirtschaftsor-

ganisationen erhöhen sollen (Boltanski/Chiapel-

lo 2003: 261 ff.; Flecker 2005: 73 ff.). Die Bildung 

von Holdings mit relativ eigenständigen Töch-

tern, Shareholder-Value-Steuerung, Konzentra-

tion aufs Kerngeschäft, Verringerung der Ferti-

gungstiefe, Wegfall so genannter Quersubventionie-

rungen, Ausgründungen, Auslagerungen und 

Centerbildungen bedeuten faktisch, dass kleine-

re Organisationseinheiten entstehen, die in höhe-

rem Maße von Konjunkturschwankungen abhän-

gig sind. Durch Benchmarking und Führung über 

Gewinnvorgaben gelingt es, dezentrale Organi-

sationseinheiten in einer ständigen Wettbewerbs-

situation zu halten. Die daraus resultierende 

Kon kurrenz unter den Arbeitern und Angestellten 

ist der entscheidende Hebel, um neben Arbeits-

formen, Arbeitszeiten und Entgelten auch die 

Beschäftigungsverhältnisse zu fl exibilisieren. 

Das geschieht jedoch nicht in einem linea-

ren, irreversiblen Prozess. Noch sind die  Akteure 

der organisierten Arbeitsbeziehungen und ihre 
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Institutionen in Deutschland zu stark, als dass 

sich die marktförmige Zurichtung der Arbeits-

kraft bruchlos von oben nach unten durchsetzen 

ließe. Zwar kann kein Zweifel bestehen, dass 

Gewerkschaften sich inzwischen selbst in ihren 

verbliebenen Hochburgen wie der Automobilin-

dustrie in der Defensive befi nden; auf der Be-

triebsebene können starke Interessenvertretun-

gen sich jedoch seit der Novellierung des Be-

triebsverfassungsgesetzes sogar eines erweiter-

ten Sets an formalisierten Mitbestimmungs- und 

informellen Mitwirkungsmöglichkeiten bedienen. 

Die praktizierten, teilweise als Co-Management 

bezeichneten Formen delegierter Partizipation 

bedeuten indessen, dass die Marktsteuerung von 

Arbeit und das Ausmaß der Rekommodifi zierung 

innerhalb der bestehenden Mitbestimmungsin-

stitutionen ausgehandelt werden (am Beispiel 

der Shareholder-Value-Steuerung: Vitols 2003). 

Nach einer optimistischen Lesart sind die 

„betrieblichen Bündnisse für Arbeit“ (Rehder 

2003, Seifert 2002), mit deren Hilfe die Nut-

zungsstandards lebendiger Arbeit zugunsten des 

hegemonialen Marktregimes korrigiert werden, 

Ausdruck einer erfolgreichen institutionellen 

Anpassung an veränderte Wettbewerbsbedin-

gungen. Gegen marktradikale Positionen, die auf 

eine umfassende Dezentralisierung von Aus-

handlungen und Arbeitsbeziehungen drängen, 

lässt sich aus der institutionalistischen Perspek-

tive denn auch treffl ich einwenden, dass die 

notwendige Flexibilisierung der Arbeit innerhalb 

eines von Arbeitsrecht, Flächentarif und Mitbe-

stimmung gesetzten Rahmens herstellbar ist. 

Doch das ist nur die eine Seite der Medaille. 

Standortkonkurrenzen und betriebliches conces-

sion bargaining sorgen unweigerlich dafür, dass 

Betriebsräte primär daran interessiert sind, die 

Beschäftigung zumeist schrumpfender Stamm-

belegschaften wenigstens auf Zeit zu sichern. 

Häufi g sind es denn auch befristete Beschäfti-

gungsgarantien für Stammbeschäftigte, die im 

Tausch für Zugeständnisse bei der Flexibilisie-

rung von Löhnen, Arbeitszeiten und Arbeitsbe-

dingungen eingehandelt werden. Doch befriste-

te Beschäftigungsgarantien fordern, zumal bei 

gleichzeitiger Steigerung interner wie externer 

Flexibilität, ihren Preis. In Kombination mit einer 

Arbeitsweise, die auf knappen Personal-, Zeit- 

und Materialpuffern basiert, erschweren zeitlich 

begrenzte Absicherungen von Stammbelegschaf-

ten Neueinstellungen. Aus diesem Grund kommt 

es zumindest in weltmarktorientierten Konzer-

nen selbst in Phasen anziehender Konjunktur 

nur in vergleichsweise geringem Maße zu Neu-

einstellungen. Produktionsspitzen werden mit 

fl exiblen Arbeitszeiten und multifunktional ein-

setzbaren Arbeitskräften, mit befristet Beschäf-

tigten, Leih- und Zeitarbeitern abgefedert. Auf 

diese Weise fördert die Durchsetzung eines fl e-

xibel-marktzentrier ten Produktionsmodells die 

Ausbreitung fl exibler wie prekärer Beschäfti-

gungsverhältnisse (Boltanski/Chiapello 2003, 

Castel 2000, Dörre, 2002). 

2.2  Begriffsbestimmungen: 
 prekäre Beschäftigung, Prekarisierung,  
 Zone der Prekarität

Der Übergang zu einem Finanzmarktkapitalis-

mus oder, wie manche argumentieren, zu einem 

nach-sozialstaatlichen  oder  postkorporatisti-

schen Kapitalismus (Streeck 2005), konstituiert 

den politisch-ökonomischen Kontext, in welchem 

die aktuelle Prekarisierungsdebatte verortet wer-

den muss. Im Unterschied zur zitierten Algerien-

Analyse Bourdieus geht es nicht mehr um die 

Wirkung unsicherer Beschäftigungsverhältnisse 

in armen, agrarisch strukturierten Ökonomien. 

Die Ausbreitung unsicherer Beschäftigungs- und 

Lebensverhältnisse vollzieht sich in reichen Ge-

sellschaften, die über lange Zeiträume hinweg 

hohe Sicherheitsstandards etablieren konnten. 

Waren existentielle Sicherheiten einst die Grund-

lage für die Ausbildung eines kalkulierenden 

unternehmerischen Habitus, so stellt die Verall-

gemeinerung eines betriebswirtschaftlich-kalku-

lierenden Denkens nun die Grundfeste des sozi-

alstaatlich regulierten Kapitalismus in Frage. Die 

für den westlichen Metropolenkapitalismus (in 

verzerrter Form aber auch für den staatsbürokra-

tischen Sozialismus) prägende säkulare Doppel-
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bewegung einer Verallgemeinerung von Lohnar-

beit (Kommodifi zierung von Arbeitskraft) bei 

gleichzeitigem Ausbau sozialstaatlicher Regulie-

rungs- und Sicherungssysteme ist vorerst zum 

Stillstand gekommen (Entkommodifi zierung von 

Arbeitskraft). 

Die Verallgemeinerung von Lohnarbeit als 

dominanter Form der Erwerbsarbeit setzte im 

18. Jahrhundert ein und erreichte in Deutschland 

gegen Ende der 1990er Jahre ihren Höhepunk. 

Nimmt man die Zeitspanne zwischen 1950 und 

1990, so ging der Anteil der Selbständigen und 

mithelfenden Familienangehörigen an der Er-

werbsbevölkerung in Westdeutschland von 30 % 

auf 11 % zurück; dagegen stieg der Anteil der 

Lohnabhängigen von 70 % auf knapp 90 % aller 

Erwerbstätigen. Erst gegen Ende der 1990er 

Jahre  machte sich eine leichte Umkehrung die-

ses Trends bemerkbar; der Anteil der Lohnab-

hängigen sank auf 88%; der der Selbständigen 

stieg auf 12%. Entscheidend ist, dass der Trend 

zur Verallgemeinerung von Lohnarbeit lange Zeit 

mit einer zunehmenden sozialpolitischen Ein-

bettung und Regulierung abhängiger Beschäfti-

gung einherging. Als institutionelles Arrange-

ment begann diese Entwicklung mit der Bis-

marckschen Sozialgesetzgebung; aus dieser Zeit 

rührt die institutionelle Verknüpfung eines vollen 

Schutzes von Unfall-, Invaliditäts- und Kranken-

versicherung mit einer dauerhaften Vollzeitbe-

schäftigung. Nach der Novemberrevolution 1918 

setzte ein weiterer Dekommodifi zierungsschub 

ein (z.B. Acht-Stundentag als Normalarbeitstag), 

der jedoch schon während der Weimarer Repu-

blik und vor allem unter der Herrschaft der Na-

tionalsozialisten teilweise revidiert oder in die 

diktatorische Herrschaftslogik eingepasst wurde. 

Erst nach 1955  gelangte die Dekommodifi zie-

rungstendenz zu voller Blüte. Ein „kollektiver 

Fahrstuhleffekt nach oben“ (Verdreifachung der 

Netto-Raleinkommen bei Arbeitnehmern, Beck 

1986), betriebliche und Unternehmensmitbe-

stimmung, Existenz sichernde Renten auch für 

Geringverdiener oder einklagbare Entfristungen 

der Arbeitsverträge sorgten für eine erhebliche 

Minderung von Marktrisiken (Mayer-Ahuja 2003). 

Ausdifferenzierte betriebliche Hierarchien, sozia-

le Positionen mit klar defi nierten Standards und 

Aufstiegswegen sowie de facto lebenslange Be-

schäftigung in Großbetrieben brachten selbst für 

das Gros Industriearbeitschaft Lebensbedingun-

gen hervor, die eine längerfristig ausgerichtete 

Lebensplanung ermöglichten. All das war nicht 

zuletzt das Resultat einer günstigen Verhand-

lungssituation der Gewerkschaften, die wesent-

lich aus der relativen Arbeitskräfteknappheit 

re sultierte.

Für die Gegenwart ist nun kennzeichnend, 

dass die marktgetriebene Flexibilisierung be-

trieblicher Arbeitsverhältnisse immer weniger 

durch eine robuste sozialstaatliche Regulations-

weise abgefedert wird. Stattdessen vollzieht sich 

der Verlust an Sicherheiten in Betrieb und Ge-

sellschaft synchron; beide Entwicklungen ver-

stärken sich wechselseitig.  Es ist dieser Prozess 

der betrieblichen und gesellschaftlich-politischen 

Rekommodifi zierung von Erwerbsarbeit, den 

Robert Castel (2000, 2005) in seiner bahnbre-

chenden Studie meisterhaft analysiert hat. Cas-

tel argumentiert in Durkheimscher Tradition: In 

ihrer Verklammerung mit entkommodifi zieren-

der Sozialpolitik und ausdifferenzierten sozialen 

Sicherungssystemen verwandele sich Lohnarbeit 

in ein zentrales Bindemittel der Gesellschaft. 

Eine – tendenziell lebenslängliche – Vollzeitbe-

schäftigung, ausgestattet mit einem dauerhaften, 

oberhalb eines kulturellen Minimums Existenz 

sichernden Einkommens und einem Set an so-

zialen Statusrechten, sei für die Masse der Lohn-

abhängigen über Jahrzehnte zur entscheidenden 

Bedingung gesellschaftlicher Teilhabe geworden. 

Seit den 1970er Jahren werde die marktkorri-

gierende Wirkung sozialstaatlicher Regulationen, 

die selbst entfremdete Lohnarbeit mit einer be-

sonderen gesellschaftlichen Integrationskraft 

ausgestattet hätte, jedoch immer schwächer. Im 

Ergebnis  spalteten  sich  die  nachfordistischen 

Lohnarbeitsgesellschaften in mehrere Zonen. Die 

„Zone der Integration“ mit noch immer geschütz-

ten Normarbeitsverhältnissen schrumpfe. Zu-

gleich entstehe eine „Zone der Entkoppelung“, 

in der sich Gruppen befänden, die mehr oder 
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minder dauerhaft von regulärer Erwerbsarbeit 

ausgeschlossen seien. Zwischen diesen beiden 

Zonen expandiere eine „Zone der Prekarität“, 

die ein heterogenes Sammelsurium aus jeder Zeit 

„verwundbaren“ Arbeitsverhältnissen umfasse. 

Im Unterschied zur algerischen Gesellschaft 

basieren die zeitgenössischen Ausformungen von 

Prekarität, die Castel im Blick hat, auf Abwei-

chungen vom Leitbild eines sozialstaatlich kon-

stituierten Normarbeitsverhältnisses, das für das 

Arbeitsbewusstein der Mehrheitsgesellschaft 

noch immer konstitutiv ist. Dies vorausgesetzt 

macht es Sinn, die Begriffe ‚prekäre Beschäfti-

gung‘, ‚Prekarität‘ und ‚Zone der Prekarität‘ 

genauer zu defi nieren. Schaut man in einschlä-

gige Lexika, so wird ‚prekär‘ mit ‚widerrufl ich‘, 

‚unsicher‘ oder ‚heikel‘ übersetzt. Eine prekäre 

Beschäftigung wäre somit eine unsichere, weil 

auf Widerruf gewährte und daher heikle Erwerbs-

arbeit. Doch was genau ist damit gemeint? 

Aus dem „Blickwinkel der Arbeit“ lassen 

sich laut Castel drei Kristallisationspunkte für 

Prekarität benennen. Erstens der drohende so-

ziale Absturz von Teilen der integrierten Arbei-

terklasse und der lohnabhängigen Mittelschich-

ten.6 Zweitens ein „Sich-Einrichten in der Pre-

karität“, die Herausbildung einer sozialen Lage, 

in der Perioden der Arbeitslosigkeit mit Phasen 

wechseln, während der die „Prekarier“ einer un-

sicheren, ungeschützten Tätigkeit nachgehen. 

Drittens schließlich ein „Platzmangel in der So-

zialstruktur“, das Entstehen einer „Position von 

Überzähligen“, die sich in einer Art „gesellschaft-

lichem no Man’s land herumtreiben“ und die im 

Durkheimschen Sinne in einer „ein Ganzes bil-

denden Gesellschaft, bestehend aus voneinander 

abhängigen Teilen“ tatsächlich nicht integrierbar 

sind (Castel 2000: 357, 359). Erweitert man die 

(Des-)Integration mittels Erwerbsarbeit um die 

Dimension sozialer Netzwerke, so gelangt man 

zu den Koordinaten des Castel’schen Zonenmo-

dells.7

Aus den bislang vorgestellten Bestimmun-

gen geht hervor, dass Prekarität ein Begriff ist, 

dessen konkreter Inhalt sich mit der Entwicklung 

der Erwerbsarbeit verändern kann. In modernen 

Arbeitsgesellschaften bezieht sich die Kategorie 

‚prekäre Beschäftigung‘ auf jene Normen, die 

unter dem Begriff Normal- oder Normarbeitsver-

hältnis zusammengefasst werden. Unter einem 

Normarbeitsverhältnis versteht man in der Regel 

eine Vollzeittätigkeit, die außerhalb des eigenen 

Haushalts ohne zeitliche Befristung für einen 

Arbeitgeber in einer halbwegs gleichmäßig auf 

die Werktage verteilten Arbeitszeit geleistet wird. 

Normbeschäftigte gehören Belegschaften an, die 

einen gesetzlichen Anspruch auf Mitbestimmung 

haben und unter den Kündigungsschutz fallen 

(Mückenberger 1985, Mayer-Ahuja 2003). Wie 

schon angesprochen, reichen die institutionellen 

Wurzeln des Normarbeitsverhältnisses bis in das 

letzte Drittel des 20. Jahrhunderts zurück; ihre 

Blütezeit erlebte die Normbeschäftigung in der 

Periode des expandierenden Fordismus. Zwar 

galt selbst während dieser Zeit, dass nicht alle 

Beschäftigtengruppen in Normarbeitsverhältnis-

se integriert waren. Gering Qualifi zierte, Migran-

ten und vor allem Frauen gehörten auch wäh-

rend der wirtschaftlichen Prosperitätsphase zu 

den benachteiligten Gruppen. Für Frauen, die 

6  „Im Gegensatz zur Konsolidierungsphase der Lohnarbeitsgesellschaft, in der das Fundament der gesicherten Positionen kon-
tinuierlich erweitert und die Wege sozialen Aufstiegs gebahnt worden waren, ist nun eine gegenläufige Bewegung vorherrschend. 
Es sind zweifellos diese Zwischenklassen – und nicht der obere oder untere Teil der Gesellschaftspyramide -, die aufgrund der 
blockierten Aufwärtsmobilität gegenwärtig nicht allzu viel zu erwarten, aber einiges zu verlieren haben, wo über das Gleich-
gewicht unserer Sozialstruktur entschieden wird. (Rechts- oder Linkspopulismus sind nur der politische Ausdruck ihrer 
Verunsicherung). Dies bestärkt uns in der Annahme, dass es nicht ausreicht, die soziale Frage an ihren Rändern anzugehen 
und bei der Anprangerung der ‚Exklusion‘ stehen zu bleiben“ (Castel 2000: 357).

7  „Ich habe eine allgemeine Hypothese vorgeschlagen, die der Komplementarität zwischen dem, was sich auf einer Achse der 
Integration durch Arbeit – stabile Beschäftigung, prekäre Beschäftigung, Ausschluss durch Arbeit – und durch die Dichte der 
Integration in den Beziehungsnetzwerken der Familie und der Gemeinschaft – solide Verankerung in den Beziehungsnetzwer-
ken, Brüchigwerden der Beziehungen, soziale Isolation – abspielt. Das so aufgespannte Koordinatensystem umfasst Zonen 
unterschiedlicher Dichte der sozialen Verhältnisse, die Zone der Integration, die Zone der Verwundbarkeit, die Zone der Für-
sorge und die Zone der Exklusion oder viel mehr der Entkoppelung. Es handelt sich dabei jedoch nicht um mechanische Kor-
relationen, da eine starke Wertigkeit auf der einen Achse eine Schwäche auf der anderen kompensieren kann... Diese Schwä-
che für die Gegenwart in den Griff zu bekommen, wird noch schwieriger, da sozialstaatliche Intervention praktisch überall 
präsent ist“ (Castel 2000: 360 f.).
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sich als mithelfende Familienangehörige be-

tätigten, war so genannte atypische und häufi g 

pre käre Beschäftigung eine beständige Realität. 

Doch trotz dieser Einschränkungen beinhaltet 

das Normarbeitsverhältnis bis heute einen Maß-

stab für gute Arbeit, der die Erwartungen und 

Ansprüche  eines  Großteils  der  Beschäftigten 

struk turiert. Zeitgenössische Defi nitionen von 

Prekarität und prekärer Beschäftigung beziehen 

sich auf den normativen Geltungsanspruch die-

ses Maßstabs.  

Soll die Dynamik, mit der die Prekarisierung 

von Arbeitsverhältnissen in den entwickelten 

Ka pitalismen  voran  schreitet,  präzise  erfasst 

wer den, ist es allerdings sinnvoll, neben den eher 

strukturellen Kriterien auch die subjektiven Ver-

arbeitungsformen unsicherer Beschäftigung in 

die Analyse einzubeziehen. Eine Erwerbstätig-

keit, die nach ihren strukturellen Kriterien als 

prekär zu bezeichnen ist, muss von denen, die 

eine solche Tätigkeit ausüben, subjektiv keines-

wegs als heikel eingestuft werden. Umgekehrt 

gilt, dass ein Beschäftigungsverhältnis auch dann 

ein prekäres Potenzial besitzen kann, wenn es 

sich im Bewusstsein des oder der Beschäftigten 

um eine erwünschte Form der Erwerbstätigkeit 

handelt. Insofern bildet die Kategorie ‚prekäre 

Beschäftigung‘ eine besondere Beziehung von 

Erwerbstätigen zu ihrer Berufsbiographie ab. 

Ein nach strukturellen Merkmalen prekäres 

Beschäftigungsverhältnis konstituiert eine er-

werbsbiographische Problemlage, die mehr oder 

minder aktiv bearbeitet und bewertet wird. Da-

bei beeinfl ussen der Neigungswinkel der Er-

werbsbiographie, individuelle Qualifi kationen 

und Kompetenzen, Geschlecht, Ethnie und Le-

bensalter die Art der Auseinandersetzung mit 

und die Bewertung von prekären Beschäftigungs-

verhältnissen. 

2.3 Fazit: „Enger“ und „weiter“   
 Prekaritätsbegriff

Gemeinsam mit den in der Struktur des Beschäf-

tigungsverhältnisses angelegten, ermöglichen die 

eher über die subjektive Verarbeitung erschließ-

baren Kriterien eine vorläufi ge Defi nition von 

prekärer Beschäftigung. Als prekär kann ein 

Erwerbsverhältnis bezeichnet werden, wenn die 

Beschäftigten aufgrund ihrer Tätigkeit deutlich 

unter ein Einkommens-, Schutz- und soziales 

Integrationsniveau sinken, das in der Gegen-

wartsgesellschaft als Standard defi niert und 

mehrheitlich anerkannt wird. Und prekär ist 

Erwerbsarbeit auch, sofern sie subjektiv mit 

Sinnverlusten, Anerkennungsdefi ziten und Pla-

nungsunsicherheit in einem Ausmaß verbunden 

ist, das gesellschaftliche Standards deutlich zu-

ungunsten der Beschäftigten korrigiert. 

Nach dieser Defi nition ist Prekarität nicht 

identisch mit vollständiger Ausgrenzung aus dem 

Erwerbssystem, absoluter Armut, totaler sozialer 

Isolation und erzwungener politischer Apathie. 

Vielmehr handelt es sich um eine relationale 

Kategorie, deren Aussagekraft wesentlich von 

der Defi nition gesellschaftlicher Normalitätsstan-

dards abhängt. Wo unsichere Arbeit zum Dau-

erzustand wird und die Verrichtung solcher 

Tätigkeiten eine soziale Lage für gesellschaftli -

che Gruppen konstituiert, kann im Anschluss an 

Robert Castel von der Herausbildung einer „Zone 

der Prekarität“ gesprochen werden, die deutlich 

von der „Zone der Integration“ mit geschützten 

Normarbeitsverhältnissen, aber auch von einer 

„Zone der Entkoppelung“, in der sich die „Ent-

behrlichen“ der Arbeitsgesellschaft befi nden 

(Kronauer 2002), abgrenzbar ist. Mit Prekarisie-

rung soll indessen ein sozialer Prozess bezeich-

net werden, über den die Erosion von Normali-

tätsstandards auf die Integrierten zurückwirkt. 

Prekarisierung bringt nicht nur eine „Zone“ mit 

Arbeitsverhältnissen hervor, die jederzeit ver-

wundbar sind, sie wirkt, wie sich zeigen wird, 

trotz  ihrer  unbestreitbaren  Desintegrations -

poten ziale auch restrukturierend auf die gesam-

te Arbeitsgesellschaft zurück. 

Wie sich die arbeitsweltlichen Integrations-

dimensionen unter dem Druck von Prekarisie-

rungsprozessen verändern und zueinander ver-

halten, ist noch kaum erforscht. Gleiches gilt für 

das Verhältnis der sozialen Zonen zueinander, 

für die Mobilität innerhalb und zwischen diesen 
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Zonen. Mit Blick auf die Operationalisierung des 

Prekaritätsbegriffs ist eine weitere Überlegung 

wichtig. In einer weiten Fassung, wie sie Paugam 

(1998, 2000) vorschlägt, tendiert die Prekaritäts-

Kategorie dazu, zu einem unscharfen Sammel-

begriff zu werden, weil sie von unsteten Beschäf-

tigungsverhältnissen über Unzufriedenheit mit 

der Arbeitstätigkeit bis hin zu Armut und  sozi-

aler Isolation alles erfasst (Paugam 2002). Ein 

solch weiter Prekaritätsbegriff ist zwar an die 

europäische Forschung anschlussfähig. Er büßt 

jedoch stark an analytischer Kraft ein, weil er, 

ebenso wie der Ausgrenzungsbegriff, dazu ten-

diert, höchst unterschiedliche Problem- und Le-

benslagen zu subsumieren. Aus diesem Grund 

verwenden wir nachfolgend einen engeren Be-

griff von Prekarität, der am Beschäftigungssys-

tem ansetzt, jedoch grundsätzlich um prekäre 

Lebenslagen jenseits der Erwerbsarbeit zu er-

weitern ist. Die von uns vorgeschlagene Defi ni-

tion prekärer Beschäftigung umfasst fünf Dimen-

sionen mit je eigenen (Des-)Integrationspotenti-

alen (vgl. Dörre u.a. 2004):

(1)  die reproduktiv-materielle Dimension: Pre-

kär ist Erwerbsarbeit, wenn eine Tätigkeit, 

deren Vergütung die Haupteinnahmequelle 

darstellt, nicht existenzsichernd ist und/oder 

wenn eine Arbeit, die  ein Beschäftiger leis-

tet, nicht so vergütet wird, dass das Einkom-

men dem oder der Arbeitenden ermöglicht, 

ein gesellschaftlich anerkanntes kulturelles 

Minimum nach oben zu überschreiten.

(2)  die sozial-kommunikative Dimension: Er-

werbsarbeit ist prekär, wenn die Beschäfti-

gungsform eine gleichberechtigte Integrati-

on in soziale Netze ausschließt, die sich am 

Arbeitsort  und  über  die  Arbeitstätigkeit 

herausbilden. Man kann dieses Kriterium 

auch auf soziale Netze außerhalb der Ar-

beitswelt ausweiten. Etwa, wenn die Ausü-

bung einer Tätigkeit den Arbeitenden sozi-

ale Verkehrskreise verschließt; oder umge-

kehrt, wenn die Belastungen und Restrikti-

onen einer Tätigkeit durch Zugehörigkeit zu 

engmaschigen sozialen Netzen, durch Fa-

milie und Verwandtschaft ausgeglichen 

werden müssen. 

(3)  Die rechtlich-institutionelle oder Partizipa-

tionsdimension: Damit ist gemeint, dass 

eine Arbeitstätigkeit den oder die Arbeiten-

den tendenziell vom vollen Genuss insti-

tutionell verankerter sozialer Rechte und 

Partizipationschancen  ausschließt.  Tarif-

liche Rechte, Mitbestimmungsmöglichkei-

ten, Betriebsvereinbarungen und soziale 

Schutz- und Sicherungsrechte wie Kündi-

gungsschutz, Rentenversicherung etc. gelten 

im vollen Umfang in der Regel nur für un-

befristete Vollzeitbeschäftigte.

(4)  Die Status- und Anerkennungsdimension: 

Prekär ist Arbeit auch, sofern sie den Arbei-

tenden eine anerkannte gesellschaftliche 

Positionierung vorenthält und mit sozialer 

Missachtung verbunden ist. Die Annerken-

nungsproblematik lässt sich allerdings nicht 

auf  die  Statusdimension  reduzieren.  Es 

handelt sich um eine Sphäre symbolischer 

Konfl ikte, die auf vielfältige Weise mit ma-

teriellen  Interessenkämpfen  verfl ochten 

ist. 

(5)  Die arbeitsinhaltliche Dimension: Von pre-

kärer Beschäftigung kann auch gesprochen 

werden, wenn die Berufstätigkeit von dauer-

haftem Sinnverlust begleitet ist oder wenn 

sie im Gegenteil zu einer krankhaften Über-

identifi kation mit Arbeit führt. Moderne 

Pa thologien der Arbeitswelt wie Arbeitswut, 

Burn-out-Syndrome, Entspannungsunfähig-

keit und der Verlust des Privatlebens bezeich-

nen mögliche Ursachen von  Prekarität.

Die genannten Dimensionen eines weiten Pre-

karitätbegriffs sollen einer auf Erwerbsarbeit 

bezogenen Annäherung an Prekarisierungspro-

zesse dienen; eine umfassende oder gar erschöp-

fende Defi nition des Phänomens stellen sie nicht 

dar. 
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3.  Ausmaß und Verbreitung prekärer 
  Beschäftigung

Über das Ausmaß prekärer Beschäftigung wird 

höchst kontrovers geurteilt. Ein – allerdings sehr 

grober – Indikator ist die Zunahme so genannter 

atypischer oder nicht-standardisierter Beschäf-

tigungsverhältnisse. Mitte der 1990er Jahre 

behauptete die bayrisch-sächsischen Zukunfts-

kommission einen fast schon naturwüchsigen 

Trend  zur  Umwandlung  von  Norm-  in  Nicht-

Norm-Arbeitsverhältnisse. Nach Angaben der 

Kommission ist der Anteil der Normalarbeitsver-

hältnisse an der Gesamtbeschäftigung in West-

deutschland während der letzten Dekaden konti-

nuierlich zurückgegangen. Innerhalb eines Vier-

teljahrhunderts (1970-1995) sank er von 83 % auf 

63 % aller abhängig beschäftigten Erwerbstä-

tigen (Kommission 1996: 62 ff.). Kritiker haben 

allerdings zu Recht darauf aufmerksam gemacht, 

dass sich hinter diesem Trend höchst unterschied-

liche  Beschäftigungsverhältnisse  verbergen. 

Deren Bandbreite reicht von – häufi g erwünsch-

ter und auch tarifl ich geschützter – Teilzeitarbeit 

über befristete Beschäftigungsverhältnisse, Leih- 

und Zeitarbeit bis hin zu abhängigen Selbstän-

digen, Ich-AGs, Mini- und Midijobs.    

Nicht jede dieser Beschäftigungsformen ist 

prekär oder wird als prekär empfunden. Aller-

dings besitzen die meisten atypischen oder nicht-

standardisierten  Beschäftigungsformen  ein 

„pre käres Potential“ (Mayer-Ahuja 2003: 54). 

„Atypische Beschäftigungsverhältnisse“ müssen 

„nicht unbedingt prekär sein, wenn die Betrof-

fenen anderweitig abgesichert sind – mit Sicher-

heit schlagen sie aber in Prekarität um, sobald 

dies nicht mehr der Fall ist (ebd.: 52, vgl. auch: 

Mückenberger 1985). Vor allem rechtliche Pre-

karität wird nahezu allen atypischen Beschäfti-

gungsformen attestiert. Allerdings werden gera-

de rechtliche Sicherungsdefi zite oft als selbstver-

ständlich hingenommen. Das gilt z.B. für den 

Teil II: Beschäftigungsverhältnisse mit prekärem Potenzial

Ausschluss fl exibel Beschäftigter aus Tarif- und 

Betriebsvereinbarungen. Häufi g sind die Betrof-

fenen auch nicht in die informelle Solidarität von 

Stammbelegschaften integriert. „Prekarier“ ha-

ben weniger Einfl uss auf Arbeitsbedingungen, 

denn fl exible Arbeitsverträge bedeuten letztlich 

einen „Zwang zur Unsicherheit“, dessen prekä-

res Potenzial im Grunde nur durch „hohe Einkom-

men“ und „sehr gute soziale Einbindung“ ent-

schärft werden kann. Die „meisten atypischen 

Beschäftigungsformen sehen sich somit einem 

Prekaritätsrisiko ausgesetzt“ (ebd.: 54). 

Was das genau bedeutet, ist freilich eine 

offene, empirisch zu klärende Frage. Betrachten 

wir zunächst die Entwicklung so genannter aty-

pischer oder nicht-standardisierter Arbeitsver-

hältnisse.

3.1 Erosion des Normarbeitsverhältnisses?

Nimmt  man  die  Abweichung  standardisierter 

Normarbeit (dauerhafter Arbeitsvertrag, Vollzeit, 

tarifl ich abgesichert, sozialversicherungspfl ich-

tig) als Indikator, so verdeutlicht ein Blick auf die 

rein quantitative Verteilung, dass trotz eines er-

heblichen Wandels in Teilbereichen die Rede von 

einer Norm und von Abweichungen noch immer 

plausibel ist. Formal ist die Mehrzahl der Be-

schäftigten in Deutschland weiterhin in Normar-

beitsverhältnisse integriert. Zahlen des IAB be-

legen, dass sieben von zehn Beschäftigungsver-

hältnissen nach wie vor als „standardisierte“ 

angesehen werden können. Auch der Ost-West-

Vergleich fördert kaum Differenzen zutage (vgl. 

Abbildung 1), sieht man von den öffentlich ge-

förderten Arbeitsverhältnissen in Ostdeutschland 

und  einem  höheren  Anteil  der  Mini-Jobs  in 

Westdeutschland ab. Die knapp 30 % nicht stan-

dardisierter Arbeitsverhältnisse weisen dagegen 

einen deutlichen Geschlechterbias auf, denn 

Frauen waren in Westdeutschland mit einem 

Anteil von 47 % an der weiblichen Gesamtbe-
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schäftigung (Ostdeutschland 41 %) deutlich stär-

ker vertreten. Der Anteil bei den Männern lag 

bei 11 % in West- und 15% in Ostdeutschland 

(IAB 2005). Betrachtet man Nicht-Standardisie-

rung als einen Hinweis auf potentielle Prekarität 

so bestätigt sich, was die feministische und Gen-

der-Forschung seit langem thematisiert. Nicht-

Norm-Beschäftigungsverhältnisse sind vor allem 

eine Domäne von Frauen (Mayer-Ahuja 2003). 

Mit Blick auf das Quellenmaterial muss hier 

allerdings bereits eine erste Einschränkung ge-

macht werden, denn über das tatsächliche Aus-

maß der Entstandardisierung von Erwerbsarbeit 

besteht in der empirischen Forschung ein „erheb-

licher Dissens“ (IAB 2005: 34). So fi nden sich 

stark divergierende Zahlen zur Verbreitung nicht-

standardisierter Beschäftigungsformen in den 

Erhebungen von BA, Bundesknappschaft, SOEP, 

Abbildung 1: Standardisierte und nicht standardisierte
Arbeitsverhältnisse in Ost und West

Quelle: IAB; Stand 30.06.2004
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im Mikrozensus oder den Spezialerhebungen von 

ISG und Infratest. Diese Divergenzen hängen 

zunächst mit der Defi nition von Norm- und Nicht-

norm-Arbeitsverhältnissen zusammen (z.B. ge-

langt man, je nach dem ob und welche Formen 

von Teilzeitarbeit man zur Norm- bzw. Nicht-

Normarbeit zählt, zu unterschiedlichen Ergeb-

nissen); es gibt aber auch, etwa bei geringfügiger 

Beschäftigung und Schattenarbeit, Erfassungs-

probleme. In einer kritischen Aufbereitung ver-

fügbarer Daten gelangt Tatjana Fuchs (vgl. Dörre/ 

Fuchs 2005) zu dem Ergebnis, dass seit Beginn 

der 1990er Jahre von einem deutlichen Trend 

zur Expansion von Nicht-Norm-Arbeitsverhält-

nissen ausgegangen werden kann. (Abbildung 

2). Selbst „in hochaggregierter Form“ zeige sich 

„mittlerweile eine deutliche Verdrängung von 

unbefristeter Vollzeitarbeit, d.h. jener Beschäfti-

gungsform, die man bislang wesentlich mit ge-

schützter Normarbeit assoziiert hat“. Rechnet 

man die Auszubildenden zu den Norm-Beschäf-

tigten, so lag deren Anteil an allen abhängig Be-

schäftigten nach diesen Berechnungen in Ost und 

West jeweils noch über 75%; 2002 hatte sich 

dieser Anteil hingegen auf jeweils knapp über 

60 % reduziert. Nach dieser Analyse befi ndet 

sich also bereits mehr als ein Drittel der abhän-

gig Beschäftigten in Nicht-Norm-Arbeitsverhält-

Quellen: Statistischem Bundesamt, Fachserie 1. Bevölkerung und Erwerbstätigkeit Reihe 4.1.1. Geringfügige Beschäftigung
ab 2000: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit. Leiharbeit bis 1991: Bundesanstalt für Arbeit, Landesarbeitsamt
Nord, Referat Information, Controlling und Forschung; ab 2000 Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit. 1968:
Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, VIII: Erwerbstätigkeit. 2002: Statistisches Bundesamt, Fachserie1,
Reihe 4.1.1. Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Bundesagentur für Arbeit: Arbeitnehmerüberlassungsstatistik und Statistik
über geringfügig Beschäftigte sowie über Teilzeitbeschäftigte und Ausbildungsmarkt 2002. Eigene Berechnungen.

Abbildung 2: Veränderung der Beschäftigungsstruktur: Anteil der
Erwerbstätigen nach Erwerbsformen (Ost – West):
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nissen. Für sich genommen sagt eine solche 

Feststellung über das reale Ausmaß und die Dy-

namik prekärer Beschäftigung aber noch wenig 

aus.    

3.2 Formen nicht-standardisierter 
 Beschäftigung

Der Flexibilisierung der Erwerbsformen, die – so 

das IAB – voraussichtlich auch weiter rasch 

voranschreiten und damit expansiv bleiben dürf-

te (IAB 2005: 36), korrespondiert eine zuneh-

mende Vielfalt von Varianten nicht-standardi-

sierter Arbeitsverhältnisse. (vgl. Abbildung 3: 

Quelle IAB 2005c)

Die unterschiedlichen nicht standardisierten 

Arbeitsverhältnisse zeichnen sich durch je be-

sondere Implikationen für die in dieser Weise 

Beschäftigten aus. Mini- und Midi-Jobs beispiels-

weise haben eine eigene Versicherungspfl icht, 

befristete Arbeitsverhältnisse defi nieren sich 

über die Dauer, andere Formen fl exibler Arbeit 

über den periodischen oder situativen Beschäf-

tigungsumfang (Leih-, Teilzeit- oder auch Kurz-

arbeit). Jede Beschäftigungsart bietet Arbeitneh-

mern wie Arbeitgebern spezifische Vorteile, 

hinsichtlich ihres prekären Potentials aber auch 

je eigene Unsicherheitspotenziale.

3.2.1 Leiharbeit, Zeitarbeit

Einer der dynamischsten Bereiche nicht stan-

dardisierter Beschäftigung ist die Leiharbeit. In 

den Jahrzehnten zwischen 1970 und 1995 ist 

der Anteil der Leiharbeiter an der Gesamtheit 

der sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigten 

in etwa gleich geblieben (1995 ca. 0,6 %); seither 

hat er sich deutlich erhöht. 2004 gab es in 

Deutschland rund 400.000 Leiharbeiter (Abbil-

dung 3), das sind 1,5 Prozent aller sozialversiche-

rungspfl ichtig Beschäftigten (Abbildung 4) (IAB 

2005a). Binnen weniger Jahre hat sich die ab-

solute Zahl der Leiharbeiter also mehr als ver-

doppelt (Vogel 2004). Es handelt sich aber nach 

wie vor um ein relativ schmales Beschäftigungs-

segment.

In den alten Bundesländern wird die Zunah-

me der Leiharbeit in erster Linie durch die Nach-

frage von Betrieben des verarbeitenden Gewer-

bes mit hohem Wettbewerbs- und Kostendruck 

geschaffen. Das Wachstum der Leiharbeit in den 

neuen Bundesländern lässt sich dagegen auf die 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des IAB (FB 4)
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gestiegene Nachfrage aus dem Dienstleistungs-

sektor zurückführen. Die Besonderheit des Leih-

arbeitsverhältnisses und ein spezifi scher kom-

parativer Vorteil dieser Beschäftigungsform ins-

besondere für den entleihenden Betrieb besteht 

in der Trennung der sonst bei einem Arbeitgeber 

kumulierten Weisungsrechte einerseits und der 

Entlohnungs-  und  Sozialversicherungspfl icht 

an  dererseits. Dieses durch das von Verleiher, 

Entleiher und Leiharbeitnehmer konstituierte 

Dreiecksverhältnis bietet insbesondere dem Ent-

leiher ein hohes Maß an Flexibilität bei über-

schaubaren Pfl ichten. Genau das macht die At-

traktivität von Leiharbeit aus. Für die betroffenen 

Leiharbeitnehmer resultieren aus dieser Kon-

stellation aber auch besondere Risiken, da mit 

den gesplitteten Zuständigkeiten nicht selten eine 

Unsicherheit  von  Rechtspositionen  und  eine 

schwächere soziale Einbindung insbesondere in 

das  betriebliche  Gefüge  einhergehen.  In  der 

Abbildung 4: Entwicklung von Leiharbeit
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betrieblichen Perspektive stellen die Leiharbeiter 

ein erhebliches Flexibilisierungspotenzial dar; 

gleichzeitig senken sich mit ihrem Einsatz die 

mit der Personalsuche verbundenen Risiken und 

Transaktionskosten.

Trotz ihrer häufi g geringen Zahl sind die 

Folgen des betrieblichen Einsatzes von Leihar-

beitern für die betriebliche Sozialordnung oft-

mals erheblich. Da Leiharbeiter in der Regel als 

„vollwertige“ Arbeitskräfte in mit Standardar-

beitsplätzen vergleichbaren Positionen eingesetzt 

werden, üben sie nolen volens einen Einfl uss auf 

die tradierten Sozialbeziehungen und Arbeits-

normen aus (siehe Teil IV). Zwar handelt es sich 

bei Leih- und Zeitarbeit im Grunde um eine hoch 

regulierte Arbeitsform mit rechtskräftigen Tarif-

verträgen. Doch verschiedene empirische Unter-

suchungen (Vogel 2004: 154 ff.; Kraemer/Speidel 

2004: 119 ff.; Promberger u. a. 2005) haben das 

prekäre Potential dieser Beschäftigungsform 

eindringlich heraus gearbeitet. Auf den ersten 

Blick scheint es sich freilich um ein in der Fläche 

gering verbreitetes Flexibilisierungsinstrument 

von geringer quantitativer Bedeutung zu han-

deln. Zum Stichtag 30.06.2004 wurden ca. 

280.000 Leiharbeiter in etwa 50.000 Betrieben 

eingesetzt. Insgesamt nutzen nur ca. 2-3 % der 

Betriebe dieses Instrument. Der Einsatz von 

Leiharbeit ist stark konjunkturabhängig, die Zahl 

der eingesetzten Leiharbeiter zumeist nicht hoch 

(vier von fünf Betrieben mit Leiharbeit setzen 

maximal fünf Leiharbeitskräfte ein). Leiharbeit 

ist somit „die am seltensten anzutreffende aty-

pische Beschäftigungsform auf dem deutschen 

Arbeitsmarkt“; dennoch wäre es fahrlässig, von 

einem bloßen Randphänomen auszugehen: 

„Vor allem Expertenberichte gewerkschaft-

licher Funktionäre weisen immer wieder auf die 

Problematik einzelner Betriebe hin, die intensi-

ven Gebrauch von Leiharbeit machen. Und in 

der Tat weist eine Betrachtung der betrieblichen 

Leiharbeitsquoten, das sind die Anteilswerte, 

die auf die Leiharbeiter im Verhältnis zu den 

übri gen Mitarbeitern des Betriebs entfallen, tat-

sächlich eine Gruppe von Betrieben aus, die das 

Instrument der Leiharbeit intensiv nutzen: So 

hatten 2004 rund 40 % der relevanten Einsatzbe-

triebe (mit mindestens 10 Beschäftigten) Leihar-

beiteranteile von mindesten 10 %. Bei grö ßeren 

Betrieben (über 150 Beschäftigte) belaufen sich 

diese Intensivnutzer auf rund 10 % der Einsatz-

betriebe – bei leicht wachsender Tendenz. Hier 

spielt Leiharbeit eine zentrale Rolle im betrieb-

lichen Flexibilisierungshandeln: Auftragsspit-

zen und andere Engpässe werden grundsätzlich 

auch unter Einsatz von Leiharbeit bewältigt. 

Fallstudienbefunde und weitere Berechnungen 

zeigen, dass dieses Segment der Intensivnutzer 

vor allem aus hochtarifi gen Fertigungsbetrieben 

des Verarbeitenden Gewerbes mit hohem Anteil 

an stark zerlegter manueller Fertigung (z.B. Au-

to mobilindustrie und Zulieferer), aber auch aus 

bestimmten Dienstleistungsbereichen besteht. 

Lohnkostensenkung und Tarifunterwanderung, 

aber auch der vergleichsweise einfache Kapa-

zitätsrückbau im Falle rückläufi ger Auslastung 

sind die Hauptmotive solcher Betriebe“ (Prom-

berger u.a. 2005: 5 f.).

Die zitierte Studie gelangt zu dem Ergebnis, 

dass Leiharbeit sich grosso modo „eher komple-

mentär als substitutiv“ zu anderen Flexibilisie-

rungsformen verhält. In einem Viertel der Nut-

zerbetriebe verdrängt Leiharbeit reguläre Be-

schäftigung (ebd.: 8). Optimistische Annahmen 

über die beschäftigungsfördernde Wirkung von 

Leiharbeit bestätigen sich nicht (ebd.:11); stattdes-

sen muss davon ausgegangen werden, dass 

„Leiharbeit mitnichten eine Arbeit wie jede  andere 

ist, sondern zumindest in Teilbereichen ein enor-

mes Armuts- und Abstiegsrisiko birgt“ (ebd.: 13).

Diese Erkenntnisse sind wichtig, weil Leih-

arbeit parallel zum betrieblichen Einsatz auch 

durch die Arbeitsmarktreformen aufgewertet 

worden ist. Im Gefolge der so genannten „Hartz-

Reformen“ etablierten sich neben den großen, 

bereits am Markt tätigen Verleihfi rmen, fl ächen-

deckend eine Vielzahl von Personalserviceagen-

turen (PSA), mit deren Hilfe Leiharbeiter einen 

Weg zurück in den ersten Arbeitsmarkt fi nden 

sollten („Klebeeffekt“). Vorteilhaft an dieser Re-

gelung ist sicherlich, dass im Unterschied zur 

langjährig vorherrschenden Unsicherheit in der 
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Branche diese Arbeitsplätze durchweg unter den 

Tarifvertrag für die Zeitarbeitsbranche fallen. An 

der Effektivität der PSA insgesamt werden aller-

dings erhebliche Zweifel angemeldet. Hier ist 

unter anderem auf das Problem von Mitnahme-

effekten zu verweisen. 

3.2.2 Befristete Beschäftigung

Im Unterschied zur Leiharbeit arbeitet die Mehr-

zahl der befristet Beschäftigten im expandieren-

den Dienstleistungssektor, obwohl sich eine 

Zunahme befristeter Beschäftigungsverhältnisse 

auch in anderen Sektoren abzeichnet. In der EU 

werden über 66 % aller befristeten Arbeitsverträ-

ge im Dienstleistungssektor abgeschlossen, darun-

ter vor allem Einzelhandel, Gastronomie, Verkehr, 

Finanzen, aber auch der öffentliche Sektor (EIRO 

2002).  EU-weit  haben  12,8 %  aller  abhängig 

 Beschäftigten einen befristeten Arbeitsvertrag, 

Deutsch land liegt knapp unter dem Durchschnitt 

(Statistisches Bundesamt; vgl. Abbildung 5)

Abbildung 6: Anteil Beschäftigter mit einem befristeten Arbeitsvertrag
an allen Beschäftigten in Prozent
– Ergebnisse der EU-Arbeitskräfteerhebung 2003 –
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Eine wesentliche Zunahme des Anteils be-

fristet Beschäftigter lässt sich im Zeitraum von 

1998-2003 laut EU-Statistik nicht nachweisen 

(Ausnahme Polen, dessen Anteil von 5,2 % im 

Jahr 1998 gestiegen ist auf 18,9 % im Jahr 2003). 

Auffällig ist, dass befristete Arbeitsverträge vor 

allem unter jüngeren Beschäftigten verbreitet 

sind. So hatten im Frühjahr 2003 EU-weit 37 % 

der 15- bis 24jährigen Beschäftigten einen be-

fristeten Vertrag, während dies nur auf 10,5 % 

der 25- bis 49jährigen und auf 5,9 % der 50- bis 

64jährigen zutraf. Die bereits festgestellte Ge-

schlechter-Schiefl age fi ndet sich auch im Feld 

der befristeten Arbeitsverhältnisse. In allen EU-

Ländern liegt der Anteil der weiblichen Befris-

teten zum Teil deutlich über dem der männli-

chen. Nicht so in Deutschland, wo sich der Anteil 

der weiblichen befristet Beschäftigten (13,1 %) 

an der gesamten abhängigen Beschäftigung sehr 

nahe am Anteil der männlichen (12,5 %) befris-

tet Eingestellten bewegt.

Der internationale Vergleich verstellt aller-

dings bis zu einem gewissen Grad den Blick für 

die nationale Problematik. In Westdeutschland 

lag der Anteil von befristet Beschäftigten an der 

Gesamtheit der Erwerbstätigen 1995 bei ca. 5%. 

2001 betrug er 9,6 % aller abhängig Beschäftig-

ten in ganz Deutschland. Die EU-Statistik weist 

2003 einen Anteil von 12,2 % an allen Beschäftig-

ten aus. Besonders bedeutsam ist jedoch die Al-

terskohorten-Spezifi k. 2003 besaßen 35 % aller 

abhängig Beschäftigten unter 20 eine befristete 

Stelle, 1991 lag der Anteil der Befristeten in 

dieser Altersgruppe noch bei 21 %. In den nach-

folgenden Altersgruppen der 20 bis 24Jährigen 

und der 25 bis 29Jährigen lagen die Befristungs-

quoten 2003 bei 24 % bzw. 15 % (vgl. Statisti-

sches Bundesamt 2003). Gerade in den jüngeren 

Altersgruppen nehmen befristete Beschäftigungs-

verhältnisse überdurchschnittlich zu. In einem 

Bundesland wie NRW waren 2003 bereits mehr 

als 50 % der Erwerbstätigen unter 24 Jahren 

befristet beschäftigt; d.h. die Befristung wird in 

diesem Alterssegment zur dominanten Beschäf-

tigungsform (Dörre 2004). Hinzu kommt, dass 

in Branchen wie der gesamten Metall- und Elek-

troindustrie in jüngster Zeit de facto nur noch 

befristet eingestellt wird. 

Nun sagen auch diese Zahlen für sich ge-

nommen noch relativ wenig über Prekarität aus. 

Denn bei jüngeren Erwerbspersonen ist wahr-

scheinlich, dass sie früher oder später doch in 

ein dauerhaftes Beschäftigungsverhältnis ein-

münden. Wie aus der internationalen Forschung 

bekannt ist, zieht der Befristungsstatus für die 

betroffenen Beschäftigten allerdings eine Reihe 

von Problemen nach sich, die sich über eine 

Globalstatistik kaum erkennen lassen. Zu den 

Nachteilen gehört, dass tarifl iche oder gesetzli-

che Leistungen und Rechte zuweilen an Mindest-

beschäftigungsdauern gekoppelt sind (Abfi n-

dungszahlungen, Kündigungsschutz, Prämien, 

Zusatzrenten etc.). Über die Frage, ob fl exible 

Beschäftigungsverhältnisse die Vermittlungsfä-

higkeit arbeitsloser Menschen verbessern und 

ihnen zu unbefristeten Arbeitsverträgen verhel-

fen oder ob sie lediglich zu weiteren fl exiblen 

Arbeitsverhältnissen und erneuten Erwerbslosig-

keitsphasen führen, gehen die Meinungen aus-

einander. EIRO hat auf Ergebnisse internationa-

ler Studien zu befristeter Beschäftigung verwie-

sen, die vor allem auf die Folgen für Gesundheit 

und Sicherheit abzielen. Finnische Forschungs-

ergebnisse belegen, dass Gesundheits- und Si-

cherheitsrisiken mit zunehmender Beschäfti-

gungsdauer erheblich abnehmen. Das weist im 

Umkehrschluss auf Probleme für kurzfristig 

beschäftigte Arbeitnehmer hin. In den Nieder-

landen kamen Forscher zu dem Ergebnis, dass 

befristet Beschäftigte stärkeren Lärmquellen 

ausgesetzt sind, häufi ger körperlich anstrengen-

de Tätigkeiten verrichten müssen, in größerem 

Ausmaß krankheitsbedingt abwesend sind und 

überdurchschnittlich oft Erwerbsunfähigkeits-

renten beantragen als längerfristig beschäftigte 

Arbeitnehmer (gilt insbesondere für junge Ar-

beitnehmer). Bei der Beantragung solcher Er-

werbsunfähigkeitsrenten klagen befristet Be-

schäftigte doppelt so oft über psychische Be-

schwerden wie der Durchschnitt. Aus spanischen 

Studien geht ein eindeutiger Zusammenhang 

zwischen ‚unbeständigen‘ Beschäftigungsver-
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hältnissen und Unfällen als Folge von Druck, 

Stress, mangelnder Erfahrung und unzureichen-

der Ausbildung hervor. Nach einer Betriebsräte-

Studie aus dem Jahr 2000 (Comisiones Obreras) 

kam es zwischen 1993 und 1998 unter befristet 

Beschäftigten zu vier Mal mehr Unfällen als 

unter Unbefristeten; dies weist darauf hin, dass 

befristet beschäftigte Arbeitnehmer eher Arbeits-

unfällen zum Opfer fallen als unbefristet beschäf-

tigte Arbeitnehmer (vgl. EIRO 2002). Begründet 

wird dies mit der Art der Tätigkeiten, die Aus-

hilfsarbeitnehmer auszuführen haben, sowie 

schlechteren Kenntnissen hinsichtlich der mit 

einer Arbeitstätigkeit verbundenen Risiken wie 

auch der nötigen Schutzmaßnahmen. Haupt-

gründe sind mangelnde Ausbildung und Erfah-

rung der Befristeten. 

Bis in die Gegenwart hinein wurden befris-

tet Beschäftigte auch von Seiten vieler Gewerk-

schaften eher nachrangig behandelt. Diese Be-

schäftigten sind in der Regel deutlich schwächer 

organisiert, wobei unklar ist, ob dies eine Folge 

oder eine Voraussetzung gewerkschaftlicher Ver-

nachlässigung darstellt. In einigen Ländern (wie 

Spanien) fi nden sich Schutzvorschriften in sekto-

ralen Tarifabkommen, die beispielsweise die 

Dau er von befristeten Arbeitsverhältnissen regeln. 

In Deutschland regelt dies das Gesetz über Teil-

zeitarbeit und befristete Arbeitsverträge. Ledig-

lich für befristete Arbeitsverträge „ohne sachli-

chen Grund“ gilt eine Höchstbefristungsdauer 

von zwei Jahren (bei maximal dreimaliger Ver-

längerungsmöglichkeit in diesem Zeitraum).

3.2.3 Ich-AGs

Seit der Existenzgründungszuschuss für die 

neuen Ich-AGs Anfang 2003 in Kraft getreten ist, 

hat sich die Nachfrage (vgl. Abbildung 7) nach 

dem neuen Programm expansiv entwickelt.  Es 

handelt sich um das am häufi gsten genutzte För-

derinstrument, das im Gefolge der „Gesetze für 

moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 

etabliert wurde (IAB 2005b).

Trotz der bisher schwachen Datenlage lässt 

sich jedoch in der Tendenz erkennen, dass die 

hohen Erwartungen an das Instrument der Ich-

AG nur teilweise erfüllt wurden. Zwar gelangt 

das IAB zu dem Ergebnis, dass nicht jede Ge-

schäftsaufgabe unter dem Gesichtspunkt der 

Arbeitsmarktintegration negativ zu bewerten ist 

(IAB 2005b: 1). Doch die Daten lassen auch den 

Schluss zu, dass sich viele Existenzgründer aus 

förderpolitisch eher problematischen Gründen 

für die Variante Ich-AG entschieden haben (vgl. 

Abbildung 8). Darauf deuten Antworten wie „Kei-

ne anderen Förderprogramme bekannt“, „ Wollte 

keinen Business-Plan erstellen“ oder gar „Lohn-

ersatzleistungen (fast) aufgebraucht“ hin.

Die mangelhafte Vorbereitung und die fehlen-

den Informationen ziehen vielfach ein Scheitern 

dieser Form der Existenzgründung nach sich 

(vgl. Abbildung 9) mit nicht selten problemati-

schen Folgen für die Betroffenen.

Das IAB (2005b) resümiert daher: 

„Bedenklich erscheint hingegen, dass rund 

ein Fünftel der Befragten angab, die Kosten für 

die soziale Absicherung unterschätzt zu haben. 

Dies weist klar auf Informationsdefi zite und ei-

nen entsprechenden Beratungsbedarf hin. Ganz 

offensichtlich war vielen Geförderten nicht be-

wusst, dass die – obligatorische – soziale Absi-

cherung einen Großteil des Existenzgründungs-

zuschusses aufzehren würde. (…) Von den Ab-

brechern berichtete ein Drittel von Schulden, die 

noch aus der selbständigen Tätigkeit stammten. 

Die Höhe dieser Verbindlichkeiten bezifferten 

wiederum drei Viertel auf weniger als 5.000,– €. 

Weitere 16 Prozent hatten noch Schulden von 

bis zu 10.000,– € aus dem „Abenteuer Selbst-

ständigkeit“ zu tragen. Nur ein kleiner Teil lag 

darüber. Erscheinen diese Beträge zunächst eher 

niedrig, so kann dies für den Einzelnen oft viel, 

ja zu viel sein. Vormals Arbeitslose, die unter 

schwierigen Bedingungen den Schritt in die 

Selbständigkeit gewagt haben, sind nun nicht 

nur um die Hoffnung auf Rückkehr in die Er-

werbstätigkeit ärmer. Sie haben unter Umstän-

den noch lange Zeit an diesen Belastungen zu 

tragen. Persönliches Scheitern und wirtschaftli-

che Not können sich so wechselseitig verstär-

ken.“
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3.2.4 Geringfügige Beschäftigung, 

 Mini- und Midi-Jobs

Unter den Beschäftigungsverhältnissen mit re-

duzierten Abgaben können einige Varianten un-

terschieden werden. Um eine geringfügig ent-

lohnte Beschäftigung (Minijob) handelt es sich, 

wenn das Arbeitsentgelt regelmäßig im Monat 

400 Euro nicht überschreitet, und zwar sowohl 

bei ausschließlich geringfügig entlohnten Be-

schäftigten als auch bei geringfügig entlohnten 

Beschäftigten, die gleichzeitig sozialversiche-

rungspfl ichtig beschäftigt sind (Nebenjob). Kurz-

fristige Beschäftigung ist dann gegeben, wenn 

die Tätigkeit im Laufe eines Kalenderjahres nach 

ihrer Eigenart auf nicht mehr als zwei Monate 

oder insgesamt 50 Arbeitstage im Voraus ver-

traglich begrenzt ist. Midijobs sind sozialversi-

cherungspfl ichtige Beschäftigungsverhältnisse, 

deren Arbeitsentgelt zwischen 400 Euro und 800 

Euro liegt (dies gilt nicht für Auszubildende).

Während der letzten Jahre haben Mini- und 

Midi-Jobs eine steile Karriere verzeichnet. Schon 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, © IAB

Abbildung 7: Monatliche Zugänge in Überbrückungsgeld und
Existenzgründungszuschuss

 Aus der Arbeitslosigkeit in die Selbstständigkeit

Monatliche Zugänge/Bewilligungen in Überbrückungsgeld und Existenzgrün-
dungszuschuss, Januar 2001 bis Dezember 2004 – kumuliert im Jahresverlauf
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© IAB

 Abbildung 8: Motive für die Fördervariante „Ich-AG“

Anteile in %, n = 643 Fälle: Mehrfachnennungen möglich

60,9Finanziell günstigere Förderalternative

34,6Unbürokratischer Förderzugang

32,2Empfehlung des Arbeitsvermittlers

31,5Keine anderen Förderprogramme bekannt

24,4Wollte keinen Business Plan erstellen

10,2Lohnersatzleistung (fast) aufgebraucht

6,6Empfehlung einer Gründerberatungsstelle

Abbildung 9: Gründe für die Aufgabe einer selbstständigen Tätigkeit

© IAB

 Gründe für die Aufgabe der selbstständigen Tätigkeit

Anteile in %, n = 614 Fälle: Mehrfachnennungen möglich

57,3Auftragsmangel

48,1Finanzierungsengpässe

20,5Kosten für soziale Absicherung unterschätzt

16,5
Unternehmensidee unrealistisch /

Gründungskonzept nicht tragfähig

11,3Sonstige wirtschaftliche Gründe

3,9Familiäre Gründe

8,2Persöhnliche Gründe

46,3Andere Gründe
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vor der „Riester-Reform“ war die Zahl der ge-

ringfügig Beschäftigten in so genannten 610– (im 

Osten 520–)DM-Jobs explosionsartig gestiegen. 

Das genaue Ausmaß dieser Beschäftigungsform 

war freilich schon Mitte der 1990er Jahre unbe-

kannt. Nach Schätzung der bayrisch-sächsischen 

Zukunftskommission war der Anteil ausschließ-

lich geringfügig Beschäftigter an der Gesamtbe-

schäftigung von 6 % 1980 auf 1995 ca. 13 % 

gestiegen; zu ähnlichen Aussagen gelangte eine 

Arbeitgeberumfrage des IAB (zusammenfassend: 

Rudolph 1998: 16). Nach den Daten des sozioö-

konomischen Panels (SOEP) gab es 1996 5,4 Mio. 

geringfügige Beschäftigungsverhältnisse (4,6 

West, 750.000 Ost). Bei einem Viertel handelte 

es sich um Nebenbeschäftigungen. 40 % der 

ausschließlich geringfügig Beschäftigten waren 

verheiratete Frauen, 25% Schüler und Studenten, 

10 % Rentner (Rudolph 1998: 14). Als prekär 

galt diese Beschäftigungsform nicht nur wegen 

ihrer minderen Sozial- und Schutzrechte, son-

dern auch, weil sie sich, da sozialversicherungs-

frei, zur Aufspaltung beitragspfl ichtiger Norm-

arbeitsverhältnisse nutzen ließ. Infolge des mit 

dem Namen Riester verbundenen Regulierungs-

versuchs ging die Zahl der geringfügigen Beschäf-

tigungsverhältnisse offenbar in Teilbereichen 

zurück. 

Inzwischen gelten Mini- und Midi-Jobs wie-

der als willkommene Entlastungen des Arbeits-

marktes. Mittlerweile liegen erste Untersuchun-

gen zu diesen Beschäftigungsformen vor. Vorweg 

zu schicken bleibt aber auch hier, dass der Streu-

bereich der Ergebnisse noch sehr breit ist. Das 

ist nicht zuletzt auf die angesprochenen Modifi -

kationen der offi ziellen Defi nitionen und gesetz-

lichen Rahmenbedingungen zurückzuführen. 

Zum Stichtag 01.01.2004 waren es von den 26, 

75 Mio. sozialversicherungspfl ichtig Beschäftig-

ten 669.000 Arbeitnehmer (2,5 %), die die Midi-

Job-Regelung in Anspruch genommen hatten, 

davon wiederum 155.000 während der gesamten 

Beschäftigungszeit und 514.000 wenigstens zeit-

weise (zum Folgenden vgl. BA 2004). Zusätzlich 

zu ihrer sozialversicherungspfl ichtigen Haupttä-

tigkeit übten 1, 44 Mio. Beschäftigte oder 5, 4 % 

einen Minijob als Nebentätigkeit aus. Darüber 

hinaus waren Ende Dezember 4, 54 Mio. Perso-

nen ausschließlich in einem geringfügig entlohn-

ten Arbeitsverhältnis beschäftigt.

Minijobs fi nden sich im Westen relativ häu-

fi ger als im Osten, während die Inanspruchnah-

me der Midi-Job-Regelung in West wie Ost gleich 

groß ist. Mini- und Midi-Jobs werden vor allem 

von Frauen genutzt (insbesondere die Midi-Jobs). 

Auch hier fi ndet sich demnach der angesproche-

ne Geschlechterbias. Während sich die Alters-

struktur bei den sozialversicherungspfl ichtig 

Beschäftigen, den Midi- und den Nebenjobbern 

ähneln, sind bei den ausschließlich geringfügig 

entlohnten Beschäftigten Jüngere und Ältere 

überdurchschnittlich vertreten. Mini- und Midi-

Jobs gibt es insbesondere in den Dienstleistungs-

branchen. Stark vorhanden sind sie in privaten 

Haushalten, im Reinigungsgewerbe und in der 

Gastronomie (vgl. Abbildung 10). Außerdem kon-

zentrieren sich Minijobs in Klein- und Mittelbe-

trieben (vgl. Abbildung 11).

Frühe Befürchtungen, dass mit der Einfüh-

rung der Mini-Jobs bestimmte nicht intendierte 

Effekte, wie die Substituierung standardisierter 

durch geringfügige Arbeitsplätze, zunehmen könn-

ten, fi nden sich immer häufi ger in der aktuellen 

empirischen Forschung: 

„Während Minijobs erheblich zugenommen 

haben, nahm die Zahl sozialversicherungspfl ich-

tig Beschäftigter deutlich ab. Ob und inwieweit 

sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte durch 

Minijobs verdrängt wurden, bleibt weiterer 

Forschung überlassen“ (BA 2004).

Auch das IAB (2005) stellt fest, dass die An-

zahl der Mini-Jobs zwar mit dem Inkrafttreten 

des Zweiten Gesetzes für Moderne Dienstleistun-

gen (April 2003) deutlich gestiegen ist, der Ar-

beitsmarkt aber durch diese Entwicklung nur 

bedingt entlastet wird: 

„Ein Grund liegt darin, dass ein Teil der 

neuen Mini-Jobs bisher als Vollzeitarbeitsplätze 

bereits existierte, die in mehrere Beschäftigungs-

verhältnisse (Mini-Jobs) umgewandelt  wurden.“

Mit der Einführung von Midi-Jobs sollte 

einem bereits seit langem in der Debatte vorlie-
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Auf 100 sozialversicherungspflichtige Beschäftigte kommen … Minijobber
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 Abbildung 10: Minijobs in ausgewählten Wirtschaftszweigen
Deutschland Dezember 2003

© IAB

Abbildung 11:Ausschließlich geringfügig Beschäftigte nach Betriebsgrößen
Deutschland Dezember 2003

– Betriebsgröße nach der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten –
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genden Argument Rechnung getragen werden, 

bestehende Abgabensprünge beim Übergang von 

geringfügiger zu sozialversicherungspfl ichtiger 

Beschäftigung durch eine Gleitzone aufzuheben 

(vgl. dazu die Debatten über Modelle negativer 

Einkommenssteuer). Ziel ist, die Ausdehnung 

der Arbeitszeiten von Mini- hin zu Midi-Jobs at-

traktiver zu gestalten. Ein Großteil der Midi-Jobs 

wird heute als Teilzeitarbeit ausgeführt, am 

Beispiel Ostdeutschlands verdeutlicht nachfol-

gende Übersicht die Branchenverteilung mit dem 

Schwerpunkt im Dienstleistungsbereich: über 

die Hälfte aller Midi-Jobs entfallen in Ostdeutsch-

land allein auf das Dienstleistungsgewerbe.

3.2.5 Teilzeitarbeit

Am Beispiel von Mini-Jobs und klassischer Teil-

zeitarbeit lassen sich die Interdependenzen tra-

dierter und aktueller Formen nicht-standardi-

sierter Beschäftigung aufzeigen. Seit 2001 ist das 

Teilzeit- und Befristungsgesetz in Kraft, das den 

Arbeitnehmern sowohl einen Anspruch auf Ver-

kürzung aber auch die Möglichkeit zur Verlänge-

rung der Arbeitszeit eröffnet. Ziele waren unter 

anderem die Schaffung neuer Arbeitsplätze8 und 

eine Verbesserung der  Geschlechtergerechtigke

it. Tatsächlich ist die Teilzeitquote in den letz ten 

Jahren nahezu kontinuierlich angestiegen (Ab-

bildung 13). 

8 Betrieblich führte der individuelle Übergang in Teilzeit jedoch oft zur Verlagerung der Aufgaben auf andere Beschäftigte und 
damit zu einer Arbeitsverdichtung für die Betroffenen.

Abbildung 12: Betriebe und Beschäftigte mit Midi-Jobs in Ostdeutschland
2004 (Stand: 30. Juni) nach Branchen und Betriebsgrößenklassen

Quelle: IAB 2005
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Bis 1995 hatte die sozialversicherungs-

pfl ichtige Teilzeitarbeit in Westdeutschland auf 

10 % aller sozialversicherungspfl ichtigen Be-

schäftigungsverhältnisse zugenommen. Bei 

diesen Beschäftigungsverhältnissen handelte es 

sich um teilweise erwünschte und häufi g ge-

schützte Arbeitsformen, die als atypisch, aber 

nicht unbedingt als prekär gelten konnten und 

können. Teilzeitarbeit war schon Mitte der 

1990er Jahre vor allem eine Domäne von Frau-

en. Problematisch ist diese Beschäftigungsform 

seit jeher für diejenigen, die nach einer Vollzeit-

beschäftigung streben, weil Einkommen und 

Versorgungsansprüche aus Teilzeitarbeit keine 

eigenständige Existenzsicherung zulassen. Ak-

tuelle IAB-Zahlen (2005) verdeutlichen, dass es 

sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland von 

2003 auf 2004 einen Rückgang der sozialversi-

cherungspfl ichtigen Teilzeitbeschäftigung wahr-

scheinlich zu Gunsten nicht sozialversicherungs-

pfl ichtiger Teilzeitbeschäftigungen gegeben hat. 

Ein weiterer Hinweis auf einen vom Gesetzgeber 

nicht intendierten Effekt des „Zweiten Gesetzes 

für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 

von April 2003.

Wie schon bei den Mini-Jobs ist der Dienst-

leistungsbereich auch bei der Teilzeitbeschäfti-

gung überdurchschnittlich vertreten; und nach 

wie vor sind es überwiegend Frauen, die darun-

ter fallen. In Westdeutschland lag ihr Anteil an 

allen Teilzeitbeschäftigten bei 82 %, in Ost-

deutschland bei 79 %. Darin spiegeln sich vor 

allem die in Westdeutschland fehlenden bedarfs-

gerechten  Kinderbetreuungsangebote  wider. 

Daten des DIW (2005) weisen zudem darauf hin, 

dass Frauen länger in Teilzeit arbeiten. Teilzeit-

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, IAB-Arbeitszeitrechnung und IAB-Erhebung zumgesamtwirtschaftlichen Stellenangebot,
© IAB

Anmerkung: Bis 1999 Schätzung der geringfügig Beschäftigten auf Basis der IAB-Erhebung zum gesamtwirtschaftlichen
Stellenangebot. Ab 2000 Daten der Bundesagentur für Arbeit zu den geringfügig entlohnten Beschäftigten (einschl. kurz-
fristig Beschäftigte ohne geringfügig Beschäftigte im Nebenjob).
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beschäftigung fördert somit zwar die Partizipa-

tionschancen von Frauen am Arbeitsmarkt all-

gemein, die Übergangswahrscheinlichkeit in eine 

Vollzeitstelle jedoch liegt bei ihnen niedriger als 

bei Männern.

Im Mai 2003 lebten in Deutschland zwei 

Drittel (66 %) aller Teilzeiterwerbstätigen über-

wiegend vom Einkommen aus der Teilzeitarbeit. 

Bei fast einem Viertel der Teilzeitkräfte (23%) 

stellte der Unterhalt durch Angehörige die wich-

tigste Quelle zum Lebensunterhalt dar. In den 

neuen Ländern und Berlin-Ost ist die Bedeutung 

der Erwerbsarbeit für den Lebensunterhalt teil-

zeittätiger Frauen besonders hoch. So war für 

79 % der weiblichen Teilzeitkräfte in Ostdeutsch-

land das eigene Erwerbseinkommen die Haupt-

einkunftsquelle. Allerdings empfand mehr als die 

Hälfte dieser Frauen den Teilzeitverdienst als 

unzureichend, denn 53 % von ihnen strebten 

eigentlich eine Vollzeitstelle an (vgl. Abbildungen 

14, 15, Quelle: Statistisches Bundesamt 2004b, 

2005). 

3.2.6 Ein-Euro-Jobs

Mit der Einführung des SGB II wurde eine Mög-

lichkeit zur Einrichtung öffentlich geförderter 

Beschäftigungsmöglichkeiten, die Arbeitsgele-

genheiten oder „Ein-Euro-Jobs“, geschaffen. Ziel 

des Gesetzgebers war es, für Empfänger von 

Ar beitslosengeld II die Chancen auf eine Inte-

gration in den ersten Arbeitsmarkt dadurch zu 

verbessern, dass die soziale Integration gefördert 

und die Beschäftigungsfähigkeit erhalten bzw. 

wiederhergestellt wird. Zu den Arbeitsgelegen-

heiten liegen bisher von der BA kaum zuverlässi-

ge Daten vor, die eine Einschätzung der Qualität 

und Quantität dieser Jobs zulassen würden. Seit-

her gibt es lediglich Erhebungen privater Orga-

nisationen (Sozialverbände, Gewerkschaften, vgl. 

Baumeister u.a. 2005). Aussagen darüber, ob 

Ein-Euro-Jobber beispielsweise im Gebäuderei-

nigungsbereich privatwirtschaftlich regulär Be-

schäftigte verdrängen, beruhen häufi g auf Mut-

maßungen. In ihrer Antwort auf eine kleine An-

Abbildung 14: Erwerbstätige – darunter Teilzeiterwerbstätige –
nach der überwiegenden Quelle des Lebensunterhalts
Deutschland
Ergebnisse des Mikrozensus 2003
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Quelle: Statistisches Bundesamt
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Abbildung 15: Teilzeittätige Frauen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren
ohne Kinder und mit Kindern nach Gründen für die Teilzeittätigkeit

Alter des jüngsten Kindes

Quelle: Statistisches Bundesamt 2005
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frage der FDP-Bundestagsfraktion hat die Bun-

desregierung im Februar 2005 eine erste Über-

sicht  über  die  Einsatzgebiete  dieser  Arbeits -

kräfte erstellt (siehe Abbildung 16). 

Auch die Substituierungsproblematik ist 

inzwischen erkannt:

„Die Bundesregierung nimmt die Sorge um 

Verdrängungseffekte sehr ernst und wird die Ent-

wicklung genau beobachten. Beim Institut für 

Ar beitsmarkt- und Berufsforschung in Nürnberg 

hat ein Forschungsprojekt begonnen, das sich 

die  ser Problematik annehmen wird“ (Antwort 

2005:5). 

Während die Ein-Euro-Jobs aus Sicht der Arbeits-

marktpolitik inzwischen als Erfolg gelten, wird 

die Wirkung dieses Instruments in den Regionen, 

von Trägern, Wirtschafts- und Sozialverbänden 

sowie den Gewerkschaften sehr ambivalent be-

urteilt. Erste Recherchen, die wir in mehreren 

Arbeitsamtsbezirken (Dortmund, Jena,  Nürnberg, 

Recklinghausen) durchführen konnten, verwei-

sen auf  ähnliche Problemlagen. Obwohl offi ziell 

nur ein Förderinstrument unter anderen, entwi-

ckeln die Ein-Euro-Jobs eine eigene Dynamik. 

Sie bestimmen das Angebot der Förderer. Träger, 

auch diejenigen, die dem Instrument eher kri-

tisch gegenüberstehen, sehen sich mehr oder 

minder gezwungen, Programme für gemeinnüt-

zige Arbeit auf Ein-Euro-Job-Basis anzubieten. 

Auch die Gewerkschaften sehen sich in einer 

schwierigen Situation. Aus dem Segment der 

Langzeitarbeitslosen werden auch sie durchaus 

mit einer Nachfrage konfrontiert. Selbst ehema-

lige Montagsdemonstranten, die führend an den 



36

Anti-Hartz-Gesetzen beteiligt gewesen seien, 

fragten nach, berichtete ein gewerkschaftlicher 

Experte.9 Die Integrationsqualität dieses Förde-

rinstruments wird allerdings durchweg skeptisch 

beurteilt. Von den befragten Experten wird 

durchweg die Sorge geäußert, dass eine soziale 

Gruppe oder Schicht entsteht, die sich – nur noch 

punktuell durch Fördermaßnahmen integriert 

– in einem Leben jenseits regulärer Erwerbsar-

beit einrichtet und die für kommunale Politik 

kaum noch zu erreichen ist. In einer Stadt wie 

Dortmund schätzen Experten diesen Personen-

kreis auf ca. 20.000 Menschen (Beese u.a. 2004). 

Auch aus den ostdeutschen Regionen wird be-

richtet, dass selbst Jugendliche in Fördermaß-

nahmen sich bereits auf ein solches Leben in 

einer Subgesellschaft einzurichten beginnen.             

     

3.2.7 Niedriglohnbereich

Mehr als ein Sechstel aller Vollzeitbeschäftigten 

zählte 2001 zu den Niedriglohnverdienern. Als 

Niedriglohnbezieher gelten nach einer gängigen 

Defi nition diejenigen Beschäftigten, deren Lohn 

weniger als 2/3 des so genannten Medianlohns 

beträgt. Nach einem Absinken der Quote (Nied-

riglohnbezieher gemessen am Anteil aller sozial-

versicherungspfl ichtigen Vollzeitbeschäftigten in 

Deutschland) Mitte der 1990er Jahre hat der 

Anteil der Niedriglohnbezieher kontinuierlich 

zugenommen. Von 1997 bis 2001 ist er in Ge-

samtdeutschland von 15, 8 auf 17, 4 % gestiegen. 

(Abbildung 17, Rhein u.a. 2005). In der Literatur 

werden vor allem zwei Ursachen genannt. Ers-

tens die rückläufi ge tarifvertragliche Deckungs-

9 Die hier referierten Ergebnisse beruhen auf Expertengesprächen und sind nicht repräsentativ.

Abbildung 16: Verteilung von Ein-Euro-Jobs
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rate in Deutschland, die seit 1990 deutlich zu-

rückgegangen ist. Heute unterliegen 30 % der 

westdeutschen und 46 % der ostdeutschen Be-

schäftigten keiner Tarifdeckung mehr; wobei die 

Tarifbindung vor allem in den klassischen Nied-

riglohnbranchen des privaten Dienstleistungs-

sektors besonders schwach ist (Ellguth/Kohaut 

2004). Zweitens kommt hinzu, dass eine Reihe 

von Tarifverträgen Niedriglohngruppen festge-

schrieben haben, die sich auf dem Niveau von 

Armutslöhnen bewegen (Bispinck/Schäfer 2005, 

Schulten 2005: 17). 

Die spezifi schen Risiken des Niedriglohn-

sektors sind seit langem bekannt: instabile und 

nur kurz dauernde Beschäftigungsverhältnisse 

befördern keine längerfristige Integration in den 

ersten Arbeitsmarkt. Als eine Rechtfertigungs-

variante für einen Niedriglohnbereich schwingt 

in den politischen Debatten in der Regel die 

Erwartung einer Ausweitung von Beschäfti-

gungsverhältnissen und eine Aufstiegsmobilität 

für die dort Beschäftigten mit. Neuere Studien 

lassen hingegen befürchten, dass von einer deut-

lich zurückgehenden Aufstiegsmobilität auszu-

gehen ist. So spricht beispielsweise das IAB 

(2005d) vom wachsenden Risiko der Niedri-

glohnarmut durch die „Niedriglohnfalle“ – eben 

das ausbleibende Sprungbrett in bessere Ver-

dienstpositionen: 

„Die Aufstiegsmobilität der Geringverdiener 

ist in den letzten beiden Jahrzehnten deutlich 

zurückgegangen. Dieser Trend stellt auch im in-

ternationalen Vergleich eine Besonderheit dar.“ 

Blickt man auf ausgewählte Beschäftigten-

gruppen, so sind es die „üblichen Verdächtigen“, 

die sich auch im Niedriglohnsektor überpropor-

tional wiederfi nden: jüngere Beschäftigte, Frau-

en, in Ostdeutschland Beschäftigte, gering Qua-

 Geringverdiener in Deutschland

Abbildung 17: Entwicklung des Niedriglohnbereichs

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage der IAB-Beschäftigungsstichprobe (IABS-R01), © IAB

Anmerkung: Die Anteile wurden anhand des jeweiligen Medianlohns berechnet.
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lifi zierte, Migranten sowie Beschäftigte in Klein- 

und Mittelbetrieben (KMU)  (vgl. Abbildung 18, 

IAB 2005d).

Wenig überraschend besteht eine Korrela-

tion zwischen dem wachsenden Niedriglohn-

sektor und der Armutsproblematik. Schon Ende 

der 1990er Jahre gelangten Bäcker/Hanesch u.a. 

(1998) zu dem Ergebnis, dass 2, 5 Mio. Menschen 

in den alten Bundesländern weniger als 75 % des 

Durchschnittseinkommens (Brutto) und 1 Mio. 

(6, 7 %) weniger als 50 % des Nettoeinkommens 

verdienen. Insgesamt gehörten 8, 5 Mio. Men-

schen Haushalten an, die von einem Einkommen 

unterhalb von 50 % des durchschnittlichen Haus-

haltseinkommens leben mussten. Die Analyse 

belegt nicht nur einen relativ hohen Differenzie-

rungsgrad von Einkommen; sie bestätigt auch 

das „weibliche Gesicht“ potenzieller Armut. Ins-

gesamt 45 % aller Arbeitnehmerinnen verfügen 

über weniger als 75 % des Durchschnittseinkom-

mens. Gerade mit Blick auf Frauen muss man 

vielfach von „prekärem“, weil an spezifi sche so-

ziale Voraussetzungen (stabile Partnerschaften) 

gebundenem Wohlstand sprechen (ebd.: 26 f.).

 Niedriglohnrisiko von ausgewählten Beschäftigungsgruppen
(Vollzeitbeschäftigte) im Jahr 2001

Abbildung 18: Verteilung des Niedriglohnrisikos

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage der IAB-Beschäftigungsstichprobe (IABS-R01)
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3.2.8 Gering Qualifi zierte

Nicht nur im Niedriglohnbereich erweist sich 

eine geringe arbeitsmarkt-verwendbare Qualifi -

kation als schwere Bürde und hohes Prekarisie-

rungsrisiko. Wie stark die berufl iche Qualifi ka-

tion die Chancen und Risiken auf dem Arbeits-

markt bestimmt, kommt unter anderem in den 

qualifi kationsspezifi schen Arbeitslosenquoten 

zum Ausdruck (vgl. Abbildung 19).

Hier lässt sich zusammenfassen: Geringqua-

lifi zierte gehören nach wie vor zu den Problem-

gruppen am Arbeitsmarkt, ihre Arbeitslosenquo-

ten sind mit Abstand die höchsten. Selbst bei 

hohen Wachstumsraten – wie Ende der 1980er 

oder 1990er Jahre – ging ihre Beschäftigung 

kontinuierlich zurück. 

3.3 Fazit: Die Herausbildung einer 
 „Zone der Verwundbarkeit“

Die Daten zu fl exiblen, nicht-standardisierten 

Beschäftigungsformen belegen zunächst, dass 

ein relativ kontinuierlich wachsender Teil der 

Erwerbsbevölkerung bei der Sicherung ihres 

Lebensunterhaltes auf fl exible Arbeitsformen 

angewiesen ist. Allerdings sind fl exible Beschäf-

tigungsverhältnisse weder ein neues Phänomen, 

noch bilden die verfügbaren Daten eine drama-

tische Expansion solcher Beschäftigungsformen 

ab. Auf den ersten Blick scheint dies dafür zu 

sprechen, Flexibilisierungs- und vor allem Pre-

karisierungsbefunde deutlich zu relativieren. So 

gelangen Erlinghagen/Knuth (2005: 23 ff.) zu der 

Ansicht, dass in Deutschland von einem Turbo-

Arbeitsmarkt keine Rede sein könne. Die Beschäf-

tigungsstabilität habe, insbesondere in kleinen 

Abbildung 19: Beschäftigungsrisiko gering Qualifizierter

 Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten 1975 bis 2002

Quelle: IAB-Berechnungen auf Basis Mikrozensus und
Strukturerhebungen der BA (jeweils Ende September), © IAB

Anmerkung: Arbeitslose in Prozent aller zivilen Erwerbspersonen (ohne Auszubildende) gleicher Qualifikation.
Erwerbstätige ohne Angabe zum Berufsabschluss nach Mikrozensus je Altersklasse proportional verteilt.
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Betrieben,  bis  in  die  Mitte  der  1990er  Jahre 

hinein gar noch zugenommen. Auch Struck/Köh-

ler (2005: 15) sprechen von einem „moderaten 

Strukturwandel“. Übereinstimmend wird festge-

stellt, dass sich der deutsche Arbeitsmarkt durch 

hohe inner- und überbetriebliche Mobilität aus-

zeichne, die sich aber nicht negativ auf die Be-

schäftigungssicherheit auswirken müsse. Immer-

hin räumt die Forschergruppe um Köhler und 

Struck ein, dass auch kleinere Veränderungen 

möglicherweise große Wirkungen entfalten kön-

nen. Aus unserer Sicht gibt es denn auch keinen 

Grund für pauschale Entwarnungen. Daten zur 

Beschäftigungssicherheit mögen geeignet sein, 

dem modischen Globalisierungstalk etwas ent-

gegen zu setzen; verlässliche Befunde über Pre-

karisierungsprozesse liefern sie kaum. Für diese 

Ansicht sprechen mehrere Gründe:

(1)  Das ausgewertete Datenmaterial sagt, wie 

Erlinghagen/Knuth (2005: 34 f.) konstatie-

ren, etwas über das Ausmaß von Arbeits-

marktmobilität, nicht jedoch über qualitati-

ve Veränderungen von Mobilitätsprozessen 

aus. So ist es unter den Bedingungen hoher 

Arbeitslosigkeit durchaus möglich, dass die 

Daten zu erhöhter Beschäftigungsstabilität 

vor allem die Angst von Beschäftigten aus-

drücken, die fürchten, mit einem Betriebs-

wechsel ein erhöhtes Arbeitsplatzrisiko ein-

zugehen. Die Angst vor Arbeitslosigkeit, das 

belegen  repräsentative  Daten  (Heitmeyer 

2005), reicht bis weit in die Zone der Norm-

beschäftigung hinein. Immerhin 38,0 % der 

Befragten gaben 2004 an „große Angst“ (15, 

5 %) oder „mal mehr, mal weniger Angst“ 

(23, 0 %) vor Arbeitslosigkeit zu haben (ebd.: 

29); 31, 6 % hielten es für „sehr wahrschein-

lich (7, 6 %) oder für „eher wahrscheinlich“, 

dass sie in den nächsten fünf Jahren arbeits-

los werden (ebd.: 30). Offenbar ist die „ge-

fühlte Unsicherheit“ noch größer als das 

reale Ausmaß der Bedrohung. Angesichts 

einer solchen Stimmungslage ist es wenig 

wahrscheinlich, dass Beschäftigte ohne Not 

das Risiko eines Arbeitsplatzwechselns ein-

gehen.

(2)  Hinzu kommt, dass sich Prekarität nicht auf 

das Phänomen der Beschäftigungssicherheit 

reduzieren lässt, wenngleich der Verlust der 

„Hegemonie des unbefristeten Vertrags“ 

(Castel 2000) ein wichtiger Indikator ist. Wie 

gezeigt, handelt es sich um ein mehrdimen-

sionales Phänomen, das auch und gerade 

auf niedrigen Löhnen, schlechten Arbeits-

bedingungen oder schlicht auf einem wach-

senden Abstand zu gesellschaftlichen Nor-

malitätsstandards beruhen kann. In diesem 

Kontext muss auf ein Erfassungsproblem 

hingewiesen werden, dass alle Untersuchun-

gen zu Prekarisierungsprozessen auszeich-

net. Letztere sind in ihrer Vielschichtigkeit 

auch deshalb nur schwer zu bestimmen, 

weil sich vieles informell abspielt. Dafür gibt 

es systematisch Ursachen. Grundsätzlich 

gilt: Je schwächer formalisierte Regelungen 

werden und je weniger sie mit sozialer Re-

alität korrespondieren, je größer die Spiel-

räume für informelle Regelungen und Prak-

tiken. Altvater/Mahnkopf (2002) sprechen 

in diesem Zusammenhang von Prozessen der 

Informalisierung, die über quantitative Daten 

nur schwer zugänglich sind. Das zeigt sich 

z. B. an der Beschäftigungsform der abhän-

gig Selbständigen, deren Anteil an den Er-

werbstätigen in Westdeutschland 1995 mit 

2 % beziffert wurde. Alle Untersuchungen 

weisen darauf hin, dass bei dieser Beschäf-

tigungsform eine große Grauzone existiert. 

Die Schätzungen für abhängig Selbständige 

schwankten in den 1990er Jahren in abso-

luten Zahlen zwischen 179.000 und 431.000 

Beschäftigten (Hoffmann/Walwei 1998: 6), 

manche sprachen gar von 940.000 „Grau-

zonenfällen“ (Dietrich 1996). Ähnliches gilt 

für die im Übergang von der „Zone der Ent-

koppelung“ zur „Zone der Vulnerabilität“  

an gesiedelte Schattenarbeit, in der schon 

Mit te der 1990er Jahre ca. 10 % des Brutto-

sozialproduktes erwirtschaftet wurden. Man-

che prekären Arbeitsformen wie z.B. un-

bezahlte Praktika, die als Eintrittskarte zu 

at traktiven Jobs vielfach üblich geworden 

sind, werden statistisch gar nicht erfasst. 
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(3)  Nicht minder wichtig ist, dass sich Preka-

risierungsprozesse innerhalb formal ge-

schützter Beschäftigungsverhältnisse voll-

ziehen können. Die Erosion tarifl icher Nor-

men, die nach unseren Erhebungen (Can-

deias/Röttger 2005, Kraemer/Speidel 2005) 

in manchen Regionen und Sektoren erheb-

lich weiter voran geschritten ist, als reprä-

sentative Statistiken dies abbilden könnten, 

verweist ebenfalls auf Informalisierungspro-

zesse, die ein erhebliches prekäres Poten -

zial beinhalten.

(4)  Alles in allem können wir mit Fug und Recht 

konstatieren, dass atypische, nicht-standar-

disierte Beschäftigung längst zu einem Mas-

senphänomen geworden ist. Die meisten 

atypischen Beschäftigungsformen beinhal-

ten ein prekäres Potenzial, da sie nicht Exis-

tenz sichernd und nicht mit dem vollen Ge-

nuss sozialer Rechte und Mitbestimmungs-

möglichkeiten verbunden sind. Das gilt auch 

für sozialversicherungspfl ichtige Teilzeitar-

beit. Hinzu kommt: Die Auswirkungen der 

Flexibilisierung fi nden sich in bestimmten 

Branchen in konzentrierter Form. In der 

Bauwirtschaft oder dem  Einzelhandel sind 

Normarbeitsverhältnisse nach Expertenaus-

sagen für Mehrheiten nicht (mehr) erreich-

bar. Der Einzelhandel gilt als Vorreiter für 

Shop-in-shop-Konzepte und die Nutzung 

prekärer Beschäftigungsformen. Teilzeitar-

beit, befristete Verträge und die Verwand-

lung von Normarbeitsverhältnissen in ge-

ringfügige Tätigkeiten sind offenbar an der 

Tagesordnung. In der Bauwirtschaft expan-

diert der Einsatz von Subunternehmern. 

Ähnliches gilt für das Transportwesen, die 

Fast-food-Industrie und das Reinigungsge-

werbe. Eine weitere Problemzone ist sicher-

lich das Fleischereihandwerk, wo reguläre 

massiv durch prekäre und teilweise infor-

melle Arbeit verdrängt wird. Um hier ge-

naueren Aufschluss über das Ausmaß von 

Prekarisierungsprozessen zu gewinnen, wä-

ren detaillierte Branchenanalysen nötig, die 

an dieser Stelle nicht zu leisten sind. Ähnli-

ches gilt für die Geschlechts- und Lebens-

altersspezifi k von Prekarisierungsphänome-

nen.

Insgesamt lässt sich mit einiger Vorsicht sagen, 

dass die ausgewerteten Daten die Existenz und 

allmähliche Expansion einer „Zone der Prekari-

tät“ belegen, die allerdings, so die Berechnungen 

von Bartelheimer (2005) noch deutlich kleiner 

ist, als in vergleichbaren europäischen Ländern. 

Wie man das Ausmaß und die Entwicklung pre-

kärer Beschäftigung beurteilt, ist in hohem Maße 

defi nitionsabhängig. Das entscheidende Argu-

ment ist in diesem Zusammenhang jedoch nicht 

der absolute Umfang einer „Zone der Prekarität“. 

Wie man aus Bourdieus Analysen lernen kann, 

müssen Prekarisierungsprozesse im Kontext der 

hohen Arbeitslosigkeit und ihrer strukturellen 

Verfestigung gesehen werden. Rechnet man die 

steigende Langzeitarbeitslosigkeit hinzu, so kann 

kein Zweifel bestehen, dass sich die fordistischen 

Lohnarbeitsgesellschaften mit ihren hohen, 

häufi g institutionalisierten Sicherheitsstandards 

gravierend verändert haben. Soziale Unsicher-

heit ist in die Gesellschaft zurückgekehrt. Eine 

„Zone“ mit prekären Beschäftigungsverhältnis-

sen wirkt in einer expansiven, dynamischen Ar-

beitsgesellschaft wahrscheinlich anders als in 

einer durch Massenarbeitslosigkeit geprägten 

Gesellschaft. Schon aus diesem Grund können 

die sozialen Folgen prekärer Beschäftigung an-

gemessen nur beurteilt werden, wenn die sub-

jektiven Verarbeitungsformen von Prekarität in 

die Analyse einbezogen werden. Bevor wir uns 

diesem Problem zuwenden, soll in einem Exkurs 

auf das Verhältnis von Prekarität und Migration 

eingegangen werden.
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4.   Prekäre Beschäftigung und Migration  
  – eine Annäherung 

Ist es schon mit Blick auf die Gesamtbevölkerung 

schwer, ein umfassendes Bild von prekärer Ar-

beit zu erlangen, so gilt dies für den Zusammen-

hang von Migration und unsicheren Beschäfti-

gungsverhältnissen in besonderer Weise. Auch 

hier ist die Datengrundlage relativ undifferen-

ziert und uneinheitlich. So unterscheiden sich 

die Angaben je nach Quelle; z. T. liegen auch nur 

Schätzungen vor. Für bestimmte prekäre Be-

schäftigungsformen wie Leiharbeit und Befris-

tung existieren keine Daten. Nachfolgend prä-

sentieren wir zunächst einige empirische Trends 

im Überblick, um sodann den Zusammenhang 

vom Migration und Prekarität genauer in den 

Blick zu nehmen. 

4.1 Empirische Trends im Überblick

Allgemein lassen sich fünf wichtige empirische 

Trends benennen:

(1)  Die Beschäftigungsquote von Personen mit 

Migrationshintergrund ist im Schnitt deut-

lich geringer als die der Deutschen; sozial-

versicherungspfl ichtige Beschäftigung von 

Migranten sinkt seit Jahren und zwar stär-

ker als bei der deutschen Erwerbsbevöl-

kerung. Zudem erfüllen Migranten weitaus 

häufi ger eine „konjunkturelle Pufferfunkti-

on“ im Arbeitsmarkt als Deutsche. Auch sind 

Migranten durchschnittlich stärker vom 

Strukturwandel der Wirtschaft betroffen, 

weil sie relativ häufi ger als Deutsche im 

sekundären Sektor und als Arbeiter beschäf-

tigt sind.

(2)  Migranten sind relativ häufi ger teilzeit- und 

geringfügig entlohnt beschäftigt. Die Kombi-

nation von geringfügig entlohntem Nebenjob 

un d regulärer, sozialversicherungspfl ich-

tiger Beschäftigung fi ndet sich ebenfalls 

Teil III: Exkurs: Prekarität und Migration 

weitaus häufi ger bei Migranten als bei Deut-

schen. Dagegen sind die Haushaltseinkom-

men von Migranten geringer als die der 

deut schen Bevölkerung. Die Ungleichheit 

fällt bei Haushalten mit nur einem erwerbs-

tätigen Haushaltsvorstand besonders stark 

aus.

(3)  Migranten sind doppelt so häufi g von Ar-

beitslosigkeit betroffen; der Anteil an Sozial-

hilfeempfängern übertrifft den der deut-

schen Bevölkerung um das Dreifache. Per-

sonen mit Migrationshintergrund haben mit 

24 % (2003; 1998 19,6 %) ein höheres Ar-

mutsrisiko als die deutsche und die Gesamt-

bevölkerung  (Armuts-  und  Reichtumsbe-

richt). Die geringeren  Teilhabechancen von 

Migranten basieren in erster Linie auf einem 

höheren  Erwerbsrisiko,  welches  neben 

Sprach problemen, geringerer Bildung und 

berufl icher Qualifi kation, auch auf z. T. un-

sichere Aufenthaltsbedingungen, gesetzlich 

geregelten Nachrang bei den Zugängen zum 

Arbeitsmarkt sowie (indirekter) Diskriminie-

rung von Beschäftigern zurückzuführen ist. 

Insbesondere Kinder mit Migrationshinter-

grund haben aufgrund schlechterer Bil-

dungsabschlüsse ungünstigere Startbedin-

gungen in das Arbeitsleben als deutsche 

Kinder.

(4)  Die Gruppe der Personen mit Migrations-

hintergrund ist allerdings in sich heterogen: 

EU-Bürger oder Angehörige von Industrie-

staaten, mit Ausnahme derjenigen aus den 

ehemaligen Anwerbestaaten (Griechen und 

Italiener), sind von prekären Arbeits- und 

Lebensbedingungen relativ seltener betrof-

fen als andere Migranten; dagegen ist insbe-

sondere die türkische Bevölkerung nur un-

genügend in den Arbeitsmarkt integriert.

(5)  Wie eine Situation, die strukturell durch 

grö ßere soziale Unsicherheit und ausge-

prägtere Prekarisierungsrisiken bestimmt 
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wird, von Migranten selbst gesehen wird, 

ist kaum erforscht. Immerhin gibt es einige 

Hinweise. So meinten 2002 (Datenreport 

2004:  470, Allbusbefragung) 60 % der Aus-

länder, dass sie einen gerechten bzw. mehr 

als den gerechten Anteil am Lebensstandard 

in Deutschland erhalten. Migranten sind 

damit im Durchschnitt deutlich zufriedener 

als  die  ostdeutsche  Bevölkerung  (40 %; 

Westdeutsche 68 %). Bei einem erheblichen 

Teil der Ausländer überwiegt in Bezug auf 

die Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Lage 

eine Art „(Zweck-)Optimismus“ (ebd.: 475f.); 

so erwarteten 2002 45 % der Befragten Mi-

granten eine Verbesserung und nur 15% 

eine Verschlechterung ihrer Lage.

4.2 Soziogramm der ausländischen 
 Bevölkerung in Deutschland

4.2.1 Anzahl und Anteile der 

         ausländischen Bevölkerung 

Am 31. Dezember 2003 zählte die Bevölkerung 

in Deutschland insgesamt 82.532.000 Mio. Per-

sonen. Zur ausländischen Bevölkerung zählten 

7.334.800 Mio. Menschen, das entsprach einem 

Anteil von 8, 9 % an der gesamten Bevölkerung. 

Die wichtigsten Herkunftsregionen können Ab-

bildung 20 entnommen werden.

4.2.2 Alter, Aufenthaltsdauer, Status 

Die ausländische Bevölkerung ist deutlich jünger 

als die deutsche; 1, 34 Mio. Ausländer (18,3 %) 

sind jünger als 18 Jahre (Deutsche 12,1 %). 5,56 

Mio. Migranten (75,7 %) sind Erwachsene zwi-

schen 18 und 65, die Gruppe der über 65jährigen 

hat dagegen nur einen Anteil von 6 % (440.900) 

an allen Ausländern. Von den 7, 335 Mio. Aus-

ländern im Jahr 2003 war etwa jeder Fünfte (ca. 

1,5 Mio.) in Deutschland geboren; von der Grup-

pe der unter 18-jährigen waren es sogar 68,7 %. 

Dieser demographische Unterschied hat auch 

zur Folge, dass das Erwerbspersonenpotential 

der ausländischen Bevölkerung relativ höher als 

das der Deutschen ist (Erwerbsquote der Auslän-

der 51,7 %, der Deutschen 49,2 %; Beauftragte 

der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 

und Integration 2004: 5ff., 20, Beauftragte der 

Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 

Integration 2005: 65, 597)

Abbildung 20: Verteilung der ausländischen Bevölkerung nach ausgewählten
Herkunftsregionen

Anteile:

Auswahl, Quelle: Statistisches Jahrbuch 2004: 21, 47; Beauftragte der Bundesregierung für Migration,
Flüchtlinge und Integration 2004: 3

Europa
EU
Größte Gruppen:

Türkei
Serbien/Montenegro
Polen
Kroatien

Afrika
Amerika
Asien

5.800.400
1.850.000

8,2% Italien,
4,8% Griechenland

1.877.700
568.200
326.900
236.600

310.900
228.500
912.000

(79,1% aller Ausländer)
(25,2% aller Ausländer)
(an allen Ausländern)
(an allen Ausländern)

(25,6% aller Ausländer)
(7,7% aller Ausländer)
(4,5% aller Ausländer)
(3,2% aller Ausländer)

(4,2% aller Ausländer)
(3,1% aller Ausländer)
(12,4% aller Ausländer)
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Ende 2003 lebte etwa ein Drittel der auslän-

dischen Bevölkerung seit 20 oder mehr Jahren 

in Deutschland. Nicht ganz zwei Drittel (61 %) 

waren seit mehr als zehn Jahren in Deutschland 

ansässig und knapp 40 % befanden sich unter 

10 Jahre in Deutschland. Die Staatsangehörigen 

der ehemaligen Anwerbeländer (Türkei, Griechen-

land, Italien, Spanien) bilden die Gruppen mit 

dem längsten Aufenthalt (Beauftragte der Bundes-

regierung 2004: 12). Trotz z. T. langer Aufent-

halte ist bei den meisten Ausländern der Aufent-

haltsstatus (mit Ausnahme der EU-Ausländer) 

nicht sicher. Ende 2003 hatten nur etwa 10,5 % 

eine Aufenthaltsberechtigung, den sichersten 

Sta tus; 22, 3 % besaßen eine unbefristete und 

27,8 % eine befristete Aufenthaltserlaubnis. Auf-

enthaltsstatus? (Beauftragte der Bundesregie-

rung 2004: 13, 25)

4.2.3 Beschäftigung von Migranten

Gerade im Fall von Migranten resultieren pre-

käre Arbeits- und Lebensbedingungen nicht al-

lein aus Arbeitsmarktproblemen, sondern eben-

so aus rechtlich-politischen Einschränkungen, 

die  mit  dem  transitorischen  Charakter  ihres 

Status verknüpft sind. In diesem Zusammenhang 

sind vor Allem die arbeitsgenehmigungsrechtli-

chen Einschränkungen zu nennen. Vorrangigen 

Arbeitsmarktzugang haben Deutsche, Unions-

bürger  und  privilegierte  Nichtdeutsche  (z.B. 

Ehepartner/-innen von Deutschen, Absolvent/-

innen von Hochschulen oder Berufsausbildungen 

in Deutschland). Das Zuwanderungsgesetz hat 

hieran nichts Wesentliches geändert; allerdings 

hat das Zuwanderungsgesetz die Gruppe der 

Zu gangsberechtigten vergrößert. Ausgenommen 

sind davon jedoch immer noch Geduldete, Asyl-

suchende und Flüchtlinge; sie haben entweder 

einen nachrangigen oder keinen Zugang zum 

Ausbildungs- und Arbeitsmarkt und sind darüber 

hinaus für die Arbeitsverwaltungen nicht förder-

fähig.

Hinzu kommt, dass das System streng for-

malisierter Berufs- bzw. Qualifi kationsabschlüs-

se in Deutschland erhebliche Bedeutung für den 

Arbeitsmarktzugang besitzt. Formale Abschlüs-

se aus den Herkunftsländern werden nur sehr 

eingeschränkt anerkannt. Hierdurch werden mit-

gebrachte Qualifi kationen häufi g entwertet, was 

insbesondere  jüdische  Migranten/-innen  und 

Spät aussiedler/-innen betrifft; gerade jüdische 

Mi granten/-innen verfügen überproportional über 

akademische Abschlüsse (etwa 80 % der 35- bis 

60Jährigen), die nicht anerkannt werden und 

deshalb hohe Arbeitslosenraten und unterwer-

tige Beschäftigung zur Folge haben. Die Möglich-

keiten zur Nachqualifi zierung bleiben dagegen 

begrenzt. EU-Bürger sind neben ihrem uneinge-

schränkten Arbeitsmarktzugang auch hierin klar 

privilegiert, da ihre Berufsabschlüsse anerkannt 

werden. 

Ausländer haben vor Allem in solchen Beru-

fen eine Chance, die für Deutsche wegen ungüns-

tigen Arbeitszeiten, Arbeitsbedingungen, gerin-

geren Verdiensten und Aufstiegschancen sowie 

höherem Arbeitslosigkeitsrisiko unattraktiv sind. 

Auch deshalb sind Migranten von vornherein 

einem höheren Prekarisierungsrisiko ausgesetzt. 

(Beauftragte der Bundesregierung 2005: 59 ff., 

63). Für die oft geäußerte Vermutung, dass Mi-

granten ohne rechtmäßigen Arbeitsmarktzugang 

überproportional illegal beschäftigt sind, gibt es 

hingegen keine verlässlichen Belege. Nach Schät-

zungen sind rund 13 % der illegal Beschäftigten 

Migranten/-innen (Beauftragte der Bundesre gie-

rung 2005: 61, FN 6). Insgesamt gab es in Deutsch-

land 2003 2.991 Mio. ausländische Er werbs-

personen (abhängig Beschäftigte und Selbst stän-

dige), 39,3 % von ihnen waren Frauen. Gegen-

über 1991 hat sich diese Zahl nur unwesentlich 

erhöht. Damals wurden 2.610 Mio. ausländi sche 

Erwerbspersonen  gezählt,  32,8 %  von  ih nen 

waren Frauen. Der Spitzenwert lag 2001 bei 

3.074 Mio. (2001) ausländischer Beschäftigter. 

Im März 2004 gab es in Deutschland 1.789 

Mio. sozialversicherungspfl ichtig beschäftigte 

Ausländer. Das waren 6,8 % aller in Deutschland 

ansässigen, sozialversicherungspfl ichtig Beschäf-

tigten (Beauftragte der Bundesregierung für Mi-

gration 2005: 75). Die Beschäftigungsquote der 

Ausländer ist mit etwa 25 % (Ausnahme: franzö-
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sische Staatsangehörige) deutlich niedriger als 

die der Deutschen (etwa 33 %); darüber hinaus 

sinken die Beschäftigungsquoten von Migranten 

seit einigen Jahren.

Fast ein Drittel (31,6 %) aller sozialversiche-

rungspfl ichtig beschäftigten Ausländer waren 

EU-Bürger. Die Zu- und Abnahmen sozialversi-

cherungspfl ichtiger Beschäftigung von Auslän-

dern  verlaufen  ähnlich  wie  in  der  deutschen 

Be völkerung (Konjunkturverlauf); allerdings sind 

Ausländer stärker von Konjunkturschwankun-

gen betroffen. Die Zu- und Abnahmen fallen im 

Abbildung 21: Ausländische sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte (30.6.2003)

Staatsangehörigkeit Beschäftigte

Beschäftigungsquote
(Anteil der sozialversicherungspfl ichtig beschäftigten 

Ausländer an allen in Deutschland lebenden 

Ausländern der jeweiligen Gruppe)

 in %

Europa insgesamt

EU-Länder

Darunter Italien

Darunter Griechenland

Übrige europäische Länder

Darunter Türkei

Darunter Serbien/Montenegro

Darunter Polen

Darunter Kroatien

Afrika

Amerika

Asien

Ausländer gesamt

1.575.193

585.160

185.070

100.641

990.033

502.303

165.255

66.924

66.446

74.995

42.526

165.068

Etwa 1.860.000

27,2

31,6

30,8

28,4

25,1

26,8

29,1

20,5

28,1

24,1

18,6

18,1

25,4

Quelle: Statistisches Jahrbuch 2004, S. 90

Abbildung 22: Beschäftigungsquote nach ausgewählter Staatsangehörigkeit zwischen  
 1998 und 2003 (jeweils zum Jahresende)

Staatsangehörigkeit 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Deutsche 33,9 34,5 34,6 34,5 33,9 33,2

Ausländer 27,6 26,1 27,9 27,0 25,9 24,5

EU-Bürger 34,5 34,1 34,3 33,8 31,9 30,2

Türken 27,1 26,6 28,2 28,1 27,4 26,0

Griechen 30,2 30,6 31,1 30,6 29,2 27,5

Italiener 32,2 32,4 32,8 32,1 30,6 28,9

Franzosen 68,1 72,8 73,6 72,5 65,8 61,8

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005, S. 605
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Vergleich zu deutschen sozialversicherungs-

pfl ichtig Beschäftigten überproportional aus (von 

1999 zu 2000: +4,8 % bzw. +0,5 %, von 2002 zu 

2003: -5,6 % bzw. -2,0 %). Das spricht für die 

„konjunkturelle Pufferfunktion“ der Migrations-

bevölkerung (Beauftragte der Bundesregierung 

2005: 75).

Sozialversicherungspfl ichtige ausländische 

Beschäftigte sind nach wie vor überproportional 

im verarbeitenden Gewerbe tätig, allerdings sind 

die Anteile rückläufi g (1989: 54 %, März 2004: 

39 %); im tertiären Sektor (Handel und Dienst-

leistungen) sind sie dagegen unterproportional 

beschäftigt (März 2004: 59,7 % Ausländer ge-

genüber 65,9 % bei den Deutschen, Beauftragte 

der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 

und Integration 2005: 77).

Gemessen am Gesamtanteil ausländischer 

Beschäftigter an sozialversicherungspfl ichtig 

Beschäftigten in Deutschland (6,8 %) wird deut-

lich, dass Ausländer überproportional häufi g im 

Gastgewerbe (21,2 %) und im Bereich Gebäude-

reinigung (27,4 %) sozialversicherungspfl ichtig 

beschäftigt waren (Bericht der Beauftragten der 

Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 

Integration  2005: 77, Stand 2004); in anderen 

Dienstleistungsbereichen dagegen sind sie unter-

repräsentiert (Kredit und Versicherung 2,4 %, 

öffentliche Verwaltung 2,4 %, Erziehung und 

Unterricht 4,8 %). Im Bereich Land- und Forst-

wirtschaft sowie im Verarbeitenden Gewerbe 

sind Ausländer leicht überrepräsentiert; im Bau-

gewerbe ist die frühere Überrepräsentanz hin-

gegen nicht mehr existent.

4.2.4 Teilzeitbeschäftigung, Stellung im

 Beruf, Selbständigkeit

Ausländische abhängig Erwerbstätige sind rela-

tiv häufi ger als Deutsche teilzeitbeschäftigt; 8,5% 

der abhängig erwerbstätigen ausländischen Män-

ner waren teilzeitbeschäftigt (im Vergleich zu 6% 

aller abhängig erwerbstätigen Männer). 45,4 % 

der abhängig erwerbstätigen ausländischen Frau-

en gingen einer Teilzeitbeschäftigung nach (im 

Vergleich zu 41,4 % aller abhängig erwerbstäti-

gen Frauen). Insgesamt ist die Teilzeitquote der 

ausländischen  abhängig  Erwerbstätigen  mit 

23,3 % höher als die aller abhängig Erwerbstä-

tigen (22,4 %).

Erhebliche Unterschiede bei der berufl ichen 

Stellung korrespondieren mit dem Qualifi ka-

tionsniveau, das bei den ausländischen Erwerbs-

tätigen unter demjenigen der Deutschen liegt. Im 

Zeitverlauf hat zwar eine Annäherung stattge-

funden, aber die Stellung im Beruf spiegelt eine 

erheblich bessere Anpassung der deutschen Be-

schäftigten an den Strukturwandel der deutschen 

Wirtschaft wieder. Gemessen an den Nationa-

litäten der Ausländer bestehen ebenfalls erheb-

Abbildung 23: Anteil sozialversicherungspfl ichtig beschäftigter Ausländer an allen 
 sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten in ausgewählten 
 Wirtschaftszweigen zwischen 2001 und 2004

Wirtschaftszweig Juni 2001 Juni 2002 Juni 2003 März 2004

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei, Fischzucht 7,6 8,0 7,8 7,3

Verarbeitendes
Gewerbe 9,5 9,2 8,9 8,6

Baugewerbe 6,9 6,8 6,6 6,4

Gastgewerbe 22,3 22,2 21,4 21,2

Öffentliche und persönliche
Dienstleistungen 6,3 6,2 6,2 6,0 

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005: 606
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Abbildung 24: Stellung im Beruf (2003)

Ausländer 2003 Deutsche 2003 Ausländer 1991 Deutsche 1991

Arbeiterquote in % 52,7 (-13,4)  28,9 (-4,7) 66,1 33,6

Angestelltenquote in % 36,3 (+14,5) 52,9 (+6,4) 21,8 46,5

Selbstständigenquote in % 9,6 (+2,9) 10,4 (+2,2)  6,7  8,2

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005, S. 77-72; 
eigene Berechnungen

liche Unterschiede. Bei den Erwerbstätigen der 

ehemaligen Anwerbestaaten ist die Relation nach 

wie vor erheblich ungünstiger (türkische Staats-

angehörigkeit: 71,0 % Arbeiter zu 22,4 % Ange-

stellten; jugoslawische Nationalität: 30,3 % An-

gestellte zu 60,1% Arbeitern; auch bei den Grie-

chen, Marokkanern, Italienern und Portugiesen 

liegt der Angestelltenanteil jeweils unter dem 

aller  ausländisch  Erwerbstätigen  von  knapp 

36 %); bei der zweiten Generation dieser Mi-

grantengruppen bewegt sich der Angestellten-

anteil allerdings deutlich über dem der ersten 

Generation (Bericht der Beauftragten der Bun-

desregierung 2005: 70). 

Auch der Selbständigenanteil differiert er-

heblich, die Griechen (14,9 %) und die Italiener 

(13,1 %) weisen einen höheren Selbständigen-

anteil auf als die Deutschen. Fast die Hälfte der 

ausländischen Selbständigen kommt aus einem 

ehemaligen Anwerbeland: Selbständige türki-

scher Herkunft (inkl. Eingebürgerter) bilden die 

größte Gruppe, gefolgt von Italienern und Grie-

chen; die meisten ausländischen Selbständigen 

(65 %) lebten schon vor 1991 in der Bundesre-

publik, 15 % sind hier geboren. Ausländische 

Selbständige verfügen über höhere Bildungsab-

schlüsse als abhängig beschäftigte Ausländer 

(doppelt so häufi g Techniker-, Meister- oder Hoch-

schulabschluss); dies trifft aber gerade nicht auf 

Selbständige aus ehemaligen Anwerbestaaten 

zu (der Anteil an Selbstständigen ohne Berufs-

abschluss beträgt hier 38,6 %, bei  Türken so gar 

47 %).  Ausländische  Selbständige  verdienen 

deutlich mehr als abhängig beschäftigte Auslän-

der. Auch die Branchenverteilung bei den Selbst-

ständigen aus ehemaligen Anwerbestaaten weicht 

erheblich von denen der Deutschen oder Selbst-

ständigen aus anderen Industriestaaten ab, ers-

tere konzentrieren sich auf Gastgewerbe und 

Handel, letztere auf unternehmensorientierte 

Dienstleistungen. Der Anteil mithelfender Fami-

lienangehöriger ist bei deutschen und ausländi-

schen Selbstständigen nahezu gleich (10,3 % 

bzw. 10, 2 %, Selbständigkeit (Beauftragte 2005: 

72-75).

4.2.5 Arbeitslosigkeit

Mit einem Anteil von 12,5 % (2003) bzw. 14,3 % 

(Juni 2005) ist der Anteil der ausländischen 

Arbeitslosen an allen Arbeitslosen höher als ihr 

Anteil an den Erwerbspersonen (rund 9 %). Die 

Arbeitslosenquote bei Ausländern stieg von 

17,2% im Jahresdurchschnitt 2000 auf 20,9 % 

im Jahresdurchschnitt 2004 und 25,1 % im Juni 

2005. Damit ist die Arbeitslosenquote von Aus-

ländern fast doppelt so hoch wie die gesamte 

Arbeitslosenquote (11,6 % bzw. 11,3 %). Die 

sinkende Zahl der arbeitslosen Spätaussiedler 

wird auf sinkende Zuzugszahlen sowie darauf 

zurückgeführt, dass diese Gruppe nach fünf 

Jahren Aufenthalt in den Arbeitsagenturen nicht 

mehr gesondert erfasst wird.

Risiken in Bezug auf Arbeitslosigkeit sind 

sprachliche Barrieren und unzureichende beruf-

liche Qualifi kation. Von 1994 bis 2003 (im Jah-

resdurchschnitt) nahm die gemeldete Arbeits-

losigkeit in Deutschland insgesamt um 18,4 % 

zu (ca. 3,69 Mio. auf 4,38 Mio.), bei der auslän-

dischen Bevölkerung stieg die Zahl der arbeitslos 

Gemeldeten im gleichen Zeitraum um 30,3 % 

(von 420.903 auf 548.529); die Anstiege – sowohl 
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insgesamt als auch bei ausländischen Erwerbs-

personen – unterlagen dabei erheblichen kon-

junkturellen Schwankungen. Da allerdings keine 

Angaben über die Aufenthaltsdauer der auslän-

dischen Erwerbspersonen vorliegen, sind die 

Befunde nur eingeschränkt interpretierbar.

Beim Vergleich der Nationalitäten werden 

deutliche Unterschiede erkennbar; fast 80 % der 

arbeitslosen Ausländer/-innen sind keine EU-

Bürger; 2003 lag die Arbeitslosenquote der EU-

Ausländer/-innen bei 15 % und die der Drittstaa-

tangehörigen bei 25 %. Die türkischen Staatsan-

gehörigen sind in besonderem Maße von Arbeits-

losigkeit betroffen; ihre Arbeitslosenquote lag 

2003 bei 25,2 % und damit sogar noch knapp 

über dem Durchschnitt der Nicht-Unionsbürger. 

Hoch sind aber auch die Arbeitslosenquoten der 

italienischen  (19,4 %)  und  der  griechischen 

(18,6%) Migranten; sie liegen deutlich über dem 

Durchschnitt der Unionsbürger. Vergleicht man 

die Arbeitslosenquoten nach Stellung im Beruf 

(2003), so zeigen sich ebenfalls deutliche Diffe-

renzen zwischen Deutschen und Ausländern. 

Während 57,2 % der deutschen Arbeitslosen aus 

Arbeiterberufen kommen (42,8 % aus Angestell-

tenberufen), lag der Anteil bei den Ausländern 

bei 76,6 %. Nur 23,4 % der ausländischen Ar-

beitslosen kamen aus Angestelltenberufen. Das 

macht wiederum deutlich, dass ausländische 

Be schäftigte relativ häufi ger im sekundären Sek-

tor arbeiten und daher vom Strukturwandel der 

deutschen Wirtschaft in besonderem Maße be-

troffen sind.

Berufl iche Qualifi kationsdefi zite (auch Nicht-

anerkennung von Abschlüssen) als Ursache von 

höherer Arbeitslosigkeit spiegeln sich bei den 

Arbeitslosenquoten: 72,5 % aller ausländischen 

Arbeitslosen im Jahr 2003 verfügten über keine 

abgeschlossene Berufsausbildung, bei Spätaus-

siedlern waren dies 59 % und bei deutschen 

Arbeitslosen nur 28,4 %; bei Deutschen bilden 

dagegen diejenigen mit abgeschlossener Berufs-

ausbildung die größte Gruppe der Arbeitslosen 

(71,6 %). In der Gruppe der türkischen Staats-

angehörigen lag der Anteil von Arbeitslosen ohne 

Berufsausbildung mit 81,  % noch weit höher als 

der Durchschnitt aller ausländischen Arbeitslo-

sen (72,5 %). Interessant ist, dass der Anteil an 

Abbildung 25: Arbeitslosenzahlen zwischen 1992 und 2003/2005

Jahr
Aus -

länder
Deutsche

Spät-
aussiedler

Arbeits-
lose 

gesamt

Anteil der 
Ausländer 
an allen 
Arbeits-

losen 
%

Anteil der 
Spätaus-
siedler an 

allen 
Arbeits -

losen 
%

Arbeits-
 losen  quo te 
Aussländer 

%

Arbeits-
losenquote 

alle % 
(bezogen auf 

abhängige zivile 
Erwerbspersonen)

1992 269.772 2.708.799 138.977 2.978.570   9,1 4,7

1995 436.261 3.175.660 138.266 3.611.921 12,1 3,8

1998 534.698 3.744.590 126.035 4.279.288 12,5 2,9

2000 470.994 3.417.658 77.411 3.888.652 12,1 2,0 17,2 10,7

2003 548.530 3.828.239 548.224 4.376.769 12,5 1,3 20,4 11,6

Juni 
2005 672.589 4.031.461 Keine 

Angabe 4.704.050 14,3 Keine 
Angabe 25,1 12,6

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005: 81f., 610; 
Der Arbeits- und Ausbildungsmarkt in Deutschland. Monatsbericht Juni 2005, Tabellenanhang; eigene Berechnungen.
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Langzeitarbeitslosen 2003 bei ausländischen 

Ar beitslosen geringer war als bei deutschen  Ar-

beitslosen (35,2 % zu 37,1 %); eine Ausnahme 

bilden wiederum türkische Arbeitslose (38,1 %); 

bei Spätaussiedlern betrug die Quote der Lang-

zeitarbeitslosigkeit dagegen nur 22,6 % an allen 

Arbeitslosen.

4.2.6  Werkvertragsarbeitnehmer, 

 Saisonarbeitskräfte,

 Greencard-Beschäftigte 

Der  Status  von  Werkvertragsarbeitnehmern 

basiert auf befristeten und zweckgebundenen 

Arbeitsaufenthalten, die durch bilaterale Regie-

rungsvereinbarungen geregelt werden. Auf die se 

Weise wird eine quantitativ festgelegte Beschäf-

tigung von ausländischen Arbeitnehmern bei 

ausländischen Subunternehmern von deutschen 

Firmen ermöglicht. Angesichts der hohen Ar-

beitslosenraten wurden diese Kontingente in den 

letzten Jahren zurückgefahren. Das Kontingent 

zwischen Oktober 2003 und April 2004 betrug 

54.480 Beschäftigte; es wurde jedoch im Jahres-

durchschnitt 2003 um etwa 10.000 nicht aus-

geschöpft. Die größte Gruppe der Werkarbeit-

nehmer bildeten 2003 mit 47,3 % Polen und mit 

15,3 % Ungarn. Über ihre Entlohnungs- und Ar-

beitsbedingungen liegen keine Daten vor (Beauf-

tragte der Bundesregierung 2005: 66).

Saisonarbeitnehmer werden vorrangig in 

der Land- und Forstwirtschaft (90 %) sowie im 

Hotel- und Gaststättengewerbe (7 %) für maximal 

drei Monate im Jahr eingesetzt (Beauftragte der 

2005: 67). Die Anzahl der Saisonkräfte hat seit 

Mitte der 1990er Jahre deutlich zugenommen 

(von 137.815 im Jahr 1994 auf 318.549 im Jahr 

2003). Auch hier stellen mit mehr als 80 % (etwa 

272.000) polnische Staatsangehörige die größte 

Gruppe. Angaben über Entlohnung und Arbeits-

bedingungen liegen ebenfalls nicht vor. Die Ar-

beitszeiten sind allerdings bekanntermaßen 

sowohl bei den Erntearbeiten als auch im Gast-

stättengewerbe sehr lang. Die Entlohnung ist mit 

großer Wahrscheinlichkeit im Vergleich zum  

Einkommen im Heimatland relativ besser, an-

sonsten wäre der Zuwachs an Saisonarbeitskräf-

ten nicht zu erklären.

Greencard-Beschäftigte werden auf der 

Basis der Verordnung aus dem Jahr 2000 ein-

gestellt; die ursprünglich befristete Aufenthalts-

genehmigung wurde durch das Zuwanderungs-

gesetz in eine dauerhafte umgewandelt (Bericht 

der Beauftragten der Bundesregierung für Mig-

ration, Flüchtlinge und Integration 2005: 68). 

Aufgrund der schlechten Konjunktur wurde das 

Greencard-Kontingent von 20.000 nicht ausge-

schöpft. Von 2000 bis 2004 wurden 16.580 Ar-

beitserlaubnisse erteilt. Interessant ist, dass 

diese Gruppe aufgrund der Konjunkturentwick-

lung auch von Arbeitslosigkeit betroffen war und 

ist. Dennoch war ihre berufl iche und soziale 

Integration aufgrund der hohen Qualifi kation und 

teilweise guter Sprachkenntnisse erheblich güns-

tiger als bei anderen ausländischen Beschäftig-

ten.

4.2.7 Geringfügige Beschäftigung, 

 Qualifi kation 

Daten liegen nur über Beschäftigung bis 400 € 

pro Monat vor. Die Daten für Midi-Jobs werden 

erst seit 2005 erfasst. Ende März 2004 waren 

insgesamt 6,21 Mio. Personen geringfügig be-

schäftigt. Der Anteil ausländischer Beschäftigter 

an Mini-Jobbern betrug 9 %, er war damit höher 

als der Anteil an sozialversicherungspfl ichtig 

Be schäftigten (6,8 %). Wie auch bei den sozialver-

sicherungspfl ichtig Beschäftigten war der Anteil 

der geringfügig entlohnt beschäftigten Ausländer 

aus den ehemaligen Anwerbestaaten am höchs-

ten, an der Spitze stehen wiederum die  türkischen 

Beschäftigten. Die Zahl der geringfügig entlohnt 

Beschäftigten ist seit 2003 insgesamt sehr stark 

angestiegen, der Anstieg bei ausländischen Be-

schäftigten fällt noch deutlich höher aus als bei 

Deutschen (siehe Abbildungen 26, 27, 28, 29).

Ausländer haben im Vergleich zu Deutschen 

häufi ger einen geringfügig entlohnten Nebenjob 

zusätzlich zu ihrer sozialversicherungspfl ichti-

gen Beschäftigung, was darauf hindeutet, dass 

die Einkommen aus sozialversicherungspfl ichti-
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Abbildung 27: Geringfügig entlohnt Beschäftigte nach Staatsangehörigkeit 1999 bis 2003

Deutsche Ausländer

Jahr Insgesamt Absolut
Darunter 
Frauen

%
Anteil

%

Veränder-
ung g. 
Vorjahr 

(Sp. 2) %

Absolut
Darunter 
Frauen 

%

Anteil 
(Sp. 1) in 

%

Veränder-
ung g. 
Vorjahr 

(Sp. 6) %

1999 3.929.951 3.636.873 71,6 92,5 – 293.078 70,3 7,5 –

2000 4.198.864 3.886.012 71,0 92,5 +6,9 312.852 71,1 7,5 +6,7

2001 4.201.802 3.888.804 70,6 92,6 +0,1 312.998 71,3 7,4 +0,04

2002 4.183.791 3.865.041 70,2 92,4 -0,6 318.750 70,5 7,6 +1,8

2003 4.544.180 4.174.853 68,3 91,9 +8,0 369.327 66,4 8,1 +15,9

2004 
(Ende 
März)

6.210.616 5.650.658 65,3 91,0 +35,3 559.958 59,3 9,0 +51,6

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005, S. 608, 607; 
eigene Berechnungen

Abbildung 26: Geringfügig entlohnt Beschäftigte nach Staatsangehörigkeit Ende März 2004

Deutsche Ausländer

Insgesamt Absolut Anteil 
% (Sp. 1)

Frauen 
%(Sp. 2) 

Männer 
% (Sp. 2)

Absolut Anteil 
% (Sp. 1)

Frauen 
% (Sp. 6)

Männer 
% (Sp. 6)

Gesamtzahl 6.210.616 5.650.658 91,0 65,3 34,7 559.958 9,0 59,3 40,7

Davon 
ausschließlich
geringfügig 
entlohnt
Beschäftigte

4.658.936 4.271.576 91,7 67,7 32,3 387.360 8,3 65,7 34,3

Davon 
geringfügig
entlohnt 
Beschäftigte 
im Nebenjob

1.551.680 1.379.082 88,9 58,1 41,9 172.410 11,1 45,5 54,5

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005, S. 607
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ger Beschäftigung für die Bestreitung der Lebens-

haltungskosten  nicht  ausreichen.  Wiederum 

las sen sich auch hier deutliche Unterschiede 

zwischen einzelnen Nationalitäten ausmachen. 

Obwohl geringfügig entlohnte Beschäftigung vor 

allem Frauen betrifft, sind ausländische Männer 

im Vergleich zu deutschen Männern nicht nur 

relativ häufi ger geringfügig entlohnt beschäftigt 

(40,7 % zu 34,7 %), sie arbeiten zudem öfter, 

zu sätzlich zu ihrer sozialversicherungspfl ichti-

gen Beschäftigung, in einem geringfügig entlohn-

ten Nebenjob (54,5 % zu 41,9 %), was wiederum 

ein Hinweis auf die erzielten Einkommen sein 

dürfte. Allerdings zeigt sich auch, dass der Anteil 

der Frauen – sowohl bei deutschen Frauen als 

auch bei Migrantinnen – an geringfügig entlohn-

ter Beschäftigung seit einigen Jahren sinkt. Das 

heißt, dass die Zunahme der geringfügig entlohn-

ten Beschäftigung überproportional männliche 

Beschäftigte betrifft, und zwar ausländische Män-

ner noch häufi ger als deutsche. Vor dem Hinter-

grund des überproportionalen Rückgangs sozial-

versicherungspfl ichtiger Beschäftigung im Ver-

gleich zu Deutschen kann aus den Daten geschlos-

sen werden, dass Ausländer/-innen von der Ver -

drängung sozialversicherungspfl ichtiger, halb-

wegs gut entlohnter Beschäftigung in stärkerem 

Maße betroffen sind als Deutsche.

Wenn geringe schulische und berufl iche 

Qualifi kationen hauptsächliche Ursache für pre-

käre Beschäftigungs- und Entlohnungsbedingun-

gen bei Ausländern sind, dann wird sich daran 

auch in naher Zukunft wenig ändern. Das gilt, 

obwohl die Differenzen zwischen Nationalitäten 

größer und die Gruppe der Migranten heteroge-

ner werden dürfte. Jungendliche mit Migrations-

hintergrund weisen noch immer schlechtere 

Schulabschlüsse auf und  sind in höheren Bil-

Abbildung 28:  Geringfügig entlohnt Beschäftigte nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 
 Ende März 2004

Staatsangehörigkeit Absolut Ausschließlich % Im Nebenjob %

Deutsche 5.650.658 75,6 24,4

Ausländer insgesamt 559.958 69,2 30,8

Darunter
Bosnien/Herzegowina 13.094 57,4 42,6

Griechenland 24.183 63,7 36,3

Italien 45.644 63,7 36,3

Jugoslawien 41.268 59,4 40,6

Polen 21.814 76,9 23,1

Türkei 174.035 70,4 29,6

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005, S. 609; 
eigene Berechnungen

Abbildung 29: Schulabschlüsse von deutschen und ausländischen Schulentlassenen 1991/92 
 bis 2001/2002

Deutsche Schulentlassene Ausländische Schulentlassene

Schulabschluss 1991/1992 1994/1995 2001/2002 1991/1992 1994/1995 2001/2002

Hauptschule 25,1 25,7 24,1 44,4 43,8 40,8

Realschule 41,6 40,1 41,3 26,3 26,8 28,8

Fachhochschulreife 0,8 0,8 1,3 0,6 0,8 1,4

Hochschulreife 25,8 25,7 25,1 7,8 8,8 9,5

Ohne Abschluss 6,7 7,7 8,2 20,9 19,7 19,5

Quelle: Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005, S. 590



52

dungsgängen unterrepräsentiert. Dies gilt trotz 

des seit gut zehn Jahren anhaltenden leichten 

Auf wärtstrends (der soziale Hintergrund von 

Migrantenkindern wird nicht systematisch er-

fasst, was das Bild deutlich verzerrt). Ausländi-

sche Jugendliche und junge Erwachsene verfü-

gen nach wie vor seltener über formale Berufs-

abschlüsse, arbeiten demzufolge häufi ger als 

An- und Ungelernte und sind daher stärker von 

Arbeitslosigkeit bedroht.

Jugendliche mit Migrationshintergrund wer-

den allerdings auch bei gleicher Qualifi kation bei 

der Suche nach Ausbildungsplätzen systematisch 

diskriminiert. Sofern sie über gleiche  Abschlüsse 

verfügen, werden deutsche Jugendliche deutlich 

bevorzugt. So fi nden etwa 61 % der deutschen 

Realschulabsolventen einen Ausbildungsplatz, 

aber nur 24 % der ausländischen (Beauftragte 

der Bundesregierung 2005: 48, auch 42, 47).

4.2.8 Einkommen

Ausländer/innen haben im Schnitt niedrigere 

Ein  kommen als Deutsche. Sie verfügen über 

schlech tere Zugänge zu gut bezahlten Jobs. Un-

zureichende Schul- und Berufsabschlüsse senken 

insbesondere auch bei der zweiten und dritten 

Generation der Zugewanderten die Arbeitsmarkt-

chancen, was besonders deutlich an der Situation 

der türkischen Bevölkerung sichtbar ist. Da das 

soziale Sicherungssystem an die Erwerbseinkom-

men gekoppelt ist, ist der Anteil der ausländi-

Abbildung 31: Sozialhilfeempfänger

Deutsche Nichtdeutsche

1999 Ca. 2,163 Mio. (2,9 % aller Deutschen) Ca. 629.000 (8,6 % aller Nichtdeutschen)

2002 Ca. 2,159 Mio. (2,8 % aller Deutschen) Ca. 619.000 (8,4 % aller Nichtdeutschen)

Quelle: Datenreport 2002, S. 207; Statistisches Jahrbuch 2004, S. 204

Abbildung 30: Monatliche Haushaltseinkommen nach Beteiligung am Erwerbsleben in  
 privaten Haushalten im Mai 2003

Haushaltseinkommen in Euro von ... bis ... in % der Haushalte 

Unter 900 900-2.000 2.000-3.200 Mehr als 3.200

Erwerbstätige Bezugsperson 
in deutschem Haushalt 

6,7 36,0 33,7 23,6

Deutsche Haushalte 
insgesamt

14,6 43,2 26,5 15,7

Erwerbstätiger 
Haushaltsvorstand in 
nicht-deutschem Haushalt

9,6 46,8 30,6 13,0

Nicht-deutsche 
Haushalte insgesamt

22,6 45,3 22,9 9,1

Quelle: Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2005, S. 615
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Abbildung 32:  Verteilung der Vollzeitbeschäftigten (auch unterjährig, einschließlich 
 Ausländer) auf Armuts- und prekäre Löhne

Westdeutschland
1997

Westdeutschland
1980

Ostdeutschland 
1997

Ostdeutschland 
1993

Armuts-
löhne 
0-50%

12,1 12,0   9,5   7,0

Prekäre 
Löhne 
50-75%

23,8 (+) 19,3 26,0 22,0

Mittlere 
Löhne 
75-125%

47,5 (-) 53,3 47,0 (-) 53,9

Hohe
Löhne
125% 
und mehr

16,5 15,4 17,5 17,1

Quelle: Claus Schäfer, WSI Mitteilungen 7/2003, S. 422

Abbildung 33: Ganzjährige Armutslöhne 1997 und 1980 in Westdeutschland 
   – Verteilung nach Merkmalen

Merkmal
1997

% aller Armuts-
löhner

1980
% aller Armuts-

löhner

1997
% an ganzjährig 

Vollzeit-
beschäftigten je 

Merkmal

1980
% an ganzjährig 
Vollzeitbeschäf-

tigten je 
Merkmal

Geschlecht und 

Nationalität

Deutsche Männer
Ausländ. Männer
Deutsche Frauen
Ausländ. Frauen

22,9
  5,8 (+)
64,8 (-)
  6,5

22,3
  1,6
71,1
  5,0

  2,7
  6,7 (+)
16,8 (-)
22,2 (+)

  3,3
  2,2
21,1
16,2

Quelle: Claus Schäfer, WSI Mitteilungen 7/2003, S. 425

schen Bevölkerung an der Gruppe der Armen 

re lativ höher. 67,9 % der ausländischen Haushal-

te verfügten im Jahr 2003 über ein Nettoeinkom-

men von bis zu 2000 Euro, bei deutschen Haus-

halten dagegen lag der Anteil bei 57,8 %; deutlich 

wird auch, dass Deutsche mit Erwerbstätigkeit 

höhere Einkommen erzielen.
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Abbildung 34:  Ganzjährige Prekärlöhne 1997 und 1980 in Westdeutschland  
   – Verteilung nach Merkmalen

Merkmal
1997

% aller Pre-
kärlöhner

1980
% aller Pre-
kärlöhner

1997
% an ganzjährig 

Vollzeit-
beschäftigten je 

Merkmal

1980
% an ganzjährig 

Vollzeit-
beschäftigten je 

Merkmal

Geschlecht und 

Nationalität

Deutsche Männer
Ausländ. Männer
Deutsche Frauen
Ausländ. Frauen

42,9 (+)
  7,3 (+)
45,3 (-)
  4,5 (-)

27,8
  4,2
60,5
  7,5

14,1 (+)
23,8 (+)
32,5
42,1

  7,4
  9,9
32,2
44,1

Quelle: Claus Schäfer, WSI Mitteilungen 7/2003, S. 425

Zum Anteil von Ausländern im Niedriglohn-

bereich liegen keine neueren Daten vor. Refe-

renzlohn für Niedriglöhne ist das arithmetische 

Mittel aller Effektivlöhne ganzjährig, vollzeitbe-

schäftigter Deutscher (im Jahr 1997: 5.220 DM 

pro Monat). Armutslöhne sind Löhne unter 50 

% des Referenzlohnes, prekäre Löhne liegen 

zwischen 50 und 75 % des Referenzlohnes. Ar-

muts- und prekäre Löhne bilden den Niedrig-

lohnsektor.
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5.  Subjektive Verarbeitungsformen 
  prekärer Beschäftigung

Die subjektiven Verarbeitungsformen prekärer 

Beschäftigung sind in Deutschland noch kaum 

untersucht worden. Studien zur subjektiven 

Verarbeitung fl exibler und prekärer Arbeitsver-

hältnisse beziehen sich entweder auf einzelne 

Gruppen am Arbeitsmarkt (vgl. z.B. Noller u.a. 

2004, Vogel 2003) oder sie werden in der Eng-

führung der Debatte um die „Subjektivierung von 

Arbeit“ (Moldaschl/Voß  2002; kritisch: Lohr/Ni-

ckel 2005) oder den „Arbeitskraftunternehmer“ 

(Voß/Pongratz 1998, kritisch: Aulenbacher 2005) 

thematisiert. Wir greifen daher in diesem Teil 

primär auf eigene Forschungen zurück. Dies 

geschieht10 notwendig selektiv und ergebnisbe-

zogen.  

5.1 Typische Verarbeitungsformen 

Ein erster empirischer Befund lautet, dass die 

Castel’schen Zonen der Arbeitsgesellschaft in den 

Köpfen von Arbeitern, Angestellten und Arbeits-

losen tatsächlich präsent sind. Im Arbeitsbewusst-

sein der Befragten markieren sie jedoch keine 

starren Grenzziehungen. Vielmehr wirken sie als 

fl exibel handhabbare (Selbst-)Klassifi kationen, 

in denen sich immer auch die Besonderheiten 

von eigener Berufsbiographie, Lebensalter, Qua-

lifi kationsniveau sowie soziale Konstruktionen 

von Geschlecht und Nationalität bemerkbar ma-

chen. Auf der Grundlage von empirischem Ma-

terial, das anhand ausgewählter Problemkonstel-

lationen gewonnen wurde, lassen sich neun ty-

pische Formen der (Des-)Integration durch Er-

werbsarbeit unterscheiden (Schaubilder 1, 1a 

und 2). An dieser Stelle kann es nicht darum 

gehen, diese Typologie in ihrer Ausführlichkeit 

zu präsentieren. Es sollen jedoch einige für den 

Argumentationskontext wichtige Ergebnisse vor-

gestellt wer den. 

10 Ich beziehe mich hier auf Ergebnisse des Projekts „Prekäre Beschäftigung – Ursache von sozialer Desintegration und Rechts-
extremismus“, das ich gemeinsam mit Klaus Kraemer und Frederic Speidel durchführe. Das Vorhaben ist Teil des vom BMBF 
geförderten Forschungsverbundes „Integrationspotentiale moderner Gesellschaften“ (Leitung: Wilhelm Heitmeyer/Universität 
Bielefeld). Es basiert auf  88 halbstrukturierten Interviews, Gruppenbefragungen und mehr als 30 Expertengesprächen, die 
wir anhand ausgewählter Problemkonstellationen quer durch die Zonen der Arbeitsgesellschaft geführt haben.      

Schaubild 1: (Des-)Integrationspotenziale von
    Erwerbsarbeit – eine Typologie 

Zone der Integration

1. Gesicherte Integration
 („Die Gesicherten“)

2. Atypische Integration („Die Unkonven tionellen“ 
oder „Selbstmanager“)

3. Unsichere Integration 
(„Die Verunsicherten“)

4. Gefährdete Integration 
(„Die Abstiegsbedrohten“)

Zone der Prekarität

5. Prekäre Beschäftigung als Chance / 
temporäre Integration („Die Hoffenden“)

6. Prekäre Beschäftigung als dauerhaftes 
Arrangement („Die Realistischen“)

7. Entschärfte Prekarität 
(„Die Zufriedenen“)

Zone der Entkoppelung

8. Überwindbare Ausgrenzung
(„Die Veränderungswilligen“)

9. Kontrollierte Ausgrenzung / inszenierte 
Integration („Die Abgehängten“) 

     

Teil IV: Prekarität und Subjektivität



Des-
Integrations-
potenziale
(in Anlehnung
an Typologie 
von Dörre, K., 
u.a.)

Grundsätzliche Zustimmung zu folgenden Aussagen:

Höchster 
Handlungsbedarf
(vier wichtigste Felder)

Wichtigste Aspekte 
guter Arbeit
(vier wichtigste Felder)

Einkom-
mens-
unter-

schiede 
verringern

Arbeitsver-
hältnisse 
nur aus-

nahmsweise 
befristen

Einsatz 
von 

Zeitarbeit 
begrenzen

Qualifi zierte 
Ar beitssuche 
durch ausrei-
chend  ho hes 
Ar beitslosen-

geld 
ermöglichen 

Gesicherte 
Integration

59% 71% 67% 52%

Qualifi zierung (42%); 
Führungsqualität (41%); 
Einkommenshöhe (39%); 
Arbeitsgestaltung (29%)

Festes, verlässliches Einkommen 
(94%); Sicherheit des Arbeitsplat-
zes (92%); Un be fristetes Arbeits-
verhältnis (91%);   Behandlung als 
Mensch durch Vorgesetzte (87%)

Atypische 
Integration

54% 57% 52% 49%

Qualifi zierung (44%); 
Einkommenshöhe (38%); 
Arbeitsplatzsicherheit (32%); 
Führungsqualität (23%)

Arbeit soll Spaß machen (91%); 
Sicherheit des Arbeitsplatzes 
(91%); Behandlung als Mensch 
durch Vorgesetzte (86%); 
Förderung der Kollegialität (83%)

Unsichere 
Integration

72% 78% 78% 61%

Führungsqualität (52%); 
Arbeitsplatzsicherheit (45%); 
Qualifi zierung (42%); 
Einkommenshöhe (40%)

Festes, verlässliches Einkommen 
(98%); Sicherheit des Arbeitsplat-
zes (97%); Unbefristetes Arbeits-
verhältnis (94%); Behandlung als 
Mensch durch Vorgesetzte (92%)

Gefährdete 
Integration

80% 81% 75% 57%

Einkommenshöhe (52%); 
Führungsqualität (36%); 
Qualifi zierung (35%); 
Arbeitsplatzsicherheit (33%)

Festes, verlässliches Einkommen 
(94%);  Sicherheit des Arbeitsplat-
zes (93%); Unbefristetes Arbeits-
verhältnis (91%); Behandlung als 
Mensch durch Vorgesetzte (90%)

Temporäre 
Integration

67% 71% 59% 49%

Einkommenshöhe (46%); 
Arbeitsplatzsicherheit (40%); 
Qualifi zierung (35%); 
kollegialer Zusammenhalt 
(22%)

Behandlung als Mensch durch 
Vorgesetzte (94%); Arbeit soll 
Spaß machen (93%); Sicher heit 
des Arbeitsplatzes (90%); 
Förder ung der Kollegialität (84%) 

Prekarität 
als dauerhaftes 
Arrangement

79% 79% 68% 65%

Einkommenshöhe (58%); 
Arbeitsplatzsicherheit (38%); 
Qualifi zierung (32%), 
Führungsqualität (26%)

Sicherheit des Arbeitsplatzes 
(92%); Behandlung als Mensch 
durch Vorgesetzte (90%); Arbeit 
soll Spaß machen (86%);Unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis (82%)

Entschärfte 
Prekarität

73% 76% 67% 49%

Einkommenshöhe (41%); 
Qualifi zierung (35%); Arbeits-
platzsicherheit (28%), kolle-
gialer Zusammenhalt (27%)

Behandlung als Mensch durch 
Vorgesetzte (91%); Arbeit soll 
Spaß machen (87%); Sicherheit 
des Arbeitsplatzes (85%); 
Förderung der Kollegialität (84%)

Überwindbare 
Ausgrenzung

87% 86% 77% 86%

  Arbeitsplatzsicherheit (48%); 
  Einkommenshöhe (40%); 
  Mitbestimmungsrechte (33%), 
  Führungsqualität (32%)

Festes, verlässliches Einkommen 
(94%); Sicherheit des Arbeits-
platzes (93%); Behandlung als 
Mensch durch Vorgesetzte (92%); 
Unbefristetes Arbeitsverhältnis (86%)

Schaubild 1a: (Des-)integrationspotenziale von Erwerbsarbeit – eine Typologie
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Eigene Berechnungen von Tatjana Fuchs; Quelle: INQA-Befragung „Was ist gute Arbeit? Anforderungen aus der Sicht von Erwerbstätigen“, 2004/2005.
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Schaubild 2: Quantifi zierung der Typologie auf der Datenbasis einer repräsentativen Inqua-Untersuchung,  
  Berechnungen von Tatjana Fuchs 2005

(Des-)Integrationspotenziale von Erwerbsarbeit 
– eine Typologie 
Basis: Rund 70 halbstrukturierte Interviews
(Klaus Dörre, Klaus Krämer, Frederic Speidel, 2005)

Verbreitung von (Des-)Integrationspotenzialen in der 
Erwerbsarbeit 
Basis: Repräsentative Befragung „Was ist gute Arbeit? – 
Anforderungen aus der Sicht von Erwerbstätigen“ (Tatjana Fuchs)

%

Zone der Integration

1. Gesicherte Integration 
(„Die Gesicherten“)

Unbefristet Beschäftigte (VZ/TZ); Bruttomonatseinkommen 
2.000 € und mehr; kaum belastende Beschäftigungsunsicherheit

31,5

2. Atypische Integration 
(„Die Unkonventionellen“ / „Selbstmanager“)

Atypisch Beschäftigte; Bruttomonatseinkommen 2.000 € und 
mehr; Positives Arbeitserleben, Einfl uss-/Entwicklungs -
möglichkeiten bei der Arbeit.

3,1

3. Unsichere Integration 
(„Die Verunsicherten“)

Unbefristet Beschäftigte (VZ/TZ); Bruttomonatseinkommen 
2.000 € und mehr; stark belastende Beschäftigungsunsicherheit; 
Atypisch Beschäftigte; Bruttomonatseinkommen 2.000 € und 
mehr; stark belastende Beschäftigungsunsicherheit, Positives 
Arbeits erleben, Einfl uss-/Entwicklungsmöglichkeiten bei der 
Arbeit.

12,9

4. Gefährdete Integration
(„Die Abstiegsbedrohten“)

Unbefristet Beschäftigte (VZ/TZ); 
Bruttomonatseinkommen bis 2.000 € 

33,1

Zone der Prekarität

5. Prekäre Beschäftigung als Chance / 
temporäre Integration („Die Hoffenden“)

Atypisch Beschäftigte; Bruttomonatseinkommen bis 2.000 €; 
positives Arbeitserleben, keine anhaltenden Frustrationsgefühle.

3,1

6. Prekäre Beschäftigung als dauerhaftes 
Arrangement  
(„Die Realistischen“)

Atypisch Beschäftigte; Bruttomonatseinkommen bis 2.000 €; 
längere Arbeitslosigkeitsphasen oder/und Phasen 
prekärerer Beschäftigung, Frustrationsgefühle

4,8

7. Entschärfte Prekarität
(„Die Zufriedenen“)

Atypisch Beschäftigte; Bruttomonatseinkommen bis 2.000 €; 
hauptsächliche Statusbeschreibung: Hausfrau/mann, in 
Erziehungsurlaub, Rentner/in; positives Arbeitserleben, 
keine anhaltenden Frustrationsgefühle

5,9

Zone der Entkoppelung

8. Überwindbare Ausgrenzung
(„Die Veränderungswilligen“) Erwerbstätige, längere Arbeitslosigkeitsphasen oder/und Phasen 

prekärerer Beschäftigung, hauptsächliche Statusbeschreibung: 
arbeitslos

1,7

9. Kontrollierte Ausgrenzung / inszenierte 
Integration („Die Abgehängten“) 

Nicht zuzuordnen (fehlende Angaben) 3,9

 Alle Erwerbstätigen
(ohne Azubis und ohne Selbständige mit weiteren Beschäftigten)

100,0

Erläuterungen: Die Zuordnung zu den einzelnen Typen folgt (so weit dies möglich war) der inhaltlichen Typenkonstruktion von Dörre, K. u.a.
(vgl. linke Seite der Übersicht). Die Fragebogen-Erhebung beruht auf einer geschichteten, zufällig ausgewählten Stichprobe (n = 5.388).
Die Ergebnisse wurden nach den Mikrozensusangaben zur Beschäftigtenstruktur gewichtet. 
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5.1.1 Prekarität und blockierte    

 Lebensplanung

Zunächst zeigt sich, dass prekäre Arbeitsverhält-

nisse (in der Studie handelt es sich um Leihar-

beit, Teilzeitarbeit, befristete und geringfügige 

Beschäftigung) ein Desintegrationspotenzial be-

inhalten, das primär auf unsicherer Beschäfti-

gung und/oder einer nicht dauerhaft Existenz 

sichernden Entlohnung, sekundär auf der Blo-

ckierung qualitativer Arbeitsansprüche, man-

gelnder Anerkennung, eingeschränkten Parti-

zipationsmöglichkeiten  und  relativer  sozialer 

Isolation beruht. Konstitutiv für die subjektive 

Verarbeitung der individuellen Erwerbslage sind 

zunächst jene Anspruchsdimensionen, die mit 

der  Arbeitskraftperspektive  korrespondieren. 

Der vertraglichen Ausgestaltung des Beschäfti-

gungsverhältnisses (Dauer und Entlohnung der 

Beschäftigung) fällt dabei eine entscheidende 

Funktion zu. Ist die Beschäftigung formal auf 

Dauer gestellt und garantiert die Entlohnung ein 

kulturelles Minimum, rücken qualitative An-

spruchsdimensionen ins Zentrum des Arbeits-

bewusstseins.       

Entscheidend ist, dass sich bei den prekär 

Beschäftigten neben vielen Kritikpunkten an 

unbefriedigenden, teilweise entwürdigenden Ar-

beitsverhältnissen ein zentraler Mangel bemerk-

bar macht. Unabhängig von der konkreten Be-

schäftigungsform beklagen die „Prekarier“ mehr 

oder minder alle, dass sie im Vergleich zu den 

Stammbeschäftigten über weitaus geringere Mög-

lichkeiten verfügen, eine längerfristige Lebens-

planung zu entwickeln. Damit stoßen wir auf die 

Reaktualisierung einer Problematik, die Bour-

dieu in seiner Studie zur kabylischen Übergangs-

gesellschaft exemplarisch analysiert hat. Auch 

in der Gegenwartsgesellschaft beginnen sich die 

Beschäftigten in zwei Gruppen aufzuspalten –, 

in jene, die „fest angestellt sind, um es zu blei-

ben“, und andere, die zu mehr oder minder allem 

bereit sind, „um dieser Unsicherheit zu entkom-

men“ (Bourdieu 2000: 113). Tatsächlich sorgen 

unterschiedliche Arbeits- und  Lebensbedingungen 

dafür, dass auch die Chancen, einen längerfris-

tigen und zugleich halbwegs realistischen Lebens-

plan zu entwickeln, ungleich verteilt sind. 

Arbeitslosigkeit und befristete Arbeiten blo-

ckieren „die Ausarbeitung eines rationalen Le-

bensplans“ (ebenda: 109) in den reichen Gegen-

wartgesellschaften allerdings nicht vollständig. 

Auch bei den Typen, die der „Zone der Verwund-

barkeit“ zugerechnet werden können, fi ndet sich 

das Bemühen, der eigenen Lebensplanung Ko-

härenz zu verleihen. Bei Teilzeitarbeiterinnen 

mit unbefristeten Arbeitsverträgen gelingt das 

noch einigermaßen, sofern die Partnerschaften 

stabil sind. Im Falle von Leiharbeitern und be-

fristet Beschäftigten (Typ 5, 6) sind die Bemü-

hungen um einen kohärenten Lebensplan spür-

bar, aber weitaus weniger erfolgreich. Es ist nicht 

allein die Unsicherheit als solche, sondern auch 

der soziale Abstand zur angestrebten „Normali-

tät“, der eine Mischung aus Verunsicherung, 

Scham, Wut und Resignation erzeugt. 

Auf ähnliche Verarbeitungsformen stoßen 

wir – teils versteckt, teils manifest – in der „Zone 

der Integration“ und hier vor allem bei den „Ver-

unsicherten“ (Typ 3) und den „Abstiegsbedroh-

ten“ (Typ 4). Arbeiter und Angestellte, die sich 

diesen Typen zurechnen lassen, werden in der 

Tat von Angst vor dem sozialen Abstieg umge-

trieben – für Castel ein wesentlicher Kristalli-

sationspunkt von Prekarität. Das Vermögen zu 

einer längerfristig ausgerichteten Lebensplanung 

ist in diesen Gruppen keineswegs verloren ge-

gangen; aber es besteht die mehr oder minder 

begründete Befürchtung, dass die für eine rea-

listische Zukunftsplanung notwendige Kalkula-

tionsgrundlage abhanden kommen könnte. Ab-

stiegsängste  sind  keineswegs  unmittelbarer 

Refl ex realer Bedrohungen. Selbst die bevorste-

hende Betriebsschließung kann je nach Lebens-

alter, Qualifi kation und Ressourcenausstattung 

höchst unterschiedlich verarbeitet werden. Für 

jüngere Arbeiter z.B. wirkt sie mitunter als An-

trieb, individuelle Weiterbildungspläne vorzuzie-

hen. Ältere und weniger qualifi zierte Befragte 

befürchten hingegen einen nur schwer korrigier-

baren Knick in ihrer berufl ichen Laufbahn.
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Die Auswirkungen einer nicht vorhandenen 

Grundlage für eine längerfristige Zukunftspla-

nung lassen sich – wenig überraschend – in der 

„Zone der Entkoppelung“ beobachten, wo wir 

uns auf langzeitarbeitslose Jugendliche, über-

wiegend mit Migrationshintergrund, konzentriert 

haben. Sowohl bei den „Veränderungswilligen“ 

(Typ 8) als auch bei den „Abgehängten“ (Typ 9) 

kann von einem über den Tag hinausreichenden 

Lebensplan im Grunde keine Rede mehr sein. 

Während die „Veränderungswilligen“ die Hoff-

nung auf eine Normalisierung ihrer Biographien 

noch nicht aufgegeben haben, richten sich die 

„Abgehängten“ bereits auf ein Leben in einer 

Subgesellschaft ein. Hier zeigt sich besonders 

deutlich, dass sich ohne festen Arbeitsplatz und 

sicheres Einkommen allmählich eine Desorga-

nisation des Raum- und Zeitempfi ndens einstellt. 

Allerdings sind auch die Befragten aus der „Zone 

der Entkoppelung“ nicht völlig ohne Arbeit. Dies 

gar nicht in erster Linie, weil sie sich in einer 

geförderten Integrationsmaßnahme befi nden, 

sondern weil sie allesamt große Findigkeit ent-

wickelt haben, um sich über informelle Arbeit, 

Gelegenheitsjobs ohne jegliche soziale Sicherung, 

durchzuschlagen.

5.1.2 Bedeutungswandel von 

  Erwerbsarbeit: 

  Das (Des-)Integrationsparadoxon

Unabhängig von solchen Differenzierungen las-

sen sich zonenübergreifend viele Hinweise auf 

einen weit reichenden Bedeutungswandel von 

Erwerbsarbeit entdecken. In großen gesellschaft-

lichen Gruppen beginnt abhängige Erwerbsar-

beit ihre Funktion als „Bindemittel“ der Gesell-

schaft zu verlieren. Prekäre Beschäftigungsver-

hältnisse bedeuten nicht allein Unsicherheit und 

materiellen Mangel, vielfach bewirken sie Aner-

kennungsdefizite und eine Schwächung der 

Zugehörigkeit zu sozialen Netzen, die eigentlich 

dringend benötigt würden, um den Alltag eini-

germaßen zu bewältigen. 

Dennoch kommt es auch in der „Zone der 

Verwundbarkeit“ nicht zu linearen, sich bestän-

dig verstärkenden Desintegrationsprozessen. Die 

Ausbreitung unsicherer Beschäftigungsverhält-

nisse mündet keineswegs in einem unaufhaltsa-

men Zerfall der (Arbeits-)Gesellschaft. Vielmehr 

macht sich ein Phänomen bemerkbar, das als 

(Des-)Integrationsparadoxon gespaltener Ar-

beitsgesellschaften (Dörre u.a. 2004) bezeichnet 

werden kann. In der „Zone der Prekarität“ erfolgt 

die Einbindung nicht mehr über primäre (repro-

duktive und qualitative) sondern über tradierte 

oder neu erzeugte sekundäre Integrationspoten-

ziale. 

Von sekundären Integrationspotenzialen 

kann gesprochen werden, wenn z.B. junge Leih-

arbeiter ihr prekäres Beschäftigungsverhältnis 

als Sprungbrett in eine Normbeschäftigung be-

trachten und dabei auf den „Klebeffekt“ ihrer 

Tätigkeit hoffen (Typ 5). Um sekundäre Integra-

tion handelt es sich bei prekär Beschäftigten – 

etwa älteren Leiharbeitern –, die sich pragma-

tisch-illusionslos mit ihrer Lage arrangieren, 

indem sie beständig zwischen Arbeitslosigkeit 

und Leiharbeit pendeln (Typ 6). Sekundäre In-

tegrationspotentiale verschaffen sich auch Gel-

tung, sofern sich Einzelhandels-Verkäuferinnen 

scheinbar vorbehaltlos in ihre Rolle als mehr oder 

minder zufriedene Zuverdienerinnen (Typ 7) fü-

gen und damit eine stabile Partnerschaft und ein 

Existenz sicherndes Einkommen des Le bens part-

ners zur stillen Voraussetzung ihres eigenen, 

einer klassischen  geschlechtsspezifi schen Rol-

lenteilung folgenden Arrangements machen. Und 

selbst bei den „Abgehängten (Typ 9) zeigt sich 

die Wirksamkeit sekundärer Integrationsmecha-

nismen, wenn sich jungendliche Erwerbslose als 

„arbeitende Arbeitslose“ defi nieren, weil sie ihr 

Einkommen in der Schattenwirtschaft verdienen 

und dabei auf die informellen sozialen Netze von 

Familie und Nachbarschaft setzen.        

Die Wirksamkeit sekundärer Integrations-

potentiale darf indessen nicht als Hinweis auf 

eine Entschärfung der Prekaritätsproblematik 

interpretiert werden. Das Gegenteil ist der Fall. 

Sekundäre Integrationspotenziale sind vergleichs-

weise schwach. Entweder beruhen sie auf einem 

fi ktionalen Zukunftsbewusstsein, auf der Hoff-
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nung, irgendwann doch noch Anschluss an die 

Normalität regulärer Beschäftigung zu fi nden 

oder sie benötigen eine Mobilisierung quasi-

ständischer Zugehörigkeiten und Ressourcen, 

die ein Überleben in der „Zone der Verwundbar-

keit“ sicher stellen. 

Dass sekundäre Integrationspotentiale über-

haupt wirksam werden können, hängt wesentlich 

mit der disziplinierenden Wirkung von Arbeits-

marktrisiken zusammen. Die Disziplin des Mark-

tes kann z.B. dazu führen, dass tradierte Formen 

geschlechtsspezifi scher Arbeitsteilung revitali-

siert werden. So defi nieren sich Verkäuferinnen 

mitunter auch dann noch als bloße Zuverdiene-

rinnen, wenn ihr Einkommen aufgrund der Ar-

beitslosigkeit des Lebenspartners längst den Le-

bensunterhalt der Familie sichern muss (Typ 7). 

In solchen Fällen beruht arbeitsweltliche Inte-

gration auf einem männlich dominierten Kom-

plementaritätsmodell von Erwerbsarbeit, dessen 

sozialstrukturelle und kulturelle Voraussetzun-

gen im gesellschaftlichen Modernisierungspro-

zess längst aufgezehrt sind. Als Hysteresis-Ef-

fekte über ihre Erzeugungsbedingungen hinaus 

wirksam, zeugen derartige Haltungen von der 

Verfestigung einer sozialen Lage, für die eine Be-

tätigung in prekären Beschäftigungsverhältnis-

sen charakteristisch ist. Zufrieden sind diese 

Befragten nur insofern, als sie sich als Teilzeit-

arbeiterinnen gesellschaftlich durchaus integriert 

fühlen. Diese Zufriedenheit ändert nichts daran, 

dass die Betreffenden ihre Berufstätigkeit über-

aus kritisch beurteilen. Teilweise werden sie in 

Interessenvertretungen und Gewerkschaften ak-

tiv, um ihre Arbeitsbedingungen zu verbessern. 

In diesen Fällen handelt es sich um eine Varian-

te konfl iktorischer Integration, die allerdings an 

der grundsätzlichen Akzeptanz der Zuverdiene-

rinnen-Rolle nichts verändert.  

5.1.3 Unterschiede zwischen fl exibler 

 und prekärer Arbeit                  

Die Lage der Teilzeitarbeiterinnen unterscheidet 

sich gravierend von den subjektiven Verarbei-

tungsformen fl exibler Beschäftigung, wie sie sich 

in der „Zone der Integration“ fi nden. Das zeigt 

sich besonders deutlich bei den „Selbstmana-

gern“ (Typ 2), zu denen in unserer Untersuchung 

Freelancer aus der IT-Industrie, Werbefachleute, 

mittlere Manager aber auch Leiharbeiter zählen, 

die sich den Standards einer Normbeschäftigung 

angenähert haben. Für die befragten Freelancer 

und Werbefachleute wird das Sicherheitsrisiko, 

das in der Beschaffenheit ihres Beschäftigungs-

verhältnisses angelegt ist, subjektiv durch den 

Freiheitsgewinn kompensiert, den sie mit der 

Abwesenheit hierarchischer Zwänge verbinden. 

Zudem können sie darauf vertrauen, aufgrund 

ihrer Qualifi kation und ihrer sonstigen Ressour-

cen, Phasen der Beschäftigungsunsicherheit ei-

nigermaßen gut zu überbrücken. 

Vor allem aber gilt: Integrationsstiftend 

wirkt in diesen Gruppen die Identifi kation mit 

der eigenen Tätigkeit, das Streben nach Profes-

sionalität, mitunter auch das Aufgehen im Beruf. 

Das ist bei den prekär Beschäftigten grundsätz-

lich anders. Hier kann die Flexibilisierung der 

Beschäftigungsverhältnisse kaum positiv erlebt 

werden. Wie bei den prekär Beschäftigten han-

delt es sich  bei den „Selbstmangern“ (Typ 2)  um 

die subjektive Auseinandersetzung mit den Fol-

gen einer teils inszenierten, teils realen Markt-

steuerung von Arbeit. Je nach sozialer Platzie-

rung und differierender Ressourcenausstattung 

werden die Folgen der Marktsteuerung jedoch 

höchst unterschiedlich verarbeitet. 

Damit ist nicht gesagt, dass eine individuel-

le Positionierung in der „Zone der Integration“ 

mit Problemfreiheit gleichzusetzen ist. Selbst in 

Segmenten mit qualifi zierter Angestellten- und 

Informationsarbeit können massive Desintegra-

tionseffekte auftreten. Letztere werden allerdings 

nicht durch prekäre Beschäftigungsverhältnisse 

verursacht. Sie resultieren ganz im Gegenteil aus 

dem Streben nach Professionalität und Selbst-

verwirklichung, das mit Arbeitswut, Leistungs-

druck, Stress, Beeinträchtigung des Privatlebens, 

Entspannungsunfähigkeit, blockierten Aufstiegs-

möglichkeiten und Diskontinuitätserfahrungen 

bei der Projektarbeit einher geht. Solche Desin-

tegrationseffekte können sich dramatisch zuspit-
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zen. Letztlich kann so das Beschäftigungsver-

hältnis von Hochqualifi zierten zu einem heiklen, 

unsicheren werden. Auch auf diese Weise kann 

eine prekäre Lage entstehen, die wegen der „Fall-

höhe“ (Brinkmann 2003) qualifi zierter Angestell-

ter subjektiv als besonders schmerzlich erlebt 

wird. Dennoch sind fl exible und prekäre Beschäf-

tigungsverhältnisse nicht identisch. Manche For-

men fl exibler Beschäftigung können mit gesi-

cherter Integration einhergehen. Das gilt z.B. für 

ver schiedene Varianten von Projektarbeit, die 

Boltanski/Chiapello (2003) zum Charakteristi-

kum eines „neuen kapitalistischen Geistes“ stili-

sieren. Prekäre Beschäftigungsverhältnisse sind 

stets fl exibel; doch längst nicht alle Formen fl e-

xibler Beschäftigung erweisen sich zugleich als 

prekär. Die „Selbstmanager“ (Typ 2) agieren alle-

samt oberhalb einer „Schwelle der Berechenbar-

keit“ oder „des Unternehmensgeistes“, welche 

wesentlich von der Verfügung über Einkünfte und 

Ressourcen abhängt, die von der Sorge um die 

Subsistenz dauerhaft entlasten“ (Bourdieu 2000: 

92). Bei den  prekär Beschäftigten, die sich an der 

„Schwelle der Sicherheit“, gekennzeichnet „durch 

eine feste Arbeitsstelle und ein regelmäßi ges Ein-

kommen“, bewegen, ist das nicht der Fall.

5.2  Neue Kontrollmechanismen: 
 Die Stabilisierung des Instabilen 

Entscheidend ist, wie unsichere Beschäftigungs-

verhältnisse und deren subjektive Verarbeitung 

auf die „Zone der Integration“ zurückwirken. Im 

Unterschied zu den subproletarischen Existen-

zen, die Bourdieu vor Augen hatte, führen pre-

käre Beschäftigungsverhältnisse in den Arbeits-

gesellschaften der Gegenwart nicht zu vollstän-

diger Entwurzelung und Pauperisierung. Die 

prekär Beschäftigten befi nden sich in einer ei-

gentümlichen „Schwebelage“ (Kraemer/Speidel 

2004: 119 ff.). Einerseits haben sie den An-

schluss an die „Zone der Normalität“ noch immer 

vor Augen und müssen alle Energien mobilisie-

ren, um den Sprung vielleicht doch noch zu 

schaf fen. Andererseits sind permanente Anstren-

gungen auch nötig, um einen dauerhaften sozia-

len Abstieg zu vermeiden. Wer in seinen Anstren-

gungen nachlässt, dem droht der Absturz in die 

„Zone der Entkoppelung“. Aufgrund der Diskon-

tinuitäten des Beschäftigungsverhältnisses be-

sitzen die „modernen Prekarier“ keine Reserven, 

kein Ruhekissen. Sie sind die ersten, denen in 

Krisenzeiten Entlassungen drohen. Ihnen wer-

den bevorzugt die unangenehmen Arbeiten 

aufgebürdet. Sie sind die Lückenbüßer, die „Mäd-

chen für alles“, deren materielle und qualifi ka-

torische Ressourcen mit anhaltender Dauer der 

Unsicherheit allmählich verschlissen werden. 

Die anstrengende „Schwebelage“ macht die 

spezifi sche Verwundbarkeit prekär Beschäftigter 

aus. Das alte Glückversprechen des sozialstaat-

lich regulierten Kapitalismus, wonach ein Norm-

arbeitsverhältnis die Basis für langsam aber 

kontinuierlich wachsenden Wohlstand bildet11, 

ist für die „Prekarier“ außer Kraft gesetzt. Inso-

fern meint Integration in der „Zone der Verwund-

barkeit“ etwas völlig anderes als in der Welt der 

Normarbeitsverhältnisse. Die primären arbeits-

weltlichen Integrationspotentiale (Befriedigung 

reproduktiver und qualitativer Arbeitsansprü-

che) werden geschwächt; dieser Verlust kann 

durch sekundäre Integrationspotentiale allenfalls 

partiell ausgeglichen, aber niemals vollständig 

kompensiert werden. 

Gerade weil sich die prekär Beschäftigten 

im unmittelbaren Erfahrungsbereich der über 

Normarbeitsverhältnisse Integrierten bewegen, 

wirken sie als ständige Mahnung. Festangestell-

te, die Leiharbeiter zunächst als wünschenswer-

ten „Flexibilisierungspuffer“ betrachten, be-

schleicht ein diffuses Gefühl der Ersetzbarkeit, 

wenn sie an die Leistungsfähigkeit der Externen 

denken. Sie sehen, dass ihre Arbeit bei gleicher 

Qualität auch von Personal bewältigt werden 

kann, das für die Ausübung dieser Tätigkeit 

Arbeits- und Lebensbedingungen in Kauf nimmt, 

11 Auf einem anderen Konsumniveau und mit spezifischen Mangelerfahrungen verknüpft, galt dieses Versprechen auch im 
staatssozialistischen System der DDR.
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die in der Stammbelegschaft kaum akzeptiert 

würden. Auch dann, wenn Leiharbeiter und be-

fristet Beschäftigte nur kleine Minderheiten sind, 

wirkt ihre bloße Präsenz disziplinierend selbst 

auf große, gewerkschaftlich gut organisierte 

Belegschaften zurück. In dem Bereich mit hoch 

qualifi zierten Angestellten produzieren Free lancer 

einen ähnlichen Effekt. Schon ihre – al lerdings 

auf wenige Wochentage beschränkte – Langzeit-

präsenz im Büro sorgt dafür, dass Fest-angestell-

te sich selbst unter Druck setzen und ebenfalls 

„freiwillig“ ihre Arbeitszeiten verlängern. Bei 

befragten Bauarbeitern (Typ 3) ist es die Präsenz 

polnischer Kontingentarbeiter, die die deutsche 

Stammbelegschaft im Interesse der Beschäfti-

gungssicherung zu weit reichenden Zugeständnis-

sen bei tarifl ich vereinbarten Lohn- und  Ar beits-

zeitstandards bewegt. So fi nden sich im Grun de 

in allen Beschäftigungssegmenten Wechselbezie-

hungen zwischen Stammbelegschaften und fl e-

xiblen Arbeitskräften, die den „Besitz“ eines un-

befristeten Vollzeiterwerbsverhältnisses als ver-

teidigenswertes Privileg erscheinen lassen.         

Dass die bloße Präsenz prekär oder fl exibel 

Beschäftigter disziplinierende Rückwirkungen 

auf formal integrierte Beschäftigte zeitigt, lässt 

sich nur mit einer Verallgemeinerung sozialer 

Unsicherheit erklären, die längst auch die „Zone 

der Integration“ erreicht hat. Das wird bei den 

„Verunsicherten“ (Typ 3) und „Abstiegsbedroh-

ten“ (Typ 4) deutlich spürbar. In versteckter Form 

fi ndet sich die Angst vor Arbeitslosigkeit und 

sozialem Abstieg selbst bei den „Gesicherten“ 

(Typ 1). Im Falle der „Abstiegsbedrohten“ kommt 

diese Angst aufgrund realer Problemlagen mit 

voller Wucht zum Ausbruch. Arbeiter und Ange-

stellte eines profi tabel arbeitenden Elektrogeräte-

herstellers, die kurz vor der Verlagerung des ge-

samten Werks nach Tschechien befragt wurden, 

sehen sich bereits unmittelbar mit einem Abstiegs-

szenario konfrontiert. In anderen Fällen (Typ 2) 

sind es Ereignisse wie die schleichende Aushöh-

lung tarifl icher Normen oder der schmerz v olle 

Vor   wurf einer „subventionierten Existenz“ (Berg-

bau, Typ 3, 4), die Prekarisierungsängste frei 

setzen.             

In Anbetracht solcher Verarbeitungsformen 

lässt sich präziser fassen, was den spezifi schen 

Gehalt des (Des-)Integrationsparadoxons in ge-

spaltenen Arbeitsgesellschaften ausmacht. Die 

Herausbildung einer Zone unsicherer Beschäfti-

gungsverhältnisse forciert die Umstellung auf 

einen neuen gesellschaftlichen Integrationsmo-

dus. An die Stelle einer Einbindung, die nicht 

ausschließlich, aber doch wesentlich auf mate-

rieller und demokratischer Teilhabe beruhte, 

treten Integrationsformen, in denen die subtile 

Wirkung markförmiger Disziplinierungsmecha-

nismen eine deutliche Aufwertung erfährt (Heit-

meyer 1997: 27). Die Disziplinierung durch den 

Markt kann, zumal in einer reichen Gesellschaft, 

eine Vielzahl an Hoffnungen, Ängsten und Tra-

ditionen funktionalisieren. Das ist möglich, weil 

vor allem die Gruppen der Integrierten einiges 

zu verlieren haben. In diesen Gruppen können 

sich Prekarisierungsängste besonders vehement 

Bahn brechen. Und doch liefern die „Integrier-

ten“ den „Prekären“ und „Entkoppelten“ mit ih-

ren an Normalitätsansprüchen orientierten Jobs 

und Lebensstilen ein Leitbild, auf dessen Reali-

sierung sich die Energien zumindest der agileren, 

halbwegs handlungsfähigen Gruppen in den Zo-

nen der „Nicht-Normalität“ nach wie vor richten. 

Auf diese Weise sorgt die Konfrontation mit 

unsicheren Beschäftigungsverhältnissen nicht 

nur, wie Robert Castel (2000: 357) treffend for-

muliert, für eine „Destabilisierung des Stabilen“. 

Indem sie die einen diszipliniert und den anderen 

elementare Voraussetzungen für Widerständig-

keit und Gegenwehr nimmt, fördert sie zugleich 

eine eigentümliche „Stabilisierung der Instabili-

tät“. Insofern ist Prekarisierung kein Phänomen 

an den Rändern der Arbeitsgesellschaft. Denn 

sie bewirkt, wie es Bourdieu hellsichtig formu-

liert hatte, tatsächlich eine allgemeine subjektive 

Unsicherheit, die bis tief hinein in die Lebensla-

gen der formal Integrierten reicht. Prekarisierungs-

prozesse wirken desintegrierend und zugleich 

als disziplinierende Kraft. Mit ihren entgrenzten 

Flexibilitätsanforderungen schaffen sie doch 

neue Abhängigkeiten. Sie stellen ein Macht- und 

Kontrollsystem dar, dem sich in der gespaltenen 
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Arbeitsgesellschaft auch die Integrierten kaum 

zu entziehen vermögen.

5.3 Folgewirkungen: 
 qualitative Arbeitspolitik in der Defensive

Hohe Arbeitslosigkeit und Prekarisierung sorgen 

dafür, dass sich qualitative Arbeitsansprüche in 

Betrieben und Verwaltungen kaum noch Geltung 

verschaffen können. Wenn die Existenz unsicher 

geworden ist, treten „Entfernung zur Arbeit, Mo-

notonie oder schlechte Behandlung“ als Gründe 

für Unzufriedenheit „subjektiv in den Hinter-

grund“; es dominiert die Sorge um den Erhalt 

ihres Arbeitsplatzes, so widerwärtig er auch sein 

mag“ (Bourdieu 2000: 72). Diese – auf die kaby-

lische Gesellschaft gemünzte – Feststellung ist 

von brennender Aktualität. Denn infolge der 

verbreiteten Unsicherheit sind arbeitspolitische 

Ansätze, die an qualitative Arbeitsansprüche 

an zuknüpfen  beabsichtigen,  in  die  Defensive 

geraten. In den Betrieben fällt es den Interesse-

vertretungen schwer, Beschäftigte für Gestal-

tungsprojekte zu mobilisieren. Im Management 

fehlt es zunehmend an Ansprechpartnern für 

verlässliche, längerfristig ausgerichtete Kompro-

missbildungen, ohne die anspruchsvolle Gestal-

tungsprojekte nicht zu verwirklichen sind. Statt-

dessen bricht sich selbst in den verbliebenen 

Hochburgen der Gewerkschaften ein Trend zum 

„billiger statt besser“ Bahn, der innovative Ar-

beitspolitik durch simple Kostensenkungsstrate-

gien zu ersetzen sucht (Dörre/Röttger 2005, 

Beese u.a. 2004, Dörre/Brinkmann 2005). 

Über die Abwälzung der Markunsicherheit 

nicht nur auf die Arbeitnehmer, sondern auch 

auf  Zulieferer, Dienstleister und abhängige Klein-

betriebe gelingt es dem Management fokaler Un-

ternehmen häufi g, die Zonen kontrollierter Auto-

nomie in den Betrieben zur Produktion „gefügi ger 

Arbeitskräfte“  zu  nutzen  (Boltanski/Chiapello 

2003: 262). Kritische Interventionen, die ihre 

ar beitspolitische Perspektive auf die Auseinan-

dersetzung mit autoritativer Managementkont-

rolle und repetitiven Arbeitstätigkeiten reduziert, 

stehen der ideologischen Offensive des „Markt-

fundamentalismus“ (Giddens 1997) einigerma-

ßen hilfl os gegenüber. Wo sich die Abschaffung 

der Stechuhr als Instrument zur Leistungsinten-

sivierung entpuppt, wo Stress und Gesundheits-

gefährdung aus fl exiblen Arbeitszeiten und -for-

men herrührt, die Arbeitsroutine gerade nicht 

auf kommen lassen sollen und wo die Diskonti-

nuität von Projektarbeit zur psychischen Dauer-

belastung wird, versagt ein Instrumentarium, 

das entwickelt wurde, um die Restriktionen in-

dustrieller Produktionsarbeit aufzubrechen.

An Grenzen stoßen klassische arbeitspoliti-

sche Ansätze aber auch in Bereichen mit „schlech-

ter Arbeit“. Gerade prekäre Beschäftigungsver-

hältnisse zeichnen sich durch erhebliche „Risi-

kokumulationen“ aus. Hier vereinen sich körper-

lich belastende Arbeitsbedingungen und -um-

welten häufi g mit monotonen Tätigkeiten, die 

„wenig Raum für die persönliche Entwicklung“ 

bieten (Fuchs 2003: 163). Obwohl das die Ar-

beitszufriedenheit in diesen Gruppen negativ 

beeinfl usst, steht die klassische Taylorismuskri-

tik auch in der „Zone der Verwundbarkeit vor 

einem ernsten Problem. Der „Traum des Leihar-

beiters ist es, ein Stammarbeiter zu werden, ver-

bunden mit der schmerzlichen Ahnung, es nicht 

zu schaffen“ (Castel 2000: 358). Gegenüber die-

sem Traum vom Sprung in die Normalität ver-

blassen selbst die Widrigkeiten belastender, mo-

notoner Tätigkeiten. Das Streben nach einer 

Entlohnung, die ein dauerhaftes Auskommen 

si chert, beginnt alle anderen Anspruchsdimen-

sionen zu überlagern. Gruppen, die sich in der 

Prekarität einzurichten beginnen, sind für eine 

Arbeitspolitik „jenseits des Lohns“ kaum zu ge-

winnen.             

Diese Entwicklung wird von den Verfechtern 

einer fortschreitenden „Subjektivierung“ (Mo-

daschl/Voß 2002) von Arbeit verkannt, die pri-

mär die oberen Segmente der Arbeitsgesellschaft 

im Blick haben. In seinem paradigmatischen 

Aufsatz bezeichnete Martin Baethge (1990: 6) 

die mentale „Hegemonie der konkreten Arbeit 

über die abstrakte“ als den „Kern des subjektzen-

trierten Arbeitsverständnisses großer Teile der 

Arbeiter und Angestellten“. Diese Dominanz der 
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Tätigkeits- über die Arbeitskraftperspektive trifft 

auf die prekär Beschäftigten so offenkundig nicht 

zu. Und doch fi ndet sich vieles, was das Sub-

jektivitätstheorem anspricht, auch bei unsicher 

Be schäftigten. Von einer „Tragödie der Gleich-

förmigkeit“, die vermeintlich mit der „Idee ge-

normter Arbeit“ (Englisch 2001: 32) verbunden 

ist, kann bei prekär Beschäftigten häufi g keine 

Rede sein. Im Gegenteil, die modernen „Preka-

rier“ müssen sich hoch mobil verhalten, sich 

kurzzyklisch auf neue Arbeitsanforderungen und 

ein verändertes betriebliches Umfeld einstellen. 

Sie müssen ihrer Tätigkeit besonders engagiert 

nachgehen, um vorzeitige Entlassungen zu ver-

meiden. Doch ihre besondere Kompetenz im 

Umgang mit unterschiedlichsten Flexibilitätsan-

forderungen wird gesellschaftlich nicht aner-

kannt. Die Flexibilität prekär Beschäftigter wird 

vom „Markt“, genauer: von der fl exiblen Betrieb-

sorganisation und damit korrespondierenden 

Managementkonzepten erzwungen. Den Betrof-

fenen mangelt es an materiellen Ressourcen, an 

Qualifi kationen und auch an gesellschaftlichen 

Positionen, die nötig wären, um sich zu „Unter-

nehmer(n)“ ihres „eigenen Lebens“ (Bourdieu 

2000: 116) machen zu können. 

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, 

weshalb das Leitbild des „Arbeitskraftunterneh-

mers“ (Pongratz/Voß 2003) aus der Perspektive 

prekär Beschäftigter eine höchst problematische 

Konnotation besitzt. Arbeitskräfte in unsicherer 

Beschäftigung agieren insofern als „Unterneh-

mer“ ihres eigenen Arbeitsvermögens, als sie 

beständig abwägen müssen, wie sie ihre be-

schränkten Ressourcen so einsetzen können, 

dass sich ihre Lage einigermaßen stabilisiert. 

Viele von ihnen entwickeln dabei sogar eine ge-

wisse Findigkeit im Umgang mit Flexibilitätsan-

forderungen. Unternehmerisch im Schumpeter-

schen Sinne (Schumpeter 1997/1911: 89-139) 

können sie jedoch nicht handeln. Für Schum-

peter zeichnet sich der Unternehmertypus da-

durch aus, dass er Innovationen in Wirtschaft 

und Gesellschaft durchsetzt. Eben diese Durch-

setzungsmacht fehlt den „Prekariern“. Ihre Flexi-

bilität wird vom „Markt“, genauer: von der fl e-

xiblen Betriebsorganisation und damit korres-

pondierenden Managementkonzepten erzwun-

gen). Positive Flexibilisierungserfahrungen sind 

in diesen Segmenten kaum möglich, sie bleiben 

Gruppen vorbehalten, die sich aufgrund ihrer 

Qualifi kation und ihrer Arbeitsmarktchancen 

eine „frei gewählte Instabilität des Arbeitsver-

hältnisses“ (ebd.: 73) leisten können.

6.  Politische Verarbeitungsformen von 
  Prekarität – die populistische Lücke

Die präsentierte Typologie arbeitsweltlicher (Des-) 

Integrationserfahrungen belegt, dass sich die 

Auswirkungen von hoher Arbeitslosigkeit und 

unsicherer Beschäftigung keineswegs auf die 

„Zone der Verwundbarkeit“ oder die „Zone der 

Entkoppelung“ beschränken. Die neuen Spaltun-

gen in der Arbeitswelt münden zwar nicht line-

ar in soziale Desintegration, sie verändern jedoch 

die Integrationsqualität der Gesellschaft. In die-

sem Zusammenhang stellt sich die Frage, wie 

die Durchsetzung eines fl exibel-marktgetriebe-

nen Kontroll- und Disziplinierungsmodus poli-

tisch verarbeitet wird. Gibt es tatsächlich Zusam-

menhänge zwischen den Umbrüchen in der Ar-

beitsgesellschaft und rechtspopulistischen Orien-

tierungen?12 Oder muss man mit dem Main-

stream der Forschung davon ausgehen, dass die 

„Problemzone Arbeitswelt“ bei der Suche nach 

Erklärungen für den neuen Rechtspopulismus 

vernachlässigt werden kann? Bevor wir empiri-

sche Befunde und Deutungen zu dieser Proble-

matik präsentieren, zunächst noch einige An-

merkungen zum Problemhintergrund und zur 

Stoßrichtung unserer Forschungen. 

             

12 Die aktuell stark diskutierte Frage nach der Dynamik eines neuen Linkspopulismus war zum Zeitpunkt, als wir mit der 
Untersuchung starteten, noch nicht virulent. Infolge dessen wäre es unseriös, wollten wir diese Frage nachfolgend gleichran-
gig beantworten. Mit gebotener Vorsicht gehen wir an einigen Stellen dennoch auf die Problematik ein.
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6.1 Arbeitsbewusstsein, politische 
 Orientierungen, Rechtspopulismus

Im Unterschied zu einer eher konventionellpoli-

tikwissenschaftlichen Umfrageforschung, die 

Kontinuitäten und Entwicklungen rechtsextre-

mistischer Potentiale mit Hilfe erprobter Frage-

batterien misst, geht es nachfolgend um einen 

Zusammenhang, für den geeignete empirische 

Indikatoren erst noch entwickelt werden müssen. 

Gemeint ist der Aufstieg rechtspopulistischer 

Strömungen und Parteien in EU-Europa und die 

Mobilisierungsfähigkeit dieser Formationen bei 

Arbeitslosen wie auch bei beschäftigten Lohnab-

hängigen.13 In der Bundesrepublik haben Orga-

nisationen wie Republikaner, DVU, Schill-Partei 

oder jüngst die NPD auf kommunaler und Län-

derebene z.T. spektakuläre Wahlerfolge erzielen 

können. Auf Bundesebene ist ihnen der Durch-

bruch bislang verwehrt geblieben. Dies, ebenso 

wie die Tatsache, dass solche Formationen häu-

fi g genau so rasch aus den Parlamenten ver-

schwinden wie sie gekommen sind, hat manche 

Beobachter dazu veranlasst, den Rechtspopulis-

mus als eine „normale Pathologie“ moderner 

Gesellschaften zu begreifen. Eine Pathologie, die 

gefestigte parlamentarische Demokratien in 

kurzer Zeit der Problemlösungsunfähigkeit zu 

überführen und damit zu entzaubern vermögen. 

Dem stehen Deutungen gegenüber, die rechts-

populistische Wahlerfolge als „politisches Erd-

beben“ begreifen, als gegenmoderne Reaktion 

„auf das Fehlen jeglicher Perspektive angesichts 

einer Welt, deren Grenzen und Grundlagen in 

Fluss geraten sind“ (Beck 2002: 7f.). 

Wir sind durchaus der Ansicht, dass der 

zeitgenössische Rechtspopulismus eine politisch 

äußerst wirksame antidemokratische, antiegali-

täre Strömung darstellt. Ein „gegenmodernes“ 

Phänomen ist er indessen nicht. In seinen aktu-

ell erfolgreichsten Varianten handelt es sich beim 

Rechtspopulismus um den Versuch, in einer glo-

balisierten Welt die soziale Frage als nationale 

zu rethematisieren und sie gegen die etablierten, 

vermeintlich problemlösungsunfähigen politi-

schen Eliten zu wenden. Dabei können rechts-

popu listische Formationen an Deutungsmustern, 

Wert  orientierungen  und  Interessenkonfi gura-

tionen anknüpfen, die man vor noch nicht allzu 

langer Zeit eher als „Sozialstaatsbewusstsein“ 

sozialdemokratischer und gewerkschaftlich ori-

entierter Arbeitnehmer begriffen hätte. Solche 

Umformungen politischer Orientierungen sind 

wahrscheinlich, wenn sich im politischen System 

gravierende Repräsentationsdefi zite bemerkbar 

machen. Anders gesagt, populistische Strömun-

gen sind – in diesem Punkt gleich ob mit rechtem 

oder linkem Selbstverständnis – immer auch ein 

Produkt  von  Krisen  des  politischen  Systems 

(Priester 2005). Das Aufkommen populistischer 

Formationen resultiert aus dem Verschleiß an-

derer politischer Optionen, d.h. populistische 

Strömungen besitzen immer etwas Prozessar-

tiges. Sie entstehen keineswegs ausschließlich 

und in erster Linie „von unten“, sondern werden 

direkt oder indirekt immer auch vom institutio-

nalisierten politischen System hervorgebracht. 

Im Zeitalter der Massenmedien gibt es im Grun-

de keine politische Partei, die auf populistische 

Elemente verzichtet. Auch deshalb ist keines-

wegs ausgemacht, dass sich populistische Strö-

mungen  organisatorisch,  etwa  in  Parteiform, 

ver selbständigen. Über längere Zeiträume kön-

nen sie sich in einem Stadium der Latenz inner-

halb etablierter demokratischer Parteien und 

Gewerkschaften entfalten. Gerade das macht es 

schwierig, solche Strömungen und ihr Potenzial 

wissenschaftlich zu erfassen.

In der aktuellen sozialwissenschaftlichen 

Debatte bezeichnet der Begriff Rechtspopulismus 

politische Formationen, die sich von überkom-

menen Formen des Rechtsextremismus abgren-

13 In den Niederlanden (Liste Pim Fortuyn), in Österreich (FPÖ) und in Portugal (Volkspartei) waren (und sind z.T. noch) rechts-
popu  listische Parteien in den Regierungen vertreten. Die italienische Regierung Berlusconi stützt sich bis heute auf die postfa-
schistische Alleanza Nazionale und die separatistische Lega Nord. In Norwegen (Forschrittspartei) und Dänemark ( Volkspartei) 
verbündeten sich rechtspopulistische Formationen mit den bürgerlichen Regierungen. Und auch dort, wo sie vom Regieren 
ausgeschlossen ist, hat die extreme Rechte – etwa bei den französischen Präsidentschaftswahlen – z.T. spektakuläre Wahler-
folge erzielen können.
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zen und die häufi g eine Art politisch-ideologi-

sches „Scharnier“ zwischen Konservatismus und 

organisiertem Rechtsextremismus darstellen. 

Folgt man Ursula Birsl und Peter Lösche (2001), 

so zeichnen sich rechtspopulistische Formatio-

nen durch fünf Merkmale aus. Dies sind (1) ein 

ethnisch oder nationalistisch begründeter Kol-

lektivismus, der sich mit aggressiver Fremden-

feindlichkeit paart; (2) gesellschaftliche Ordnungs-

vorstellungen, die soziale Ungleichheit naturali-

sieren; (3) obrigkeitsstaatliches Denken und au-

toritäre Wertorientierungen; (4) die Ablehnung 

von Parteiendemokratie, Meinungsfreiheit und 

Pluralismus sowie (5) eine Neigung zu verschwö-

rungstheoretischen Deutungen von Geschichte 

und Politik. Im Unterschied zum konventionellen 

Rechtsextremismus oder Neonazismus fehlt die 

offene Gewaltakzeptanz. 

Die genannten Merkmale bieten allerdings 

nur eine erste Annäherung an das Phänomen. 

Mit Blick auf den uns interessierenden Problem-

kontext müssen weitere Aspekte Beachtung fi n-

den. Denn erstens handelt es sich bei rechtspopu-

listischen Orientierungen um ein mehrdimensio-

nales Konstrukt, das Elemente von Ideensyste-

men und politischen Philosophien, die den wis-

senschaftlichen Theorietyp zumindest nachah-

men, mit expliziten politischen Urteilen und 

Deu tungen, aber auch mit impliziten, habituali-

sierten Haltungen, Handlungs- und Deutungs-

schemata verknüpft. Die empirische Umfrage-

forschung erfasst häufi g nur eine spezifi sche 

Dimension solcher Orientierungen, nämlich die 

der „abfragbaren“, explizit politikrelevanten Ur-

teile. Der latente, hinter solch expliziten Urteilen 

verborgene Sinn wird in den demoskopischen 

Studien hingegen kaum erfasst. In seiner kriti-

schen Auseinandersetzung mit der Umfragefor-

schung unterscheidet Bourdieu deshalb drei 

Produktionsmodi politischer Einstellungen und 

Orientierungen, die sich gerade auch im Sprach-

duktus der Befragten artikulieren. Diese Modi 

sind ‚Klassenethos‘, ‚systematische politische 

Ge samtkonzeption‘ und ‚Entscheidungen zwei-

ten Grades‘. Vereinfacht gesagt, konstituiert sich 

über das soziale Ethos ein vornehmlich im Un-

terbewusstsein wurzelndes, spontanes Verhält-

nis zur Politik. Dagegen ist die ‚Gesamtkonzep-

tion‘ bereits ein System „expliziter politischer 

Prinzipien“, das einer Art „politischer Axiomatik“ 

folgt. Die „Entscheidung zweiten Grades“ be-

zeichnet demgegenüber die Ausrichtung einer 

politischen Meinung an der Linie einer Partei 

oder einer anderen politikrelevanten Organisa-

tion. Die beiden zuletzt genannten Produktions-

modi  unterscheiden  sich  vom  erstgenannten 

Mo dus, weil sie dem politischen Urteil einen 

expliziten Charakter verleihen. Bei der Produk-

tion politischer Meinungen greift jedes Individu-

um auf alle Produktionsweisen zurück. Dabei 

erfüllt das soziale Ethos die Funktion, Unzuläng-

lichkeiten der politischen Axiomatik und ihrer 

Beherrschung auszugleichen (Bourdieu 1988: 

655-59). Im Alltagsbewusstsein sind alle diese 

Produktionsmodi präsent. Generell gilt jedoch, 

dass die orientierende Funktion spontaner Hal-

tungen,  Emotionen  und  Stereotypen  in  dem 

Maße an Bedeutung gewinnt, wie es der politi-

schen  Axiomatik  des  Alltagsbewusstseins  an 

Kohärenz mangelt.

Zweitens gilt es, die relative Autonomie von 

Arbeitsbewusstsein und politischen Orientierun-

gen zu beachten. Zwischen den konkreten Ar-

beitserfahrungen auf der einen und den politik-

relevanten Alltagsphilosophien auf der anderen 

Seite gibt es keinen unmittelbaren kausalen Zu-

sammenhang. Grundelemente eines politischen 

Bewusstseins bilden sich im Verlauf von Soziali-

sationsprozessen aus, die sich selbst beim Nach-

wuchs von Arbeitnehmern häufi g bis zum Ende 

des zweiten, teilweise gar bis zur ersten Hälfte 

des dritten Lebensjahrzehnts durch die Abwe-

senheit konkreter Arbeitserfahrungen auszeich-

nen (Baethge u.a. 1989, Dörre 1992). Hinzu 

kommt, dass auch mit Blick auf den weiteren 

Lebenszyklus nicht davon ausgegangen werden 

kann, dass politisches Bewusstsein durch Ar-

beitserfahrungen determiniert oder auch nur in 

privilegierter Weise strukturiert wird (Offe 1984). 

Frühere  Forschungen  zum  Bewusstsein  von 

Arbeitern und Angestellten haben eine Eigen-

ständigkeit von verfestigten politischen Orientie-
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rungen herausgearbeitet, die von konkreten Ar-

beitserfahrungen nur in besonderen Situationen 

erschüttert  und  beeinfl usst  werden  können. 

Schon aus diesem Grund sind Erklärungen nach 

dem Muster ‚Je größer der Problemdruck und je 

unsicherer die Beschäftigung, desto wahrschein-

licher die Aufgeschlossenheit für rechtspopulis-

tische Orientierungen‘, nicht haltbar. Aus sich 

heraus münden weder Arbeitslosigkeit noch Pre-

karisierung in fremdenfeindliche, aggressiv-na-

tionalistische Orientierungen.14 

Drittens bedeutet die relative Autonomie poli-

tischer Orientierungen aber keineswegs, dass die 

„Problemzone Arbeitswelt“ für die Erklärung des 

neuen Rechtspopulismus irrelevant ist. Neuere 

Forschungen (Flecker/Hentges 2004: 119 ff., 

Flecker  2004,  Flecker/Krenn  2004)  belegen 

durchaus eine „populistische Lücke“, die aus der 

Nichtrepräsentanz von arbeitsweltlichen Proble-

men und Verwerfungen im politischen System 

resultiert. Auch Robert Castel (2000) hat in seiner 

bahnbrechenden Studie zur „Metamorphose der 

sozialen Frage“ ein populistisches Potenzial iden-

tifi ziert. Er verortet es jedoch nicht in erster Linie 

bei den Prekären und den Entkoppelten, sondern 

innerhalb der „Zone der Integration“, bei Grup-

pen und Individuen, die tatsächlich etwas zu 

verlieren haben und die ihre Normarbeitsver-

hältnisse als vermeintliches Privileg zu verteidi-

gen suchen. Die Forschergruppe um Pierre 

Bourdieu vermutet ein relevantes Potenzial für 

rechtspopulistische Orientierungen bei Gruppen 

und Personen, die Prekarisierung und sozialen 

Ausschluss aus der Perspektive des um Distink-

tion bemühten sozialen Nachbarn betrachten 

(vgl. Bourdieu u.a. 1997). Gemeinsam ist allen 

diesen Deutungsversuchen, dass sie sich einer 

simplen Gewinner-Verlierer-Semantik verschlie-

ßen. Die Zusammenhänge zwischen Arbeitser-

fahrungen, synthetisierenden Deutungen und 

rechtspopulistischen Orientierungen sind un-

gleich komplexer und schwerer zu erfassen,  als 

es eine solche Semantik unterstellt.

Exakt an diesem Punkt setzt unsere Argu-

mentation ein. Unser Ziel ist es, Übergangsfor-

men, „subjektive Brücken“ zwischen dem All-

tagsbewusstsein von Lohnabhängigen und den 

Deutungsangeboten und Orientierungen rechts-

populistischer Formationen zu entdecken. Eine 

Identifi kation solcher Übergangsformen schließt 

aus, dass wir nach Elementen eines geschlosse-

nen rechtsextremen Weltbildes forschen. Viel-

mehr geht es uns um – in sich durchaus wider-

sprüchliche – subjektive Orientierungen, die es 

vorstellbar machen, dass die Befragten zu An-

hängern und Sympathisanten rechtspopulisti-

scher Formationen werden können. 

6.2 Übergänge zu rechtspopulistischen 
 Orientierungen – acht zentrale Topoi

Um eine solche Potentialität zu identifi zieren, 

haben wir in einer offenen Form nach der indi-

viduellen Deutung aktueller, im öffentlichen 

Diskurs präsenter Problemlagen gefragt. The-

matisiert wurden u.a. politisches Interesse, 

ökonomische Globalisierung, Sozialstaat und 

Sozialabbau, EU-Osterweiterung, EU-Beitritt der 

Türkei, Green-Card-Regelung, Haltung zum po-

litischen System, Parteipräferenz, Einschätzung 

rechtspopulistischer Parteien, Haltung zu Ge-

werkschaften und betrieblichen Interessenver-

tretungen, nationale Identität sowie kulturelle 

Differenzen und Integrationsprobleme von Mig-

ranten. Die Fragen dienten uns als Anreiz, um 

mit unseren Interviewpartnern und -partnerin-

nen ins Gespräch zu kommen. In der Auswertung 

haben wir die Gesprächsequenzen auf Anhalts-

punkte  für  fremdenfeindliche,  rassistische, 

 au toritär-antidemokratische  und  antiegalitäre 

Deutungsmuster hin analysiert. Auf diese Weise 

konnten wir eine Gruppe von Befragten  (mehr 

als 20% des Samples) identifi zieren, bei der sich 

„subjektive Brücken“ zum Rechtspopulismus 

eindeutig feststellen lassen. Hinzu kommen Teil-

nehmer an zwei Gruppengesprächen (insgesamt 

14 Mit großer Regelmäßigkeit wiederkehrende sozialwissenschaftliche Widerlegungen solch konstruierter Zusammenhänge 
(zuletzt: Fichter u.a. 2005) treffen den berühmten Pappkameraden, zur analytischen Durchdringung des komplexen Zusam-
menhangs von Arbeitsbewusstsein und politischen Orientierungen tragen sie jedoch wenig bei.
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21 Leiharbeiter), bei denen die Meinungsführer 

eindeutig rechtspopulistische Tendenzen erken-

nen lassen. 

Unser Vorgehen weist insofern ein Problem 

auf, als wir Gefahr laufen können, die „subjek-

tiven Brücken“ zum Rechtspopulismus zu weit 

zu defi nieren. So handelt es sich z.B. bei der Ab-

lehnung von Zuwanderung wohl um eine gesell-

schaftliche Mehrheitsposition, die auch von ho-

norigen Persönlichkeiten wie dem Ex-Bundes-

kanzler Helmut Schmidt in der liberalen „Zeit“ 

vorgetragen wird. Das Risiko, Mehrheitspositio-

nen zu identifi zieren, müssen wir jedoch einge-

hen, weil die Mobilisierungsfähigkeit des Rechts-

populismus gerade darauf gründet, dass er vor-

gibt, nur offen auszusprechen, was die Mehrheit 

des Volkes heimlich denkt. Diese vermeintliche 

„Volksnähe“, aber auch der große Verbreitungs-

grad menschenfeindlicher Orientierungen (Heit-

meyer 2005) muss in Rechnung gestellt werden, 

wenn nach Übergangsformen zum Rechtspopu-

lismus gefragt wird. 

In unserem empirischen Material lassen sich 

acht Topoi, typische Orientierungsmuster, iden-

tifi zieren, die – in unterschiedlichen individuellen 

Ausprägungen und Kombinationen – als subjek-

tive Brücken zum Rechtspopulismus fungieren 

können.

(1) ‚Zuwanderung zerstört die deutsche Kultur 

und muss gestoppt werden‘

Die Ablehnung jeder weiteren Zuwanderung 

steht im Mittelpunkt vieler Statements. Sie bildet 

gewissermaßen das innere Band einer rechts-

populistischen Alltagsphilosophie. Gewöhnlich 

geht die Ablehnung der Zuwanderung mit dem 

Bekenntnis einher, „kein Ausländerfeind“, „kein 

Rassist“ zu sein. Und häufi g wird sie mit dem 

Hinweis versehen, dass man selbst mit Auslän-

dern  kommuniziert und sie für eine Bereiche-

rung hält. Und doch ist für viele Befragte ein 

Punkt erreicht, an dem ein weiterer Zuzug von 

Migranten vor allem in den großen Städten zum 

Verschwinden der „deutschen Kultur“ führt: 

„Ich hab’ nichts gegen Zuwanderer. Aber 

wenn man das immer mehr öffnet, ... Wir sind ja 

schon ein ziemlich gemischtes Volk. Ich fi nde das 

nicht so gut. Der Ausländeranteil ist aus meiner 

Sicht schon recht hoch. Und dann sollte man das 

vom Gesetz her möglichst so einschränken, dass 

das auf einem vernünftigen Nenner wieder herun-

tergebrochen wird“ (A5, 12).

Solche Meinungen fi nden sich bei Befragten 

aus allen Zonen der Arbeitsgesellschaft. Unter-

schiedlich sind Diktion und Begründung dieser 

Ansicht. In den Augen des bereits zitierten An-

gestellten (A5: 13 f.) aus einer deutschen Groß-

bank bedroht der ungeregelte Zuzug „die eigene 

Kultur“. Mit der deutschen Kultur assoziiert der 

Befragte spezifi sche Eigenschaften. Die Deut-

schen seien beständig, fl eißig und hätten sich 

nach dem Krieg etwas aufgebaut. Der Angestell-

te identifi ziert sich selbst mit dieser Leistung: 

„Ich bin... Nachkriegsgeneration. Mit Krieg 

hab ich nichts zu tun. Aber man hat doch gesehen, 

dass Deutschland nach diesem Krieg innerhalb 

einer kurzen Zeit zu einer Weltmacht aufgestiegen 

ist und zu den führenden Wirtschaftsländern der 

Welt gehört. Und man gehört zu einem Unterneh-

men hier, das einen Teil dazu beigetragen hat. 

Deutschland ist international sehr hoch angese-

hen. Man ist stolz darauf, dass man dazugehört, 

dass man etwas dazu beigetragen hat.“

In den Augen des Befragten bedroht kultu-

relle „Vermischung“ nicht nur jene kulturellen 

Tugenden, die den wirtschaftlichen Aufstieg 

Deutschlands ermöglichten, sondern damit zu-

gleich die eigene, individuelle Identität, die sich 

wesentlich auf die Leistungsfähigkeit der beson-

deren „Nationalkultur“ stützt. Ungebremste Zu-

wanderung  erscheint so als Angriff auf die ei-

gene Persönlichkeit, auf all das, was man selbst 

an sich und seiner nationalen Identität wert-

schätzt. Die Konsequenz ist eine Ablehnung der 

Zuwanderung vor allem „unnützer“, „überfl üssi-

ger“, nicht „leistungsbereiter“ Ausländer, denen 

„das Ausländerrecht und das Asylgesetz... Tür 

und Tor geöffnet“ hat. Was der Bankangestellte 

differenziert und mit Verweis auf reale städtische 
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Integrationsprobleme vorträgt, wird von geringer 

gebildeten Befragten häufi g harsch, unmissver-

ständlich und aggressiv formuliert. Die Zuwan-

derung soll gestoppt werden, sofort und ohne 

Ausnahme. Und – so einige Extrempositionen – 

sie soll mit einer Rückführung ansässiger (vor 

allem türkischer, aus dem islamischen Kultur-

kreis stammender) Migranten verbunden wer-

den: 

„Es passt nicht zu uns. Dieses ganze Kopf-

tuchgesindel passt nicht zu uns. Das hat mit 

Europa nichts mehr zu tun in meinen Augen“ 

(Leiharbeiter F5, 17).      

Ist es hier eine Art „Islamphobie“, die aggres-

sive Abgrenzungen provoziert, macht sich in 

anderen Fällen eine dramatische Übersteigerung 

der Zuwanderung bemerkbar. Sie gipfelt in der 

Behauptung, dass „die Ausländer“ dabei seien, in 

Deutschland die Herrschaft an sich zu reißen: 

„Die Ausländer, würde ich sagen, versuchen 

hier die Herrschaft an sich zu reißen in Deutsch-

land. Es werden ja immer mehr, die Deutschen 

werden immer weniger... Hier unten in Bayern ist 

das ganz besonders schlimm. Dass kaum noch 

ein Wort gesagt werden darf. Dass man den Leu-

ten gegenüber seine eigene Meinung nicht mehr 

äußern darf, ohne irgendetwas abzubekommen“ 

(Produktionsarbeiter, B5). 

(2) ‚Ausländer nehmen den Deutschen die 

Arbeitsplätze weg‘

Wird die – z.T. aggressive –  Ablehnung der Zu-

wanderung im ersten Topos vornehmlich kul-

turell begründet, so fi ndet sich in anderen Inter-

viewpassagen ein primär wirtschaftlicher Argu-

mentationsstrang. Ausländer werden als Kon-

kurrenten um Lohn und Arbeitsplätze wahrge-

nommen. Sind es bei der Ablehnung fortschrei-

tender „kultureller Vermischung“ gerade die ver-

meintlich  überfl üssigen,  nicht  integrierbaren 

Aus länder, so spielen in diesem Kontext auch 

solche Migrantengruppen eine Rolle, die auf-

grund ihrer Qualifi kationen als ernsthafte Kon-

kurrenten erscheinen. Ein befragter Bergarbeiter 

(„Aufsichtshauer“, D1, 12 f.) begründet seine 

Haltung mit einer vermeintlichen Bevorzugung 

„der Türken“ beim Personalabbau: 

„Es gibt im Bergbau sehr viele Türken. Wenn 

du mit den Kollegen oft zusammen bist, hörst du 

auch: ‚Die meisten, die gehen, sind Deutsche. Was 

ist mit den Türken? Sollen se die doch rausjagen. 

Warum gehen die denn nicht?‘ Da fängt es an.“ 

Er selbst ist davon überzeugt, dass die Ausländer 

„uns was weg(nehmen)“, und auf die Frage, wie 

eine geregelte Zuwanderung aussehen könnte, 

antwortet er knapp: „Gar keine (Ausländer) mehr 

reinlassen!“

In solchen Fällen ist es die Sorge um den 

eigenen Arbeitsplatz, die sich in der Forderung 

artikuliert, „zuerst mal die Interessen unseres 

Landes“ zu sehen. Angesichts schrumpfender 

verteilungspolitischer Spielräume wird das Ver-

hältnis von Inländern und Ausländern als Ver-

teilungskampf konstruiert, bei dem es nur Ge-

winner und Verlierer geben kann: 

„Ich kann doch nur das verteilen, was ich 

habe. Wenn ich nichts mehr hab‘, kann ich doch 

auch nichts abgeben. Wir sind am Ende hier, in 

der Republik... Alleine zu wissen, der kommt von 

3.000 km und der kriegt den Arbeitsplatz und ich 

kriege nicht... das schürt Hass. Neid und Hass. 

Da bin ich fest von überzeugt. Und das sollte man 

nicht machen“ (D1, 13). 

Die Konsequenzen einer solchen Haltung 

lie gen auf der Hand. Die Ost-Erweiterung der EU 

wird ebenso abgelehnt wie ein EU-Beitritt der 

Türkei. Wirtschaftliche Internationalisierungs-

prozesse erscheinen den Befragten primär als 

Bedrohung; die Green-Card-Regelung bestenfalls 

als Versuch, „zu begradigen, was die Wirtschaft 

(durch fehlende Ausbildung) versaut hat“ (ebd.).       

(3) ‚Wenn gespart werden muss, dann bei den 

Sozialschmarotzern‘

Das Motiv vom viel zu kleinen Kuchen, den es 

bei der Verteilung von unberechtigten Ansprü-

chen zu schützen gilt, taucht nicht nur im Zu-

sammenhang mit Arbeitsmarktkonkurrenz auf; 
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es fi ndet sich in einer anderen Ausprägung auch 

bei den Haltungen zu Sozialstaat und Sozial-

staatsreform. Darüber, ob soziale Leistungen aus 

Kostengründen zurückgeschraubt werden müs-

sen, gehen die Meinungen der Befragten ausein-

ander. Halten die einen Einsparungen für einen 

unhintergehbaren Sachzwang, sprechen sich die 

anderen teilweise vehement gegen die Kürzung 

sozialstaatlicher Leistungen aus. Einig sind sich 

die Befragten jedoch in einem Punkt. Wenn schon 

gespart werden muss, dann nicht zuerst bei den 

Leistungswilligen, sondern bei denen, die den 

Sozialstaat ausnutzen: 

„Wo man sparen könnte: Für die Leute, die 

wirklich überhaupt nicht mehr arbeiten wollen. 

Es gibt viele Leute... Die Ausländer, die hierher 

kommen,... Ich habe nichts gegen die Ausländer, 

die arbeiten... Türken, Russen. Nichts dagegen. 

Aber ich habe gegen die Leute was, die halt bloß 

hierher kommen und die Hand aufmachen. ‚Hier 

haste – was weiß ich – 10.000 Euro Begrüßungs-

geld, dass du dich erst Mal einrichten kannst’ – 

das funktioniert nicht. Da zum Beispiel könnte 

man sparen“ (Produktionsarbeiter, H5, 13).

Die Konstruktion von leistungswilliger In-

group und „schmarotzender“ Outgroup zielt je-

doch nicht allein auf bestimmte Ausländergrup-

pen. Sie wird ebenso auf „faule Arbeitslose“, 

„Drückeberger“, z.T. auch auf Obdachlose, Bett-

ler oder Sozialhilfeempfänger deutscher Natio-

nalität angewandt. In den meisten Fällen paart 

sich die Ablehnung von „Sozialschmarotzern“ 

mit verletztem Gerechtigkeitsempfi nden. Dies 

wird deutlich, wenn  die „Leistungsverweigerer“ 

in den wohlhabenderen Schichten der Gesell-

schaft verortet werden: 

„Meine Schwester arbeitet auf 300-Euro-

Basis. Der Rest wird schwarz ausbezahlt. Auf die 

Bitte, mal einen vernünftigen Arbeitsvertrag zu 

bekommen..., sagt der Chef: ‚Kann ich nicht ma-

chen, du bist mir zu teuer.‘ Seine Frau hat aber  

‘nen Porsche, er hat ‘nen dicken Jeep. Fliegt in 

den Urlaub mit vier Reitpferden. Und meiner 

Schwester kann er keinen Lohn zahlen“ (Bergar-

beiter, D1, 14).            

Doch die Chance, bei den Privilegierten an-

zusetzen, um für mehr Verteilungsgerechtigkeit 

zu sorgen, betrachten die meisten Befragten als 

gering. Ihr Hauptaugenmerk gilt anderen, ver-

meintlich schwächeren Gruppen. Im Kampf ge-

gen die „Sozialschmarotzer“ scheint es durchaus 

legitim, sich rechtspopulistischer Parteien zu 

bedienen: 

„Grundsätzlich hab (ich) so gegen Ausländer 

nichts. Das Einzige, was mich nur tierisch stört, 

ist, wenn die dann irgendwie nach Deutschland 

kommen - kann ja sein, dass die durch irgend ‘nen 

Krieg vertrieben wurden – aber dann werden hier 

noch 2,3 Kinder gefrickelt; das Sozialamt zahlt für 

alles und die haben eigentlich alles. Ich meine, 

dann krieg man schon ‘ne ziemliche Krawatte. 

Wenn man sieht, die arbeiten eigentlich nie und 

fahren dennoch morgens mit dem Auto mal spazie-

ren und hin und her. Da denkt man sich natürlich 

auch: ‚Also, irgendwas läuft hier in unserem Staat 

verkehrt. Auf der einen Seite sagen die immer so, 

Beiträge für die Sozialversiche rung müssen erhöht 

werden, bloß von der anderen Seite kommen immer 

neue Deppen von außen rein und lutschen unseren 

Staat aus.‘ Das Schlimme ist ja noch, die haben 

alles und lachen sich noch kaputt. Das ist ja noch 

das Schlimme daran, dass die so dreist sind und 

sagen guckt mal ihr Blöden, ihr geht arbeiten und 

wir haben trotzdem alles. Und da denkt man auch 

mal über eine rechtspopu listische Partei nach“ 

(junger Facharbeiter, L4: 17 f.). 

(4) ‚Die deutsche Geschichte darf nicht länger 

Ballast sein‘

Aus den bislang skizzierten Topoi ergibt sich, 

dass  bei  vielen  Befragten  der  Eindruck  vor-

herrscht, die Deutschen seien zu Benachteiligten 

in ihrem eigenen Land geworden. Entsprechen-

de Einschätzungen fi nden wir sowohl in der 

„Zone der Integration“ als auch in der „Zone der 

Verwundbarkeit“. Vom Freelancer in der IT-In-

dustrie bis zur Verkäuferin in einem Lebensmit-

telladen ist man sich in einem Punkt einig. Die 

Deutschen benachteiligen ihre eigenen Lands-
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leute. Und selbst bei jungen türkischen Arbeits-

losen (Typ 8,9) stoßen wir auf Verständnis dafür, 

dass die Deutschen beanspruchen, Herren im 

eigenen Haus zu sein. Für die Benachteiligung 

der Deutschen gibt es in den Augen vieler Inter-

viewpartner einen entscheidenden Grund – einen 

geschichtlichen Ballast, der die Deutschen daran 

hindert, ihre legitimen Ansprüche gegenüber 

Nicht-Deutschen offen zu artikulieren. Ein IT-

Spezialist, der als Freelancer in einer Bank ar-

beitet, spricht diese Problematik mit wohlgesetz-

ten Worten und nuancierten Urteilen an: 

„Man muss natürlich aufgrund der deut-

schen Geschichte  (aufpassen, dass man) mit den 

Worten ‚national‘, ‚Identität‘, ‚Deutschland‘ usw. 

... nicht zu sehr abdriftet... Aber man hatte schon 

lange Zeit das Gefühl, dass von der politischen 

Seite die Messlatte an die Deutschen höher ist 

als an einen Ausländer. Ich sag mal, dieses gan-

ze Multikulti. Da muss die Politik ein Zeichen 

setzen“ (Freelancer, A20, 16 f.).

Ein junger Facharbeiter (L4, 21) formuliert 

seinen subjektiven Bedarf an Geschichtsrevisio-

nismus offener: 

„... was hab ich denn damit zu tun, was vor 

50 oder 60 Jahren gelaufen ist. Und andersrum 

gesehen, andere waren nicht besser. Der Ameri-

kaner hat früher die Afrikaner auf ihren Baum-

wollplantagen versklavt; die Russen hatten im 

Zweiten Weltkrieg auch Arbeitslager, wo Deut-

sche... waren. Im Prinzip haben es alle gemacht, 

nur wir sind die Blöden, die es ausbaden. Und 

wenn jetzt nach 60 Jahren noch einer kommt und 

sagt ‚Ja, wir wollen von euch noch Schmerzens-

geldbezahlungen haben‘, ja , was können wir denn 

dafür,..., Krieg ist zwar keine feine Sache, aber 

es ist passiert, man kann es nicht ändern, ...“. 

Die Beseitigung dieses geschichtlichen Bal-

lasts ist für die Befragten eine entscheidende 

Voraussetzung, um Missständen wie der Respekt-

losigkeit von Ausländern wirksam begegnen zu 

können. Wer sich zu seiner „deutschen Identität“ 

bekennt und stolz darauf ist, ein Deutscher zu 

sein, der soll nicht länger als Nazi verunglimpft 

werden. Erst dann kann in den Augen der Be-

fragten die notwendige Anpassungsbereitschaft 

von Ausländern an die Mehrheitskultur ohne 

Selbststigmatisierung eingefordert werden. 

(5) ‚Wir wollen stolz auf Deutschland sein, 

(können es aber nicht)‘ 

Die „Entsorgung“ der Geschichte ist zugleich eine 

wichtige subjektive Voraussetzung, um eine na-

tionale Identität konstruieren zu können, die der 

Selbststabilisierung dient. Für nahezu alle Befrag-

ten, bei denen sich Übergänge zu rechtspopulis-

tischen Orientierungen fi nden, spielt die natio-

nale Identität eine wichtige Rolle. Man ist stolz 

Deutsche oder Deutscher zu sein oder man 

möchte diesen Stolz empfi nden können. Natio-

nale Identität wird jedoch auf höchst unter-

schiedliche Weise konstruiert. Manche assoziie-

ren mit nationaler Identität wirtschaftliche 

Stärke und das Ansehen Deutschland in der Welt, 

andere meinen eher eine vertraute Umgebung, 

Gewohnheiten und kulturelle Eigenarten, wieder 

andere sind stolz darauf, dass „wir auch helfen 

wollen“, „als Deutsche helfen wir allen“ (Verkäu-

ferin, K2, 18). 

Diese Art von Identitätskonstruktion hat 

nicht das Geringste mit einem traditionalisti-

schen Blut-und-Boden-Nationalismus gemein. 

Problematisch werden solche Identitätskonstruk-

tionen erst, wenn sie mit exklusiven Ansprüchen 

verbunden werden, die sich in aggressiver  Weise 

gegen andere, Nicht-Deutsche richten. Stolz auf 

die nationale Identität, das bedeutet für die Be-

fragten immer auch Priorität für „deutsche Inte-

ressen“. Folgerichtig wird selbst die positive 

Würdigung der Hilfe für andere mit einem Zusatz 

versehen: „Wir sollten uns Deutsche aber auch 

nicht vergessen. Vor allem fi nde ich, dass wir 

wichtig sind“ (K2, 18). Besonders für ostdeutsche 

Befragte fungiert die nationale Identität offenbar 

als Chiffre für Ansprüche auf ein gutes Leben; 

und gerade diese Befragten sehen ihren Natio-

nalstolz durch Fehlentwicklungen blockiert. Sie 

möchten stolz auf ihre deutsche Identität sein, 

können es aber nicht: 
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„Ich war mal stolz auf Deutschland. Ich 

konnte auf Straßen gehen, auf den Marktplatz. 

Das ging problemlos. Ich konnte problemlos mei-

ne Meinung äußern. Und jetzt ist es so: Es gibt 

verschiedene Orte, wo ich mich gar nicht mehr 

auf die Straße trauen kann, weil ich nicht weiß, 

was mich da erwartet. Verbrecher und so... Hat 

ja überhand genommen. Und meine Meinung kann 

ich heute zum größten Teil nicht mehr äußern. Da 

kann ich nicht stolz drauf sein..., weil der Auslän-

der wird mehr geschützt als der Deutsche. Früher 

war das so gewesen: Da hat der Deutsche den 

Deutschen geholfen. Und heute ist es umgekehrt“ 

(ostdeutscher Produktionsarbeiter, B5, 19).    

          

(6) ‚Politiker sind unglaubwürdig, manche 

Gangster, das gesamte System muss verändert 

werden‘

Wenn es darum geht, Ursachen für die genann-

ten Missstände zu nennen, sind sich viele Befrag-

te einig. Es gibt Verantwortliche – die Politiker. 

Bei den gebildeteren Gesprächspartnern fallen 

die Urteile noch einigermaßen differenziert aus. 

Beklagt wird allenfalls die Lösungsunfähigkeit 

und Abgehobenheit der Politik. Doch je niedriger 

die eigene Positionierung in der vertikalen Hierar-

chie der Arbeitsgesellschaft ist, desto harscher 

fallen die Urteile aus. Vor allem Abstiegsbedroh-

ten und prekär Beschäftigten gilt das ganze 

„System“ als korrupt. Mit „System“ ist die Partei-

endemokratie gemeint. Die Politiker gelten als 

überbezahlte, korrupte Kaste, die sich immer 

wieder über die legitimen Ansprüche „des Vol-

kes“ hinwegsetzt. Auch „die Politiker“ gehören zu 

den Gruppen, bei denen gespart werden sollte: 

„Also die Diäten. Die Politiker kriegen ja so 

viel Geld. Wenn man das aufs Jahr rechnet. Und 

die tun ja nicht viel. Die reden bloß den ganzen 

Tag und es kommt nichts Gescheites raus“ (Mon-

teur im Baugewerbe, G7, 11). 

Diesbezüglich steht die politische Klasse mit 

„Sozialschmarotzern“ und integrationsunwilli-

gen Ausländern auf einer Stufe. Für einzelne 

Interviewpartner sind zumindest manche Politi-

ker schlicht „Gangster“: 

„Also, ich sag mal, grundsätzlich halte ich 

von Politikern nicht ganz so viel. Weil, ich sag mal 

so, die sind zwar immer mit ihren Reformen groß 

dabei, die Leute sollen mehr arbeiten und weniger 

Geld bekommen. Aber wenn es bei denen ans ei-

gene Geld geht, an die Diätenerhöhung und so, 

dann sind die auch immer schwer dabei oder wenn 

es darum geht, Geld abzuzocken, wenn die sich für 

Sitzungen einschreiben lassen,..., und sind dann 

halt nicht dabei. Ich sag mal so, das sind gewähl-

te Vertreter des Volkes und wenn man noch nicht 

mal denen vertrauen kann, das ist... im Prinzip 

dann schon schade. Ich will nicht sagen, dass das 

alles Gangster sind, aber ich  würde sagen, es gibt 

einige Gangster unter denen“ (L4, 16).  

(7) ‚Ein bisschen weniger Demokratie kann 

nicht schaden‘

Zweifel an der Integrität der politischen Klasse 

schlagen bei einigen Gesprächspartnern in Kritik 

am politischen System um. In einigen Fällen 

erscheint diese Kritik auf den ersten Blick eher 

gemäßigt. Ein bereits zitierter Facharbeiter be-

zeichnet die „Politiker in Deutschland“ als „ziem-

lich untätig“. Das liege „aber natürlich auch an 

unserem politischen System, da wir ja ständig 

Wahlen haben“. Und weiter: 

„Ein demokratisches System ist ja schön und 

gut, aber ein bisschen weniger Demokratie und 

Bürokratie würde unserem Staat sicherlich ein 

bisschen gut tun. Ich fi nde, 600 Abgeordnete 

oder wie viel es sind, sind vielleicht ein bisschen 

viel. 300 würden es auch tun, um zu einem demo-

kratischen Ergebnis zu kommen. Man muss sich 

ja immer überlegen, was so was kostet. Da sitzt 

einer im Bundestag, 4, 5 Jahre lang und kriegt 

dann ‘ne Pension von 4000, 5000 Euro. Da muss 

ja ein Arbeiter 40, 50 Jahre für arbeiten. Allein 

die Relationen, das ist ja schon Schwachsinn“ 

(L4, 17).

Demokratische Verfahren gelten als ineffi -

zient und teuer, zumal sie sich in der Wahrneh-

mung als wenig problemlösungsfähig erweisen. 

Was hier wie der Wunsch nach einem effi zien-

teren politischen System klingt, erfährt in anderen 
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Kontexten eine unverhohlene autoritäre Wen-

dung. Etwa dann, wenn es um härtere Strafen für 

kriminelle Ausländer, um eine konsequente Ab-

schiebepraxis oder allgemein um Verbrechensbe-

kämpfung geht. ‚Kriminalität‘ ist ein  Thema, an 

dem sich die Glaubwürdigkeit der Politik beweisen 

soll. Wer straffällig wird, der soll – so eine ex treme 

Meinung – durchaus mit „Arbeitshaus“ rechnen 

müssen: 

„Arbeiten, bis die keine Lust mehr haben. 

Dann haben die abends keine Lust mehr. Das ma-

chen die Amis mit ihren Schwerverbrechern auch“ 

(älterer Leiharbeiter, F5, 19).

Solch  autoritäre  Orientierungen  münden 

nicht in einen offensiven Ruf nach einem anderen 

politischen System jenseits der Parteiendemokra-

tie. Dass eine solche Entwicklung eintreten könn-

te, wird aber von einigen Gesprächspartnern/-in-

nen als Menetekel an die Wand gemalt. In offen-

kundigem Widerspruch zur Forderung nach 

Entsorgung des historischen Ballast, wird in 

Anspielungen damit gedroht, dass sich die Ge-

schichte wiederholen könnte. Die „Zeichen ste-

hen auf Sturm“ und auch „Hitler hat von der 

hohen Arbeitslosigkeit profi tiert“ (Verkaufsstel-

lenverwalterin, K4, 16), heißt es dann. Aber es 

gibt auch andere historische Bezüge. Nicht zu-

fällig stellen ostdeutsche Befragte Parallelen zur 

Wende-Situation in der ehemaligen DDR her:  

„Wenn sich die Politik hier nicht in Acht 

nimmt... dass das hier besser wird mit der Arbeits-

losigkeit, dann wird es so kommen, wie es schon 

mal war... wir haben das hinter uns, zwar mit 

anderen Vorzeichen bzw. aus anderen Verhältnis-

sen in der DDR. Wie oft haben wir gesagt ‚Mensch, 

wie lange soll das hier noch so weitergehen?‘ Jetzt 

bin ich schon wieder so weit, dass ich sage: ‚Wie 

lange soll das eigentlich noch gehen, das kann 

nicht mehr gehen, das geht noch (maximal) zehn 

Jahre so...“ (Meister, Baugewerbe, G5, 24).       

             

(8) ‚Rechte Parteien sind zu extrem, aber sie 

sprechen die richtigen Themen an’    

 

In diesem Kontext muss die Bewertung rechts-

populistischer (oder rechtsextremer) Parteien 

gesehen werden, auf die wir bei den Befragten 

gestoßen sind. Natürlich outet sich keiner unse-

rer Interviewpartner offen als Parteigänger einer 

rechtspopulistischen oder rechtsextremen For-

mation. Einige Befragte wählen CDU oder CSU, 

andere sind langjährige Sozialdemokraten, wie-

der andere können allenfalls den Grünen etwas 

abgewinnen, allerdings ohne sie zu wählen, und 

bei einer weiteren Gruppe handelt es sich um 

bewusste Nichtwähler, die noch nie zur Urne 

gegangen sind. In dieser Hinsicht treffen wir auf 

politische „Durchschnittsmenschen“. Bezeich-

nend ist jedoch, dass die Befragten mehrheitlich 

rechtspopulistischen oder rechtsextremen Par-

teien durchaus eine positive Funktion zubilligen. 

Eine Passage aus einer Gruppenbefragung illus-

triert, warum das so ist:

Wie denkt ihr über die rechten Parteien in 

Frankreich, Österreich, Holland, Dänemark? Spre-

chen die die entscheidenden Themen an? Kandi-

dat 1: „Die sprechen vielleicht die richtigen The-

men an, aber die geben keine Lösungsansätze. 

Die sprechen Themen an, die sie besser machen 

wollen. Das sind alles Sachen, die jeder weiß und 

was immer da ist. Und wo man sagt: ‚Da muss 

was getan werden’... Kandidat 2: „Ich denke mal, 

dass sind Randgruppen. Das sind Randparteien. 

Wie bei uns die Republikaner. Die trauen sich so 

was öffentlich anzusprechen. Wo das halt bei den 

führenden Parteien, bei der SPD oder so hinter 

verschlossenen Türen gemacht wird“. Was denkt 

ihr darüber, dass die rechten Parteien Themen 

ansprechen, die von den anderen Parteien nicht 

angesprochen werden? Kandidat 9 erzählt von 

seiner Zeit bei einem süddeutschen Automobil-

hersteller. Dort waren seinem Empfi nden nach 

„wesentlich mehr Ausländer wie hier“: „In unse-

rer Gruppe von 18 Leuten waren ungelogen viel-

leicht fünf Ausländer, hauptsächlich Türken. Und 

da ging es dann um die Bundestagswahlen im 

September. Und die ganzen Türken waren für die 

SPD, hatten Angst vor dem Stoiber. ‚Stoiber ist 

gegen die Ausländer. Der will uns raus haben’, 

sagten die Türken. Also wenn das eine Partei of-

fen sagt, ‚wir wollen keine Ausländer haben’, 

dann wird die nicht gewählt. Weil wir haben in 
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Deutschland schon fast mehr Ausländer wie Deut-

sche zumindest im westlichen Teil der Republik“. 

Mehr Ausländer als Deutsche? Kandidat 9 noch 

mal: „Vielleicht. Ich denke schon. Also im Osten, 

in der ehemaligen DDR gibt es wesentlich weniger. 

Wenn du Politik machen willst und bist vielleicht 

gegen Ausländer, dann wirkt sich das gleich ne-

gativ auf die Partei aus“. Was denkt ihr denn (an 

die anderen der Gruppe gerichtet) zu dem Thema? 

Kandidat 9 noch mal: „Ich habe CDU gewählt“. 

Hat die CDU die besseren Konzepte? Kandidat 1: 

„Fragt sich, ob die die Konzepte, die sie vor der 

Wahl haben, auch nach der Wahl so durchziehen. 

Man hat sich ja alles von dem Stoiber auch gut 

angehört. Letztendlich ist nichts bei rausgekom-

men. OK, aber der Stoiber, ich sag mal, der macht 

eine ziemlich volksnahe Politik. Der ist nicht so 

oberfl ächlich und macht seine Stippvisiten wie 

der Schröder, sag ich mal, mal dort, mal dort. Ich 

bin ein Stoiber-Fan. Das ist eine andere Art Kanz-

lerkandidat. Er ist direkter. Er geht anders an 

Sachen ran. Er schwafelt nicht. Ist nur die Frage, 

ob er letztendlich tut, was er sagt...“. Kandidat 2: 

„Bin auch der Meinung, warum sollen wir die 

ganzen Ausländer aufnehmen in Deutschland. Es 

gibt doch so viele Länder um uns herum, die sie 

genauso aufnehmen können. Warum sollen dann 

wir das Ganze uns aufhalsen.“ Was denkt ihr 

denn allgemein über Deutschland? Kandidat 2: 

„Manchmal denke ich: ‚Abhaken, auswandern, 

fort!‘...“

Rechtspopulistische Parteien sind zu ex-

trem, es handelt sich um einfl usslose Randgrup-

pen, die keine Lösungen bieten. Aber diese Par-

teien sprechen gelegentlich die richtigen Themen 

an. Auf diesen Nenner lassen sich die Einschät-

zungen vieler Befragter bringen. Die jungen 

Leiharbeiter sehen ihre Interessen besser beim 

Kandidaten Stoiber und der CDU/CSU aufgeho-

ben. Ihnen traut man zu, dass sie sich nicht von 

den Ausländern einschüchtern lassen. Die Glaub-

würdigkeit der Politik wird jedoch an der „Aus-

länderfrage“ gemessen. 

Diese Aussage lässt sich mit Blick auf die 

skizzierte Teilgruppe verallgemeinern. Nahezu 

unisono gesteht man den rechtspopulistischen 

Gruppen zu, richtige Fragen zu stellen und  wich-

tige Themen anzusprechen. Ablehnung und Dis-

tanz, soweit sie nicht ohnehin in der Interview-

situation vorgeschoben werden, resultieren nicht 

so sehr aus inhaltlichen Differenzen, sondern 

eher aus dem Außenseiter-Status der Rechts-

außen-Parteien. Man traut diesen Formationen 

nicht so recht zu, wirklich etwas verändern zu 

können. Daran, dass es wegen Arbeitslosigkeit, 

Zuwanderung und der fortschreitenden Zerstö-

rung der „deutschen Identität“ grundlegender 

Veränderungen bedarf, haben die meisten Be-

fragten keinen Zweifel. Ihre Ablehnung rechts-

populistischer oder rechtsextremer Formationen 

gründet daher auf einem schwachen Fundament, 

und man fi ndet es zumindest verständlich, dass 

manch einer sein Kreuz bei der NPD oder einer 

anderen rechten Gruppierung macht.

6.3 Marktsteuerung von Arbeit, 
 Prekarisierung, rechtspopulistische 
 Orientierungen

Die skizzierten Topoi fi nden sich in der einen 

oder anderen Variation in Interviews aus allen 

Zonen der Arbeitsgesellschaft. Übergänge zu 

rechtspopulistischen Orientierungen sind, das 

wird an dieser Verteilung deutlich, kein Phäno-

men, das mit einer bestimmten sozialen Positio-

nierung in der Arbeitsgesellschaft korrespon-

diert. Topoi, in denen sich ein rechtspopulisti-

sches Potenzial andeutet, werden von Integrier-

ten genau so formuliert wie von prekär Beschäf-

tigten oder Entkoppelten; entsprechende Aussa-

gen streuen über die gesamte (Des-)Integrations-

Typologie hinweg. Diese Feststellung ist für sich 

genommen bereits ein wichtiger Befund. Denn 

offenkundig besitzen weder Arbeitslosigkeit noch 

prekäre Beschäftigungsverhältnisse einen eigen-

ständigen Erklärungswert. Gleiches gilt für die 

Abstiegs- und Prekarisierungsängste in der „Zo-

ne der Normalität“. Isoliert betrachtet, ist keiner 

dieser Indikatoren wirklich aussagekräftig. Wenn 

Umbrüchen in der Arbeitswelt ein Erklärungs-

wert für rechtspopulistische Orientierungen zu-

fällt, so muss von einem Ursachenbündel, von 
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einer Pluralität strukturierender Einfl üsse aus-

gegangen werden.

Dies gilt umso mehr, als sich die skizzierten 

Topoi nicht unmittelbar und ausschließlich auf 

Arbeitserfahrungen zurückführen lassen. Im 

Gegenteil, es handelt sich um Einstellungen, 

Haltungen, Urteile und Deutungsschemata, die 

gegenüber situativen Einfl üssen und Erfahrun-

gen eine erhebliche Persistenz besitzen. Für ei-

nen Zuwanderungsstop kann man sein, obwohl 

oder gerade weil man in einer Region mit ver-

schwindend geringem Ausländeranteil lebt. Die 

Ansicht, dass Migranten Deutschen die Arbeits-

plätze wegnehmen, wird nicht zuletzt von Inter-

viewpartnern formuliert, die ihren eigenen Ar-

beitsplatz für sicher halten. Und die Ausgrenzung 

von „Sozialschmarotzern“ fordern ausgerechnet 

solche Personen, die selbst wirtschaftlich eini-

germaßen saturiert sind und die nicht um sozi-

alpolitische Ressourcen konkurrieren müssen. 

Insofern sind weder die soziale Positionierung 

in der Arbeitswelt und realer Problemdruck noch 

(Arbeits-)Erfahrungen unmittelbare Triebkräfte 

der skizzierten Topoi. Vielmehr entspringen 

diese „Brücken“ zum Rechtspopulismus jenem 

Produktionsprinzip, das Bourdieu als systema-

tische politische Gesamtkonzeption bezeichnet 

hat. Es handelt sich um relativ konsistente Deu-

tungsschemata, durch die hindurch konkrete 

Erfahrungen, auch Arbeitserfahrungen, wahr-

genommen und interpretiert werden. In einem 

gewissen Sinn kann man in diesem Zusammen-

hang von einer rechtspopulistischen Axiomatik 

sprechen, die einer eigenen inneren Logik folgt 

und die gegenüber situativen Einfl üssen und 

Erfahrungen eine erhebliche Stabilität besitzt.

Um Missverständnisse zu vermeiden: Nicht 

alle Befragten stimmen mit allen skizzierten To-

poi überein. Manche Aussagen werden geteilt, 

anderen nicht. Zudem fi nden sich in den einzel-

nen Interviews unterschiedliche Gewichtungen 

und Verknüpfungen dieser Topoi, vor allem je-

doch auch relativierende und z.T. gegenläufi ge 

Aussagen. Trotz dieser Einschränkungen kann 

davon ausgegangen werden, dass es einen inne-

ren  Zusammenhang  zwischen  den  einzelnen 

Topoi gibt. Es handelt sich um Ausschnitte aus 

einer bestimmten Weltsicht, um eine spezifi sche 

Art und Weise, gesellschaftliche Probleme zu 

deuten. Dies wird vor allem am sprachlichen 

Duktus der Befragten deutlich, der mitunter bis 

in einzelne Formulierungen hinein große Ähn-

lichkeiten aufweist.

6.3.1 Arbeit und Arbeitslosigkeit in der 

 rechtspopulistischen Axiomatik

Obwohl die skizzierte politische Axiomatik des 

Rechtspopulismus relativ erfahrungsresistent ist, 

spielen  Ansichten,  Meinungen,  Haltungen  zu 

Arbeit und Arbeitslosigkeit in ihr eine wichtige 

Rolle. Je fest gefügter der axiomatische Kern ist, 

desto wahrscheinlicher ist, dass er sich auch der 

Arbeitserfahrungen bemächtig, dass er diese 

Erfahrungen der eigenen Weltsicht einverleibt.    

Dass bei der Bewältigung von Arbeitsmarkt-

konkurrenz partikularistische, nationalisierende, 

ethnische, rassistische und sexistische Klassifi -

kationen zum Tragen kommen, ist keiner patho-

logischen Sonderbedingung geschuldet, die es 

zu skandalisieren gilt. Vielmehr handelt es sich 

beim Gegensatz von liberalem Universalismus 

und nationalem, ethnischem oder geschlechts-

spezifi schem Partikularismus um ein Struktur-

merkmal der marktwirtschaftlich-kapitalisti-

schen Weltwirtschaft. Wirtschaftliche Globalisie-

rungs- und Internationalisierungsprozesse, die 

in einem Entsprechungsverhältnis zu marktlibe-

ralen, universalistischen Ideologemen stehen, 

korrespondieren beständig mit partikularisti-

schen Orientierungsmustern, deren Funktiona-

lität darin besteht, dass sie die Verteilung von 

Arbeitskräften auf Positionen in einer hierarchi-

schen Arbeitsgesellschaft legitimieren. Aus der 

Perspektive der Arbeitsbevölkerung ist diese 

ideologische Ambivalenz  immer auch Ausdruck  

einer strukturellen Widersprüchlichkeit markt-

wirtschaftlich-kapitalistischer Produktion: „Ei-

nerseits werden die Lebens- und Arbeitsbedin-

gungen ständig mobil gehalten und destabilisiert, 

um die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu 

sichern, fortwährend neue Kräfte aus der ‚indus-
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triellen Reservearmee‘ zu schöpfen...; anderer-

seits werden Arbeitskollektive über lange Zeit-

räume... stabilisiert, um sie zur Arbeit zu ‚erzie-

hen‘ und an das Unternehmen zu ‚binden‘ (Ba-

libar 1990: 256). 

Einiges spricht dafür, dass diese  strukturelle 

Widersprüchlichkeit unter den Bedingungen ei-

ner fl exibel-marktzentrierten Produktionsweise 

eine neue Dynamik erfährt. Zugespitzt formu-

liert, bewirkt die Stärkung marktförmiger Steue-

rungsmechanismen in der Arbeitswelt, dass zu-

vor legitime Formen der Arbeitsteilung in Frage 

gestellt und durch neue ersetzt werden. Das 

Castel’sche Zonenmodell markiert Grundformen 

dieser neuen Arbeitsteilung. Der Kampf um die 

(Re-)Positionierung wird nur scheinbar „indivi-

dualistisch“ geführt. Am Arbeitsmarkt konkur-

rieren Individuen, sie führen ihre Konkurrenz-

kämpfe jedoch mittels – realer wie imaginärer 

– Gruppenbildungen. Anders gesagt, Individuen 

und soziale Gruppen begegnen den desintegrie-

renden Effekten, die aus dem Zerfall zuvor für 

legitim befundener Arbeitsteilungen resultieren, 

durch interessengeleitete und symbolisch ver-

mittelte Strategien einer – und sei es imaginären 

– Integration. Nationalistische, fremdenfeindli-

che und rassistische Klassifi kationen sind immer 

auch Versuche, Anschluss an Ingroups, an iden-

titätsstiftende Kollektive zu fi nden, um so die 

eigene Position in der Konkurrenz um  materielle 

Ressourcen und soziale Anerkennung zu stär-

ken.

Die imaginären Formen von Einschluss und 

Ausschluss, die dabei zum Tragen kommen, 

basieren häufi g auf Elementen überkommener 

Integrationsideologien, die in einer Art Bricolage 

neu zusammengesetzt und an veränderte Bedin-

gungen angepasst werden. So ist der Nationalis-

mus eine moderne ideologische Integrations-

form, die sei jeher auch darauf zielt, das konfl ik-

torische Potential der mit dem Lohnarbeitsver-

hältnis verwobenen sozialen Auseinandersetzun-

gen zu entschärfen. Es gehört zu den Charakte-

ristika marktwirtschaftlich-kapitalistischer Ge-

sellschaften, dass sie, wie Etienne Balibar (1990: 

259) bemerkt,  nicht trotz, sondern wegen wirt-

schaftlicher Internationalisierungsprozesse be-

ständig „eine regressive Vorstellung von einem 

Nationalstaat“ reproduzieren, „in dem die Men-

schen von Natur aus ‚zu Hause’ sind, weil sie 

‚unter sich’ sind“ (Balibar 1990: 259). Dabei un-

terschätzt Balibar freilich, dass diese Konstruk-

tionen des Nationalen in der Blütezeit des sozi-

alstaatlich regulierten Kapitalismus einen höchst 

realen Kern besaß. Sozialpartnerschaftsideolo-

gien konnten in der „goldenen Ära“ des rheini-

schen Kapitalismus mit einem universalistischen 

Duktus operieren, weil sie dem Erfahrungskern 

einer großen Mehrzahl der Arbeitnehmer ent-

sprachen. Rekommodifi zierung und Prekarisie-

rung bewirken nun – so jedenfalls unsere Aus-

gangsüberlegung –, dass nationales Sozialstaats-

bewusstsein in eine regressiv-moderne Aus-

schlussideologie transformiert werden kann. An 

anderer Stelle haben wir eine solche Ideologie 

als reaktiven Nationalismus bezeichnet. Dies war 

als Sammelbegriff für – wie wir nun wissen –

höchst unterschiedliche alltagstheoretische Über-

gänge zu rechtspopulistischen Orientierungen 

gemeint, die sich allesamt dadurch auszeichnen, 

dass sie Positionskämpfe in einer reichen Gesell-

schaft legitimieren sollen. Sinnstiftendes Zen-

trum des reaktiven Nationalismus ist die Vorstel-

lung einer „Wohlstandsinsel Deutschland“, die 

es vor illegitimen, fremden Ansprüchen zu schüt-

zen gilt. Um den Kuchen nicht mit zu vielen tei len 

zu müssen, sollen die Zugänge zu dieser Insel 

erschwert und scharf kontrolliert werden. Be-

vorzugte Ausschlusskriterien sind (wirtschaft-

liche) ‚Nützlichkeit’ und ‚Kultur’. Abgelehnt wird 

zumeist eine fremde, unbekannte, nicht-weiße, 

nicht-europäische „Kultur“, deren zugeschriebe-

ne Merkmale gleichsam naturalisiert werden. 

Allerdings können solche Ausgrenzungskri-

terien höchst fl exibel gehandhabt werden. Der 

reaktive Nationalismus von Arbeitern, Angestell-

ten und alten wie neuen Selbständigen defi niert 

sich nicht, jedenfalls nicht primär, über völkische 

Ideen und Symbole. Er beruft sich höchst modern 

auf ein Verständnis des Nationalen, das soziale 

Ansprüche, also Bürgerrechte legitimiert. Auch 

deshalb lässt sich der reaktive Nationalismus 
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nicht pauschal als „vormodern“ oder gar als neue 

Variante faschistischer Blut- und Boden-Ideolo-

gien attackieren. Politisch brisant an dieser All-

tagsphilosophie ist, dass sie sich vom Sozialstaats-

bewusstsein früherer Jahrzehnte auf den ersten 

Blick nur graduell unterscheidet. Der reaktive 

Nationalismus des 21. Jahrhunderts sucht zen-

trale Elemente überkommener Sozialpartner-

schaftsideologien zu konservieren. Soweit er sich 

auf das Innere der „Wohlstandsinsel“ bezieht, 

besitzt er mitunter ein feines Sensorium für so-

ziale Ungleichheit. Er beklagt ungerechte Vertei-

lungsverhältnisse  und  er  besteht  auf  „fairem 

Tausch“, auf einem ausgewogenen Geben und 

Nehmen („gutes Geld für gute Leistung“), das die 

Beziehungen von Belegschaften und  Management, 

von Kapital und Arbeit prägen soll. Das Klassi-

fi kationssystem ändert sich jedoch, sobald die 

„Wohlstandsinsel“ Deutschland  in Beziehung zu 

anderen, vermeintlich konkurrierenden Staaten 

gesetzt wird. In diesem Kontext werden Vertei-

lungskämpfe zwischen „Oben“ und „Unten“ in 

eine Auseinandersetzung zwischen Kulturen und 

Nationen umgedeutet. Der reaktive Nationalis-

mus von Lohnabhängigen ist somit eine spezifi -

sche, sozialpopulistische Antwort auf die Ent-

grenzung der Märkte. In einer historischen Si tua-

tion, in der die alte Verklammerung von Natio-

nalstaat und sozialreformerischer Politik zerbro-

chen ist, in der die soziale Integrationskraft der 

Erwerbsarbeit nachlässt und die Ideologie des 

Globalismus zur Triebkraft sozialer Unsicherheit 

wird, bietet sich die Politik mit den Grenzen als 

imaginärer Ausweg an.

Auf der Grundlage unseres empirischen Ma-

terials können wir sagen, dass dieser reaktive 

Nationalismus eine möglich Form der Verdich-

tung dessen darstellt, was wir als politische 

Axiomatik des Rechtspopulismus bezeichnet 

haben. Wie sich zeigen wird, sind auch andere 

Verdichtungen möglich. Entscheidend ist, dass 

solche Deutungsmuster zwar eine relative Eigen-

ständigkeit gegenüber konkreten Erfahrungen 

besitzen. Im Alltag werden sie jedoch immer 

wieder mit Erfahrungen angereichert, de- und 

rekonstruiert.

6.3.2 Arbeitsteilung, Arbeitserfahrungen, 

 rechtspopulistische Orientierungen      

Zusammenhänge zwischen marktzentrierter 

Kontrolle, Arbeitserfahrungen und  rechtspopu-

listischen Orientierungen lassen sich an einer 

Vielzahl von Beispielen illustrieren, die von den 

Befragten selbst vorgetragen werden. Wir be-

schränken uns an dieser Stelle auf  eine exemp-

larische Analyse von drei Erfahrungsebenen.

(1) Negative Flexibilisierung ohne politische 

Repräsentation    

 

Zunächst lässt sich festhalten, dass alle Befrag-

ten, bei denen sich Übergänge zu rechtspopulis-

tischen Orientierungen fi nden, die marktgetrie-

bene Flexibilisierung der Beschäftigungsverhält-

nisse und Arbeitsformen primär als einen von 

außen gesetzten Zwang empfi nden, der die eige-

nen Arbeits- und Lebensverhältnisse negativ 

beeinfl usst. Dies macht sich nicht nur, z.T. nicht 

einmal primär am Ausschluss von legaler Er-

werbsarbeit bemerkbar. Für die in der „Zone der 

Integration“ Beschäftigten ist eine andere Erfah-

rung maßgeblich. In unterschiedlichsten Arbeits-

verhältnissen sehen sich die Befragten mit wach-

sendem Leistungs- und Kostendruck konfron-

tiert. Bezeichnend ist, dass gerade solche Befrag-

ten die sich in einer unteren oder mittleren Vor-

gesetztenposition befi nden, diesen Druck als 

besonders belastend empfi nden. Der Gruppenlei-

ter in einem Rechenzentrum steuert komplexe 

Arbeitsprozesse, die aufgrund des Kundendrucks 

unter der Devise „Zeit ist Geld“ abgewickelt wer-

den müssen, da „kommt viel Stress auf (A5, 3). 

Der Meister in einem Baubetrieb ist in Konkur-

renzen um Aufträge verstrickt, die mit „politi-

schen Preisen“ geführt werden. Um Aufträge zu 

bekommen, muss er seinen Untergebenen  häufi g 

unbezahlte Mehrarbeit abverlangen, damit die 

Preise gehalten werden. Die Leiterin einer Le-

bens mittelfi liale sieht sich damit konfrontiert, 

dass sie Umsatzrückgänge durch Kappung des 

Arbeitsstundenvolumens kompensieren soll (K4). 

Und der „Aufsichtshauer“ (D1) im Bergbau muss 
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Teamarbeit als Rationalisierungsinstrument 

einführen, nachdem die informelle Gruppenar-

beit, ein Instrument der Primärmacht von Arbei-

tern, zuvor auf Anweisung des Managements 

auf gelöst worden war. Was die Vorgesetzten unter 

Druck exekutieren müssen, erleben ihre Unter-

gebenen aus der Objektperspektive. Insgesamt 

vermitteln viele der Befragten den Eindruck eines 

wachsenden Flexibilisierungs- und Leistungs-

drucks der in einem krassen Missverhältnis zu 

den öffentlichen Spar- und Flexibilisierungsdis-

kursen steht:

I.: Aber noch mal zum Thema Arbeitslosig-

keit, was man dagegen machen kann. In der öf-

fentlichen Diskussion gibt es ja verschiedene 

Vorschläge, mehr fl exible Arbeit, mehr Leiharbeit, 

mehr Befristung, was ist Ihre Meinung dazu? G5: 

Also, wir sind sehr fl exibel, ohne Ende, muss ich 

mal so sagen. Das Gerede von Flexibilität, das 

gibt es bei unseren Monteuren nicht, das gibt es 

bei mir nicht, wenn die Firma sagt, du musst jetzt 

dorthin gehen, dann gehen wir dorthin, fertig. Da 

wird nicht diskutiert. Sicherlich gibt es die eine 

oder andere Ausnahme, wenn zu Hause irgend-

welche Probleme sind, oder, das ist aber ein Ein-

zelfall. Aber hier in der Firma, für die Leute, für 

die ich verantwortlich bin, da gibt es das nicht. 

Unsere Leute fahren bis nach Antwerpen, bis nach 

Italien, die fahren in die westlichen Bundesländer, 

also fl exibel ohne Ende muss ich sagen (Meister 

im Baugewerbe, G5, 19)

Reale Zumutungen und öffentlicher Flexibili-

sierungsdiskurs fallen in den Augen der meisten 

Befragten, die der untersuchten Teilpopulation 

angehören, völlig auseinander. Die Härten des 

„wirklichen Arbeitslebens“ fi nden in der politi-

schen Repräsentation keinerlei Entsprechung. 

Im Gegenteil, die Arbeitsmarktreformen erhöhen 

zusätzlich den Druck nicht nur auf die Schwächs-

ten, sondern auf die eigentlichen Leistungsträger 

der Gesellschaft. Nicht nur im Fall des bereits 

zitierten Meisters schlägt diese Erfahrung in 

aggressive Empörung um:    

„Ich weiß nicht, warum das immer auf dem 

Rücken der Kleinen ausgetragen werden muss. 

Ich habe ja selbst eine Frau zu Hause, eine Le-

bensgemeinschaft, wenn die dann 300 Euro 

kriegen soll, wer sich so was ausdenkt, der gehört 

an die Wand gestellt, ehrlich. Das kann nicht sein. 

Die stoßen die Menschen in einen Abgrund. I.: 

Also, das empfi nden sie als menschenunwürdig? 

Das Können nur die sich ausdenken, die in Saus 

und Braus leben“ (G5, 19).

Was sich als Anklage gegen diejenigen arti-

kuliert, die „in Saus und Braus leben“, erhält 

noch in der sprachlichen Formulierung eine au-

toritäre Wendung („der gehört an die Wand ge-

stellt“). Hier sind wir beim archimedischen Punkt 

der subjektiven Verarbeitung negativer Flexibi-

lisierungsfolgen. In der Wahrnehmung vieler 

Befragter existiert ein krasses Missverhältnis bei 

der Verteilung arbeitsweltlicher Risiken und 

Zumutungen. Dieses Empfi nden wird auch von 

Befragten geteilt, bei denen sich keine  Übergänge 

zu rechtspopulistischen Orientierungen fi nden. 

In der Teilgruppe potentieller Rechtspopulisten 

macht sich jedoch eine Besonderheit bemerkbar. 

Die Ungerechtigkeiten im Verhältnis von „Oben“ 

und „Unten“ gelten den Befragten als kaum ver-

änderbar, weil sie von „der Politik“ nicht nur 

igno riert sondern geradezu mit erzeugt werden. 

Das politische System und seine Repräsentanten 

erweisen sich in den Augen der Befragten als 

unfähig, diese elementare Gerechtigkeitspro ble-

matik zu bearbeiten. Je stärker das Ohnmachts-

gefühl, desto ausgeprägter die Neigung, nach 

autoritären Lösungen zu verlangen, die im Zwei-

felsfall auch auf Kosten von Sündenböcken exe-

kutiert werden sollen.

(2) „Entweiblichung“ und „Zwangsfeminisierung“

Negativ erlebter Flexibilisierungsdruck ist jedoch 

nicht  die  einzige  Quelle  rechtspopulistischer 

Orientierungen. Bei vielen Befragten stoßen wir 

auf einen anderen Zusammenhang, der sich 

freilich nur interpretativ erschließen lässt, weil 

er habitualisierte, „versteinerte“ Erfahrungen 

be rührt. Offenkundig tangiert die marktgetrie-

bene Flexibilisierung in der ein oder anderen 
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Form überkommene geschlechtsspezifi sche Ar-

beitsteilungen und darauf gegründete Identitäts-

entwürfe. Lange Zeit war Frauenarbeit traditio-

nell ein Refugium für prekäre Beschäftigung. Das 

Normarbeitsverhältnis war und ist bis heute 

primär auf männliche Vollzeiterwerbstätige zu-

geschnitten. Viele Familienfrauen konnten nie 

einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen. Ihre – 

häufi g freiwillige Entscheidung für atypische und 

somit potentiell prekäre Erwerbsformen ließ 

einen besonderen Teilarbeitsmarkt für Frauen 

entstehen, der zu einem Reservoire für Nicht-

Norm-Arbeitsverhältnisse (klassisch: die „mit-

helfende Familienangehörige“) wurde (Mayer-

Ahuya 2003: 89 ff.). In einem dynamischen, hoch 

regulierten Arbeitsmarkt schienen vielen „Zuver-

dienerinnen“ unsichere Beschäftigungsverhält-

nisse und nicht Existenz sichernde Löhne akzep-

tabel. Das war der Grund, weshalb sich mit er-

lahmender Beschäftigungsdynamik und Deregu-

lierungsmaßnahmen zeitgenössische Formen 

prekärer Arbeit leichter durchsetzen ließen. Tra-

dierte geschlechtsspezifi sche Arbeitsteilungen 

suggerierten die „freiwillige“ Ausübung solcher 

Tätigkeiten. Dementsprechend sind atypische, 

nicht standardisierte Beschäftigungsformen bis 

heute primär eine Domäne von Frauen. Der Ty-

pus der „Zufriedenen“ (Typ 7) resultiert aus die-

ser Konstellation. Hier ist es die Identifi kation 

mit der Hausfrauen- und Mutterrolle, die das Ar-

rangement mit dem prekären Job als notwendig 

und lebbar erscheinen lässt.

Zu den Eigentümlichkeiten fremdbestimm-

ter Flexibilisierung gehört jedoch, dass auch das 

sekundäre Integrationspotenzial einer traditionell 

defi nierten Zuverdienerinnenrolle tangiert und in 

Frage gestellt wird. Wir können dies am Fall einer 

Teilzeitbeschäftigten aus einer Lebensmittelfi liale 

illustrieren. Die befragte Verkäuferin sieht ihren 

Beruf auf der Wertigkeitsskala ganz unten. Zwar 

geht sie gern arbeiten, auch weil sie „muss“. Aber 

stärker sinnstiftend ist für sie ihre Rolle als Haus-

frau und Mutter.  Ihr „Traum“ wäre es, die Arbeits-

zeiten so wählen zu können, dass sie diese Rol le 

optimal auszufüllen vermag: „Man kommt nach 

Hause, man kann kochen, man ist für die Kinder 

da“. Doch dieser Traum lässt sich aufgrund des Ar -

beitszeitregimes der Filialkette nicht realisieren:

„...ich hätte am allerliebsten an drei Tagen 

ein Viertel gearbeitet und an drei Tagen ganz 

gearbeitet. Das war mein großer Wunsch, weil ich 

dann an drei Tagen für meine Kinder zu Hause 

gewesen wäre. Weil ich für meine Kinder da bin, 

sage ich jetzt mal so. Und das war gar nicht 

machbar“ (K2, 8).  

Die Befragte weiß frühestens mit sechswö-

chigem Vorlauf über ihre Arbeitszeiten bescheid; 

sie hält diese Situation für Missmanagement, das 

zu Lasten des Personals geht. Nachvollziehbare 

Gründe werden von der Bezirksleitung der La-

denkette jedenfalls nicht genannt. Immer wieder 

heißt es: „‚Das war die ersten Jahre so, das wird 

sich jetzt auch nicht mehr ändern.“ Der entschei-

dende Punkt ist, dass das – im negativen Sinne 

fl exible – Arbeitszeitregime just jene sozial Iden-

tität angreift, die dem Beschäftigungsverhältnis 

subjektiv den prekären Charakter nimmt. Cha-

otische, kaum planbare Arbeitszeiten sind mit 

der identitätsstiftenden Rolle der fürsorglichen 

Ehefrau und Mutter nicht vereinbar. Die Verkäu-

ferin (K2) fühlt sich in gewissem Sinne „entweib-

licht“. Und gerade diese Erfahrung schürt ihre 

Wut auf all jene, die den „Traum“ der guten Haus-

frau und Mutter leben können, ohne etwas dafür 

leisten zu müssen:   

„Soll ich Ihnen was sagen, ich fi nde manche 

Sachen zum Kotzen. Zum Beispiel – ich bin nicht 

ausländerfeindlich, verstehen Sie mich jetzt nicht 

falsch – aber ich kriege einen Anfall: die haben 

ihre sechs, sieben Kinder. Können beide mit dem 

Arsch zu Hause bleiben. Ich Arme muss arbeiten 

gehen. Die kriegen genug Gelder von uns. Das sind 

Sachen, da kriege ich echt einen Hals“ (K2, 11).

In der Teilgruppe potentieller Rechtspopu-

listen/-innen fi nden sich aber nicht nur Beispie-

le für „Entweiblichung“, es gibt auch das umge-

kehrte Phänomen einer „Zwangsfeminisierung“. 

Wir können dies am Beispiel eines ostdeutschen 

Befragten zeigen (B5). Ehemals am Bau beschäf-

tigt, hat unser Interviewpartner die Leiharbeit 
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als „Sprungbrett“ genutzt; er ist nun fest ange-

stellter Produktionsarbeiter bei einem Automobil-

hersteller. Obwohl er diesen Sprung geschafft 

hat, ist er mit seiner Arbeit am Band unzufrieden. 

Über seine aktuelle Tätigkeit sagt er: 

„Man verweichlicht halt. Man sehnt sich 

nach etwas Größerem, wo man sieht, was man 

machen kann.“ 

Der Befragte muss eine Tätigkeit verrichten, 

die in seinem Verständnis im Grunde Frauenar-

beit (weich = weiblich, männlich = hart) ist. Aus 

einer solchen Arbeit kann er keinen Produzen-

tenstolz entwickeln; er fühlt sich „feminisiert“. 

Folgerichtig setzt er auf den kleinen Aufstieg zum 

Meister, um der Situation zu entgehen. Das laten-

te Gefühl einer „Zwangsfeminisierung“ war wäh-

rend der  Leiharbeiterphase noch stärker aus-

geprägt, weil er den traditionellen Part des männ-

lichen Ernährers nicht spielen konnte. Er sah 

sich ständig gefährdet, hatte das Gefühl „jeder 

Zeit“ und „von heute auf morgen“ seine Arbeit 

verlieren zu können. Das hat sich nun geändert. 

Für einen festen Job im Montagewerk hat er 

faktisch seine Partnerschaft geopfert. Doch nun 

kann er endlich planen, Geld beiseite legen und 

soziale Kontakte in der neuen Stadt erschließen. 

Dennoch vermittelt er den Eindruck eines noto-

risch Unzufriedenen. Einer Arbeit, bei der man 

„verweichlicht“, kann man eigentlich keinen Re-

spekt entgegen bringen, so jedenfalls klingt es 

zwischen den Zeilen an. Die fehlende Aner-

kennung sucht sich offenkundig ein Ventil. Als 

„zwangsfeminisierter“ Bandarbeiter sieht sich 

Ringer D. immer wieder mit Respektlosigkeit 

durch „Ausländer“ konfrontiert. Natürlich hat er 

nichts gegen Ausländer „die arbeiten, Türken, 

Russen, nichts dagegen“. Aber Leute, „die bloß 

hierher  kommen  und  die  Hand  aufmachen“, 

möchte er nicht im Land haben. Fragt man nach, 

was Ringer D. an bestimmten Ausländern stört, 

stößt man immer wieder auf die Unterstellung 

fehlenden Respekts. Der Befragte schildert eine 

Begegnung bei der Passbehörde, wo ihm die Aus-

länder „richtig plump“ gekommen seien: „So, was 

willst du denn hier!“ An anderer Stelle wirft er 

„Kubanern“, denen er im Osten begegnet ist, eine 

arrogante Mentalität vor: „Die fühlen sich... ‚Wir 

sind die Größten, ihr habt im Prinzip nichts mehr 

zu sagen‘“. Es ist nicht unmittelbare Konkurrenz 

am Arbeitsmarkt, sondern fehlender Respekt, 

der Ringer D. umtreibt. Er selbst sieht sich, trotz 

fester Stelle, noch immer der Gefahr der „Ver-

weichlichung“ ausgesetzt. Folgerichtig empfi ndet 

er vermeintlich dominantes  Männlichkeitsgehabe 

von „Ausländern“ als persönliche Herausforde-

rung. Es ist die Verschiebung geschlechtsspezi-

fi scher und ethnisch konstruierter Demarkations-

linien, die den Befragten in einer Haltung be-

stärkt, welche ihn in die Nähe zu rechten  Parteien 

bringt. Von diesen Parteien wird nach seiner Auf-

fassung „irgendwas angesprochen, was den Leu-

ten Mut gibt“. 

Am Beispiel von Ringer D. zeigt sich exem-

plarisch, wie Verschiebungen in der gesellschaft-

lichen Arbeitsteilung mittels ethnischer und 

geschlechtsspezifi scher Konstruktionen bearbei-

tet werden. Um eine dauerhaft existenzsichern-

de Arbeit zu fi nden, nimmt Ringer D. eine Arbeit 

in Kauf, die ihn „feminisiert“. Das daraus resul-

tierende Gefühl mangelnder Anerkennung schürt 

Ablehnung, ja Hass gegen Outsider, die sich als 

Nicht-Deutsche „etwas aufbauen“ und die noch 

dazu das Feld der zur Schau getragenen Männ-

lichkeit symbolisch okkupieren. 

„Entweiblichung“ und  „Zwangsfemini sierung“ 

belegen einen weiteren Zusammenhang  zwischen 

Arbeitserfahrungen und rechtspopulistischen 

Orientierungen. Wo die Zwänge markgetriebener 

Flexibilisierung und die damit einher gehenden 

Veränderungen geschlechtsspezifi scher Arbeits-

teilung das sekundäre Integrationspotenzial tra-

dierter Männlichkeits- und Weiblichkeitsvorstel-

lungen berühren, reagieren die Betroffenen mit 

Identitätspolitik. Sie halten in einer imaginären 

Form an ihren Entwürfen fest, und sie verteidi-

gen diese Entwürfe gegen die vermeintlichen 

Respektlosigkeiten von Outsidergruppen, die die se 

Entwürfe zu leben vermögen, ohne eine adäqua-

te Gegenleistung zu erbringen. 
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(3) Umkämpfte Hierarchien in disziplinierten 

Produktionsgemeinschaften

Dass die Hierarchien in der gespaltenen Arbeits-

gesellschaft auch auf der vertikalen Achse um-

kämpft sind, lässt sich am spannungsreichen 

Verhältnis von Festangestellten und fl exiblen 

Arbeitskräften belegen. Zumeist werden die 

wechselseitigen Beziehungen, etwa zwischen 

Stammbelegschaft und Leiharbeitern,  als span-

nungsfrei bezeichnet. Einige Interviews belegen 

jedoch, dass es – etwa in dem von uns untersuch-

ten Automobilwerk – durchaus zu Konfl ikten 

kommt. Diese Konfl ikte erhalten, gerade wenn 

sie sich zwischen ausländischen Stammbeschäf-

tigten und deutschen Leiharbeitern ausgetragen 

werden, unversehens eine ethnische oder natio-

nalistische Einfärbung. Ein Gesprächspartner 

(ehemaliger Leiharbeiter) berichtet von einer 

Aus einandersetzung mit Arbeitern kroatischer 

Herkunft,  die  gar  in  Morddrohungen  gipfelte 

(B3 11); doch diese Konfl ikte werden unter der 

Decke gehalten, heruntergespielt, auch weil alle 

Beteiligten unmittelbar mit Sanktionen des Un-

ternehmens rechnen müssen:    

„Dieser Kroate brauchte ein Ablassventil. Er 

hat sich wahrscheinlich gedacht, der Leiharbeiter 

ist das schwächste Glied in der Gruppe. Ich hab 

versucht, meine Arbeit zu machen, weil im Unter-

neh men heißt es ja, egal wer den Streit beginnt 

– es fl iegen beide. Bei einer Schlägerei fl iegen 

beide“ (B3, 11).

In den multinationalen Produktionsgemein-

schaften grenzüberschreitend operierender Un-

ternehmen sind ethnisch oder rassistisch moti-

vierte Konfl ikte schlicht dysfunktional. Manage-

ment und Interessenvertretung setzen alles da-

ran, sie im Keim zu ersticken. Damit werden die 

Ursachen fremdenfeindlicher, rassistischer Klas-

sifi kationen jedoch nicht beseitigt. Im Gegenteil, 

die Spaltung in Stamm- und Leiharbeiter regt 

beständig zu einer Produktion imaginärer Kollek-

tive an, die nicht nur identitätspolitisch, sondern 

auch als Mittel in der Konkurrenz um eine gute 

Platzierung in der betrieblichen Arbeitswelt ge-

nutzt werden. Für viele der befragten Leihar-

beiter steht fest: „Jeder Ausländer wohnt bes ser, 

wird besser behandelt“ (Gruppenbefragung, B9: 

11) Aus dieser Ansicht speist sich die Vermutung 

„Wenn die Leute nicht (da) wären, dann würde 

es uns vielleicht auch gut gehen“ (B2, 11). Daher 

erscheint das harte Regime im Unternehmen als 

pure Repression: 

„Es darf keine Probleme machen... Das schreibt 

die Firma vor. Wenn ich jetzt mal sage: ‚Du dum mer 

Russe!‘ oder so, ist der Arbeitsplatz weg. Wenn 

der Russe sagt ‚Du dummer Deutsche!‘, dann ist 

das okay... Ich hab schon Leute gehört, die deswe-

gen gekündigt wurden, was sich so in der Gruppe 

erzählt wird“ (B2, 11).

Die Personalführung habe gesagt: „Auslän-

derfeindschaft hat bei uns keinen Platz. Die 

‚meisten deutschen Stammbeschäftigten‘ seien 

jedoch der Meinung Ausländer ‚sollten … alle 

raus‘.“ Das werde aber nicht im Betrieb geäu-

ßert, weil ansonsten die Kündigung anstehe. Die 

Befragten selbst fühlen sich in ihrer Meinung 

und Einstellung „auf jeden Fall unterdrückt.“ Wie 

die Gewerkschaften damit umgingen, wisse man 

nicht, aber viele Vertrauensleute würden zu die-

sem Thema nicht ihre wirkliche Meinung sagen: 

„Das ist eine Einschränkung der Meinungsfrei-

heit.“ Ausländer würden „auf jeden Fall besser 

geschützt.“ Im Unternehmen dürfe man noch 

nicht mal sagen: „‚Ich bin stolz ein Deutscher zu 

sein‘. Da ist man direkt schon als Rechtsradika-

ler abgestempelt“.

Die gut gemeinte antirassistische Betriebs-

politik von Geschäftsleitung und Betriebsrat stößt 

an ihre Grenzen, weil sie die Positionskämpfe in 

der betrieblichen Hierarchie nicht außer Kraft 

setzen kann. Die deutschen Leiharbeiter betrach-

ten die ausländischen Festen „nur als geduldete 

Gäste“. Sie selbst sehen sich aber in gewisser 

Weise „vielleicht sogar ‚ne Stufe darunter, als 

Leiharbeiter... gegenüber den festangestellten 

Ausländern“. Die Folge ist eine Form des „Sozial-

neids“, die vermeintliche Privilegien der auslän-

dischen Festangestellten attackiert.
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 „Im Prinzip entsteht das ja nur durch Neid, 

diese Sache, weil der hat hier feste Arbeit, der 

hat ein schönes Leben hier. Dadurch kommt das 

ja eigentlich, dass man sich so ein bisschen min-

derwertig fühlt. Eigentlich ist das nur Neid. Das, 

was der andere hat, und was wir nicht haben.“ 

Diese Problematik wird jedoch im Unterneh-

men nicht thematisiert. Auf die Frage, ob man 

sich dadurch in seiner Ehre verletzt fühle, ant-

wortet der Produktionsarbeiter: 

„Ja sehr, wenn es zu was kommt. Das wäre 

dann fast schon wieder ein potentieller NPD-

Wähler.“  Und weiter: „Wenn sich die ausländi-

schen Festen anders verhalten würden, wäre das 

Thema nicht so groß. Denn viele sind jetzt der 

Meinung, sie sind jetzt fest und können ‘nen gro-

ßen Mund haben.“

Unversehens erhält der Wunsch des Leih-

arbeiters, selbst Stammarbeiter zu werden, eine 

fremdenfeindliche Wendung. Nicht trotz, son-

dern wegen der kontraintuitiven Politik von 

Management und Betriebsrat verdichtet sich die 

Überzeugung „die Ausländer, sind halt besser 

gestellt als wir“ (B2 11 ff.). Doch diese Meinung 

fi ndet innerhalb des Betriebs keinen legitimen 

Ausdruck, sie wird tabuisiert; ihre eigentlichen 

Ursachen kommen nicht zu Sprache. Gerade 

dieses Repräsentationsdefi zit führt dazu, dass 

die Ressentiments im Verborgenen wachsen. In 

der Folge entsteht eine Art doppelter Realität. 

Mit Blick auf das eigene Team und die konkrete 

Arbeitstätigkeit verhält man sich unternehmens-

konform. Doch unter dem Deckmantel der poli-

tischen Korrektheit blühen fremdenfeindliche 

und teilweise offen rassistische Klassifi kationen. 

Die heimliche, informelle Verbreitung solcher 

Klassifi kationen erscheint als subversiver Akt, 

nicht nur gegen „arrogante Ausländer“, sondern 

auch gegen „die da oben“, die ihre ausländer-

freundliche Politik mit repressiven Mitteln durch-

setzen. Offi ziell macht man gute Mine zum bösen 

Spiel; davon, was wirklich gedacht wird, zeugen 

die Beschriftungen der Toiletten-Wände.

Das Beispiel des Automobilherstellers steht 

durchaus exemplarisch für andere Fälle. In den 

disziplinierten Produktionsgemeinschaften trans-

national agierender Konzerne haben Ausländer-

feindlichkeit, Rassismus und rechtsextremisti-

sche Tendenzen offi ziell keinen Platz, denn sie 

wären geschäftsschädigend. Doch vermeintlich 

kosmopolitische Orientierungen des Manage-

ments, können in den disziplinierten Belegschaf-

ten geradewegs gegenteilige Reaktionen auslö-

sen. Sind es aus der Perspektive nicht nur prekär 

Beschäftigter doch gerade die Verursacher von 

Unsicherheit und Abstiegsängsten, die ausländer-

freundliche, tolerante Haltungen zu einer Norm 

erklären, welche im Zweifelsfall auch mit repres-

siven Mitteln durchgesetzt wird.   

6.4 Schlussfolgerungen: 
 Ausgrenzende Integrationsvorstellungen

Die Belege für Zusammenhänge zwischen der 

fortschreitenden Marktsteuerung von Arbeit, 

Prekarisierungsprozessen und der systemati-

schen Produktion rechtspopulistischer Orientie-

rungen ließen sich mühelos erweitern. Bemer-

kenswert ist, dass viele dieser Zusammenhänge 

von den Beschäftigten selbst hergestellt werden. 

Der Stellenwert dieser Befunde für die Rechts-

extremismus-Forschung wird an anderer Stelle 

ausführlich zu diskutieren sein. Hier soll es ge-

nügen, einige Schlussfolgerungen anzudeuten, 

die wir für besonders wichtig halten. 

Unser zentraler Befund lautet, dass die nach-

lassende soziale Bindekraft sozialstaatlicher re-

gulierter „Normarbeit“ eine Suche nach alternati-

ven Integrationsangeboten und -strategien mo-

tiviert. Unter diesen Bedingungen kommt es 

dazu, dass Befragte in allen Zonen der Arbeitsge-

sellschaft „ausgrenzende Integrationskonzepte“ 

entwickeln. Diese „ausgrenzenden Integrations-

vorstellungen“ sind das Verbindungsglied zwi-

schen Arbeitserfahrungen und der politischen 

Axiomatik des Rechtspopulismus. Ausgrenzende 

Integrationsvorstellungen sind beileibe kein 

exklusiver Bestandteil des Orientierungssystems 

so genannter Modernisierungsverlierer, sie fi n-

den sich nicht ausschließlich bei Arbeitslosen 

oder prekär Beschäftigten. Sie können in der 

„Zone der Integration“ selbst auf den höchsten 
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Hierarchiestufen entstehen. Grundsätzlich lässt 

sich eine eher „konformistische“ und eine eher 

„rebellische“ Variante ausgrenzender Integra-

tionsvorstellungen unterscheiden. Da wir die 

„rebellische Variante“, die mit starken Duktus 

gegen „die da oben“ oder auch gegen „das Sys-

tem“ operiert, bereits vorgestellt haben, soll an 

dieser Stelle ein Blick auf die „konformistische 

Variante“ genügen, die wesentlich auf „Überan-

passung“ an hegemoniale Normen beruht und 

die sich eher durch eine affi rmative Haltung zum 

Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell der Bun-

desrepublik auszeichnet.    

So treffen wir im Rechenzentrum einer Groß-

bank Befragte, die, obwohl scheinbar nahtlos in 

das Arbeitsregime und die Sozialbeziehungen 

am Arbeitsplatz integriert, dennoch ausgrenzen-

de Integrationsvorstellungen entwickeln. Cha-

rakteristisch ist der Fall einer Angestellten, wir 

nennen sie Frau Schenkel, die nach einer lang-

jährigen Familienphase mit großer Energie ins 

Erwerbsleben zurück gekehrt ist. Die Befragte 

legt großen Wert auf befriedigende Sozialbe-

ziehungen am Arbeitsplatz; in ihrer Abteilung 

gilt sie als „gute Seele“. Die erfolgreiche Rückkehr 

in die männerdominierte Welt des Rechenzent-

rums verlangte ihr eine große Kraftanstrengung 

ab. Die Reintegration war nach Auffassung der 

Interviewpartnerin nur möglich, weil die Befrag-

te betriebliche Leistungs- und Weiterbildungs-

anforderungen vorbehaltlos akzeptierte. Der 

distanzlose Umgang mit vorgegebnen Leistungs-

normen durchzieht das gesamte Interview. Ge-

radezu symbolisch plädiert die Befragte für mehr 

Gleichberechtigung zwischen Männern und Frau-

en, eine Frauenquote lehnt sie jedoch vehement 

ab. Niemand käme darauf, Frau Schenkel als 

rechtsextrem oder rechtspopulistisch zu bezeich-

nen. Und dennoch gibt es einen Punkt im Inter-

view, an dem die Argumentation unserer Inter-

viewpartnerin „kippt“. 

Charakteristisch für Frau Schenkel ist, dass 

sie Team, Belegschaft und auch die Nation als 

Gemeinschaften hart arbeitender Menschen de-

fi niert. Wer den Leistungserwartungen dieser 

Gemeinschaften nicht entspricht, dem wird die 

Zugehörigkeit verweigert. Problematisch wird 

die darin aufscheinende Integrationsvorstellung, 

wenn sie in ein bipolares Deutungsmuster ein-

gepasst wird, das Ingroup und Outgroup kon-

struiert und letztere negativ stigmatisiert. Exakt 

das ist der Fall, wenn Frau Schenkel sich zu 

Themen wie multikulturelle Gesellschaft, ethni-

sche Minderheiten, Green Card oder Arbeitslo-

sigkeit äußert. Was sie von sich selbst erwartet, 

die vorbehaltlose Erfüllung vorgegebene Leis-

tungsnormen, verlangt sie auch von Anderen. 

Integration von Ausländern ist für sie daher nur 

als einseitige Integration in die „deutsche Kultur“ 

der Leistungsbereiten vorstellbar. Und gerade 

hier sieht sie eine Gerechtigkeitslücke: 

„Man sollte in Deutschland ein bisschen 

mehr Wert darauf legen, dass (Ausländer, d.A.) 

sich einordnen... Sie sollten das, was wir hier 

haben, mehr akzeptieren. Im Moment können sie 

überall auf Konfrontation gehen und kriegen nur 

noch Recht. Und ich denke, dass der große Zulauf 

(zur) extremen Rechten darin begründet ist“. 

Folgerichtig gesteht Frau Schenkel, dass sie 

Formationen wie der Liste Pim Fortuyn durchaus 

„ein bisschen was“ abgewinnen kann. 

Wichtig an diesem Fall ist, dass die Befrag-

te in der Auseinandersetzung mit der betriebli-

chen Arbeitswelt Integrationsvorstellungen ent-

wickelt, die auf Überanpassung an Leistungsnor-

men beruhen. Dieses individuelle Integrations-

konzept wird durch eine latente Infragestellung 

der eigenen Leistung (etwa durch Outsourcing-

Pläne) erschüttert. Umso vehementer klagt die 

Befragte ihr einseitiges Integrationskonzept ge-

genüber Outgroups ein, denen sie mangelnden 

Leistungs- und Integrationswillen unterstellt. Das 

Streben nach nahtloser Integration in die be-

triebliche Arbeitswelt (Arbeitsorientierung) dient 

der Befragten offenkundig als normative Refe-

renzfolie, um gesellschaftliche Probleme (politi-

sches Bewusstsein) zu bewerten. Der Fall von 

Frau Schenkel belegt exemplarisch, dass Über-

gänge zu rechten Orientierungen nicht als Ent-

sprechung zum wahrgenommenen Ausmaß so-

zialer Desintegration begriffen werden dürfen, 

sondern auch und gerade als Folge einer Über-
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anpassung an Normen entstehen können, die für 

ein Integrationskonzept konstitutiv sind, das, 

etwa im Feld hochqualifi zierter Informationsar-

beit, die Erfahrungen strukturiert

Der geschilderte Zusammenhang ist jedoch 

nur ein möglicher von diversen anderen Über-

gängen zu rechtsextremen Orientierungen, bei 

dem – auch, aber nicht nur – Erfahrungen mit 

einer fl exibilisierten Arbeitswelt eine Rolle spie-

len. Zu einer ernsthaften Bedrohung kann dieser 

latente, alltagweltlich verankerte Rechtspopulis-

mus nur werden, wenn er mit einer akuten Kri se 

politischer Repräsentation zusammenfällt. Wer 

im Sinne einer rechtspopulistischen Axiomatik 

denkt und handelt, ist noch kein Rechtsextremist. 

Vielmehr handelt er durchaus in Übereinstim-

mung mit dominanten Ideologieangeboten der 

Mehrheitsgesellschaft. 

Die implizite Selbstverpfl ichtung demokra-

tischer Parteien und auch der Gewerkschaften 

auf nationale Wettbewerbspolitiken, die soziale 

Interessen den Imperativen weltwirtschaftlicher 

Leistungsfähigkeit unterordnen, liefert die Maß-

stäbe für jene Formen des „Selbstregierens“, die 

unter den Bedingungen fl exibler Arbeit zu einer 

Lebensnotwendigkeit werden. In dem Maße je-

doch, wie ein politisches Systems die sozialen 

Folgen und Spaltungen, die diese Form des Re-

gierens mitverursacht, ignoriert, ausblendet und 

unthematisiert lässt, entsteht Spielraum für poli-

tische Formationen, die solche Lücken im Sinne 

eines imaginären, weil Herrschafts- und Aus-

grenzungsmechanismen verstärkenden Protests 

nutzen. 
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7.  Überlegungen zu einer Politik der  
  Entprekarisierung

Um noch einmal Missverständnissen vorzubeu-

gen: Trotz der in Teil IV geschilderten Zusam-

menhänge gibt es keinen Automatismus, keine 

Zwangsläufi gkeit von Prekarisierung und Rechts-

populismus. Weder muss die Ausweitung unsi-

cherer Beschäftigungsverhältnisse als quasi na-

turwüchsiger Trend hingenommen werden, noch 

steht fest, dass heikle Beschäftigungs- und Le-

bensverhältnisse im Selbstlauf populistischen 

Strömungen den Weg ebnen. Allerdings macht 

es auch wenig Sinn eine Liste mit Entprekarisie-

rungs-Maßnahmen zu unterbreiten, die abseh-

bar Wunschkatalog bleiben wird. Um es vorweg 

zu sagen: Eine Politik der Entprekarisierung, die 

tatsächlich Wirkung entfalten soll, ist eine äu-

ßerst langwierige, komplexe Angelegenheit. Sie 

wird der Unterstützung im Parteiensystem be-

dürfen, aber doch nur Chance haben, sofern sie 

breite Unterstützung in der zivilen Gesellschaft 

jenseits der Parteien fi ndet. Nachfolgend wollen 

wir daher keinen Maßnahmekatalog unterbrei-

ten. Vielmehr geht es uns um das Koordinatensys-

tem, an dem sich eine längerfristig angele gte Poli  tik 

der Entprekarisierung zu orientieren  hät te. 

7.1 Eigenverantwortung, soziale Sicherheit 
 und der „neue Geist des Kapitalismus“

Die erste Anmerkung betrifft die Diskursforma-

tionen. Die aktuellen wirtschafts-, arbeitsmarkt- 

und sozialpolitischen Debatten werden von Be-

griffen wie Flexibilität, Selbständigkeit, Selbst-

organisation, Beschäftigungsfähigkeit und Eigen-

verantwortung geprägt. In diesen Diskursen 

verschmelzen auf problematische Weise markt-

liberale und libertäre Ideen. Der Grundgedanke, 

dass jeder und jede für ihr Leben selbst verant-

wortlich sind, dass auch in schwierigen Lagen 

Eigenaktivität nötig ist und dauerhafte Abhän-

Teil V: Politik der Entprekarisierung

gigkeit von Sozialtransfers lähmt, entspringt an 

sich keiner marktliberalen Ideologie. Ähnliche 

Ideen lassen sich bis zu den Wurzeln der Arbei-

terbewegung und des libertären Sozialismus 

zurückverfolgen. In der, wie Boltanski/Chiapello 

(2003) sie nennen, „Künstlerkritik“ an markt-

wirtschaftlich-kapitalistischen Arbeitsgesellschaf-

ten, etwa der klassischen Taylorismuskritik der 

Industriesoziologie, waren Begriffe wie indivi-

duelle Autonomie, Selbststeuerung und Selbst-

organisation immer schon von zentraler Bedeu-

tung. Gegenwärtig wird das in diesen Begriffen 

angelegte Kritikpotential jedoch durch den markt-

orientierten Liberalismus aufgesogen und ent-

schärft. 

Die soziale Frage muss aus der vermeintlich 

sozialkonservativen Ecke herausgeholt werden; 

sie kann aber nicht in gleicher Weise thematisiert 

werden, wie dies durch die Sozialdemokratie 

während der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-

derts geschehen ist. Das Prekarisierungsproblem 

steht gewissermaßen an der Schnittstelle von 

alter Klassenfrage und einer neu strukturierten 

und stratifi zierten Arbeitsgesellschaft (Castel 

2003), in der soziale Risiken selbst für die domi-

nanten Mittelklassen, zu der das Gros der quali-

fi zierten Facharbeiter und Angestellten zählt, 

wieder zunehmen. Diese Wiederkehr der Unsi-

cherheit verweist zugleich auf ein Strategiepro-

blem einer erneuerten Sozialdemokratie. Letz-

tere hat das politische Projekt einer neuen Mitte 

just zu einem Zeitpunkt beschworen, an dem die 

soziale als eine gesicherte Mitte zu erodieren 

beginnt – und zwar aus Gründen, die politisch 

kurzfristig nur bedingt zu beeinfl ussen sind.

In einer solchen Situation kommt es darauf 

an, überhaupt erst ein angemessenes gesellschaft-

liches Bewusstsein für die Vielschichtigkeit der 

neuen sozialen Frage zu schaffen. Die genaue, 

wissenschaftlich gestützte, Beobachtung von Pre-

karisierungsprozessen ist dafür eine unabding-

bare Voraussetzung. In Ansätzen ist ein geeig-
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netes Beobachtungsinstrumentarium, das nicht 

allein unsichere Beschäftigungsverhältnisse, 

sondern auch prekäre Lebenslagen thematisiert, 

bereits entwickelt (vgl. Bartelheimer 2005). Es 

käme jedoch darauf an, eine wissenschaftliche 

Beobachtung ähnlich dem Armuts-Reichtums-

bericht der Bundesregierung zu verstetigen und 

so gesellschaftliche Aufmerksamkeit auf Prozes-

se zu lenken, die nicht mit absoluter Armut und 

dauerhafter Arbeitslosigkeit identisch sind, die 

aber in erheblichem Maße die Selbstwahrneh-

mung und die Klassifi kationen großer sozialer 

Gruppen bestimmen.

7.2 Anerkennung von Differenz

Eine kontinuierliche Sichtung und Thematisie-

rung der Problematik ist wichtig, weil es sich bei 

der Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen und 

Lebenslagen aller Voraussicht nach nicht um eine 

vorübergehende Erscheinung, sondern um ein 

Strukturmerkmal von Arbeitsgesellschaften han-

delt, die sich unter dem Druck des zeitgenössi-

schen Finanzmarktkapitalismus (Windolf 2005, 

Deutschmann 2005) entwickeln. Sicher wäre es 

wünschenswert, die Realität unsicherer Beschäf-

tigungsverhältnisse möglichst rasch und vollstän-

dig zu überwinden. Doch die Macht der Gewerk-

schaften, wie auch der Mitte-Links-Parteien wird 

auf absehbare Zeit kaum ausreichen, um eine 

solche Zielsetzung real werden zu lassen. Nimmt 

man die zurückliegende Periode, so basierte das 

Job-Wachstum in den EU-Staaten in hohem Ma-

ße auf einem Zuwachs an unsicheren, wenig 

geschützten Arbeitsverhältnissen (Kok 2004, 

Europäische Kommission 2002, 2005). Zwar gibt 

es innerhalb der europäischen Nationalstaaten 

erheblich differierende Beschäftigungsentwick-

lungen. Das Grundproblem einer Wirtschaft, der 

aufgrund expansiver Gewinn- und Renditeerwar-

tung mehr abverlangt wird, als sie produktiv zu 

leisten im Stande ist, wird jedoch auch in der 

neu formulierten Lissabon-Strategie nicht gelöst. 

Daher dürfte der Druck auf den institutionellen 

Schutz von Arbeits- und Beschäftigungsverhält-

nissen weiter anhalten und die zonale Spaltung 

der nationalen Arbeitsgesellschaften auf abseh-

bare Zeit ein akutes Problem bleiben.      

Fatal wäre es allerdings, wollte man alle 

Hoffnungen auf eine künftige Wachstumsdyna-

mik setzen und Prekarisierungsprozesse ansons-

ten tatenlos hinnehmen. Wichtig ist stattdessen, 

eine wirksame Politik nicht nur für, sondern auch 

mit prekär Beschäftigten zu entwickeln. Eine 

solche Politik setzt, so paradox das klingen mag, 

die Anerkennung prekärer Arbeits- und Lebens-

verhältnisse voraus. Anders gesagt, eine Politik 

der Entprekarisierung kann und darf nicht vom 

raschen Verschwinden der Unsicherheit ausge-

hen, sie muss im Gegenteil mit dafür sorgen, dass 

die „Prekarier“ selbst auch unter schwierigen 

Bedingungen handlungsfähig bleiben (Candeias 

2004). In einer Gesellschaft mit hoher struktu-

reller Arbeitslosigkeit sind prekäre Beschäfti-

gungsverhältnisse für viele Menschen die einzi-

ge Möglichkeit, überhaupt ihren Lebensunterhalt 

zu verdienen. Die Nachfrage nach gemeinnützi-

ger Arbeit in Ein- und Zwei-Euro-Jobs, wie wir 

sie in vielen Regionen erleben, liefert ein an-

schauliches Beispiel für die widersprüchliche 

Wirkung solcher Beschäftigungsverhältnisse. 

Faktisch handelt es sich bei diesen Jobs um eine 

moderne Variante von Scheinarbeit. Scheinarbeit 

deshalb, weil die ökonomische (Existenzsiche-

rung) und die gesellschaftliche Funktion (Aner-

kennung gesellschaftlicher Nützlichkeit) von 

Erwerbsarbeit bei dieser Beschäftigungsform 

entkoppelt sind. Und doch ist vielen Langzeitar-

beitslosen selbst eine solche Form der Scheinar-

beit lieber als ein andauerndes passives Verhar-

ren in der „Zone der Entkoppelung“. 

Nun sind Ein-Euro-Jobber sicher ein Ex-

trembeispiel. Doch es genügt, sich die Lage von 

Leiharbeitern oder befristet Beschäftigten vor 

Augen zu führen, um zu begreifen, dass die In-

teressen derjenigen, die in prekären Verhältnis-

sen leben und arbeiten, nicht unbedingt mit den 

Interessen gut verdienender, noch immer halb-

wegs sicherer, gewerkschaftlich hoch organisier-

ter Stammbelegschaften in großen Unternehmen 

identisch sein müssen. Wer selbst kaum Schutz 

vor Kündigungen genießt, sich durch Betriebsrat 
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und Gewerkschaften nicht vertreten fühlt und 

seine Anliegen im politischen System nicht reprä-

sentiert sieht, der wird sich kaum für eine Politik 

mobilisieren lassen, die in erster Linie auf die 

Interessenwahrung der Integrierten zielt. Politik 

der Anerkennung bedeutet bewusste politische 

Verarbeitung sozialer Unterschiede, es geht um 

die Anerkennung von Differenz als Vorausset-

zung für mehr soziale Gerechtigkeit. Entschei-

dend ist, dass die tiefen Spaltungen zur Kenntnis 

genommen werden, die eine weitgehend unge-

hindert sich vollziehende Marktsteuerung von 

Arbeit bewirkt. Wer die Vertiefung der von Cas-

tel so treffl ich skizzierten Spaltungslinien verhin-

dern will, muss die besondere Lage von prekär 

Beschäftigten und Ausgegrenzten anerkennen 

und diese Gruppen – sei es aktiv, sei es symbo-

lisch – in die eigene Politik einbeziehen. 

Das Leitbild einer neuen Mitte, dessen Kon-

struktion sich an den Lebens- und  Interessenlagen 

der gesichert oder atypisch Integrierten orien-

tiert, wird dem nicht gerecht. Es verkennt das 

Maß an  realer wie „gefühlter“ Unsicherheit, das 

durch blockierte Aufstiegswege und damit kor-

respondierende Abstiegsängste in Teilen der ar-

beitnehmerischen Mitte (Typ 3,4) existiert. Wich-

tig ist die Anerkennung von Differenz aber auch, 

weil das große Interesse an den Politikfeldern 

Arbeitsplatzsicherheit und Einkommenshöhe, 

das sich in allen Zonen fi ndet, nicht darüber 

hinweg täuschen darf, dass damit höchst unter-

schiedliche politische Präferenzen verbunden 

sein können. Die bloße Verteidigung von Mitbe-

stimmung, Tarifautonomie und Kündigungsschutz 

z.B., wird in sozialen Gruppen kaum mo bilisierend 

wirken, die sich für sich selbst von diesen Insti-

tutionen wenig versprechen.   

7.3 Arbeitsmarktpolitik

Wenn die zonale Spaltung der Arbeitsgesellschaft 

vorerst nicht zu verhindern ist, so wird die Inte-

grationsqualität doch maßgeblich davon abhän-

gen, ob es zumindest gelingt, relevanten Teilen 

auch der „Abstiegsbedrohten“ (Typ 4, 33,1 %), 

der prekär Beschäftigten (Typ 5, 6, 7, insgesamt 

13,8 %) und der „Entkoppelten“ (bei INQUA nicht 

mehr nach Typen differenziert, 1,7 %) die Tür 

zu gesicherter Beschäftigung offen zu halten. In 

klarer Abgrenzung zu marktfundamentalisti-

schen Positionen (kritisch: Giddens 1997) lässt 

sich festhalten, dass die positiven Wirkungen 

einer Arbeitsmarktpolitik, die den Druck auf 

Arbeitslose einseitig erhöht, um sie zur Aufnah-

me einer prekären Beschäftigung zu bewegen, 

nicht sonderlich hoch veranschlagt werden dür-

fen. Zweifellos können Dauerarbeitslosigkeit und 

permanente Abhängigkeit von Sozialtransfers zu 

Lähmung und Passivität führen. Damit ist jedoch 

noch nicht gesagt, dass die Ausübung eines pre-

kären Beschäftigungsverhältnisses in jedem Fall 

aktivierend wirkt. Wer alle Energie darauf ver-

wenden muss, um nicht durch den Rost zu fallen, 

der will früher oder später den Lohn für seine 

Anstrengungen ernten. Wird dieses Versprechen 

nicht eingelöst, droht genau das, was eine „ak-

tivierende“ Arbeitsmarktpolitik eigentlich zu 

verhindern beabsichtigt: Erschöpfung, Resigna-

tion, Verzweifelung, Passivität, Absturz in Armut 

und Ausgrenzung, im besten Fall ein pragmati-

sches Arrangement mit Förderpraktiken, die es 

erlauben, den Kopf halbwegs über Wasser zu 

halten. 

Exakt hier liegt auch ein neuralgischer Punkt 

der aktuellen Arbeitsmarktpolitik. Legt man das 

Zonenmodell von Robert Castel (2000) zugrunde, 

lässt sich der Inhalt der mit den Gesetzen für 

moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

verbundenen Reformen als doppeltes Integrati-

onsversprechen entschlüsseln. Den Beschäftigten 

in der „Zone der Integration“, mit noch immer 

geschützten, existenzsichernden Erwerbsverhält-

nissen, verheißen die Maßnahmen eine Senkung 

von Lohnnebenkosten, größere Beschäftigungs-

sicherheit und unter Umständen eine Entlastung 

von Sozialbeiträgen, die gezahlt werden müssen, 

um den völligen Absturz und die physisch-exis-

tenzielle Gefährdung jener zu vermeiden, die sich 

in eine lang anhaltende Ausgrenzung aus der 

Arbeitsgesellschaft gefügt haben. Zugleich wer-

den Langzeitarbeitslose und erwerbsfähige So-

zialhilfeempfänger mit der Botschaft konfron-
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tiert, dass die Gesellschaft eine dauerhafte 

Brachlegung ihrer Arbeitskraft nicht mehr ak-

zeptiert und ihnen deshalb ein Sprungbrett 

bietet, welches im optimalen Fall die Rückkehr 

in ein „normales“ Erwerbsleben ermöglicht. 

Effi zientere, marktnähere Arbeit der Regionala-

genturen sowie die Schaffung von Qualifi zie-

rungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten (Ar-

beitsgelegenheiten, Qualifi zierungsmaßnahmen) 

gelten als probate Mittel, um das Integrations-

versprechen zu realisieren. Re-Integration durch 

Ausweitung subventionierter, mit Blick auf Dau-

er und Entlohnung prekärer Beschäftigung 

(Bourdieu 2000, Castells 2000, Boltanski/Chia-

pello 2003: 270 ff.) lautet das zweite Versprechen 

der Arbeitsmarktreformen.

An dieser Stelle kann und soll einer wissen-

schaftlich gestützten Bilanz der Arbeitsmarktre-

formen nicht vorgegriffen werden. Offenkundig 

ist aber, dass das doppelte Integrationsverspre-

chen  der Reformen zwei Problemfelder unter-

belichtet lässt. Die Tatsache, dass der Sozialstaat 

nach Hartz IV von einem status- zu einem exis-

tenzsichernden geworden ist, verstärkt die in 

gro ßen Teilen der arbeitnehmerischen Mitte gras-

sierenden Abstiegs- und Prekarisierungsängste 

zusätzlich. Markgetriebener Flexibilisierungs-

druck, der sich in den Betrieben ohnehin be-

merkbar macht, erhält durch das Wegbrechen 

überbetrieblicher Sicherungen ein  zusätzliches 

Risikopotential. Die bloße Antizipation dieser 

Entwicklung wirkt auch und gerade innerhalb 

der „Zone der Integration“ für bestimmte Grup-

pen schwerer (Typ 3, 4), als die positiven Ver-

sprechen der Reform. Hinzu kommt etwas an-

deres. Der dem skandinavischen Modell entlehn-

te Aktivierungsgedanke ist an sich vernünftig; 

auf Gruppen, die sich an oder unterhalb einer 

„Schwelle der Existenzsicherung“ bewegen, ist 

er jedoch nicht ohne weiteres anwendbar. Ohne 

ein Minimum an sozialer Sicherheit keine Basis 

für individuell-planerisches Zukunftsbewusstsein 

und ohne planerisches Zukunftsbewusstsein 

keine Selbstaktivierung, könnte eine einfache 

Formel lauten. Mit anderen Worten, Teile der 

„Entkoppelten“ und der prekär Beschäftigten 

verfügen gar nicht mehr über die Ressourcen, 

die eine in die Zukunft gerichtete Selbstaktivie-

rung ermöglichen würden. Für diese Gruppen 

ist es viel nahe liegender, ihr Leben auf Existenz-

sicherung in den entstehenden informellen Sub-

gesellschaften hin auszurichten. In Sozialverbän-

den und bei den Trägern von Integrationsmaß-

nahmen, teilweise auch in Kirchen und Gewerk-

schaften wird dieses Problem bereits klar gese-

hen. Eine sozialpolitische Antwort darauf gibt es 

bisher nicht. Klar ist, dass die „Hartz-Reformen“ 

trotz der in ihnen auch enthaltenen institutionel-

len  Innovationen  (Opielka)  keine  Lösung  für 

die se Problematik beinhalten. Mit einer bloßen 

Rücknahme von Hartz IV wäre die Ausgrenzungs-

problematik aber auch nicht behoben.

Nichts spricht indessen dafür, dass eine 

existenzsichernde, gesellschaftlich anerkannte, 

mit institutionalisierten Partizipationschancen 

verknüpfte Erwerbstätigkeit durch Formen eines 

– wie auch immer subventionierten – bürger-

schaftlichen Engagements ersetzt werden kann. 

Wird nicht aktiv gegengesteuert, ist wahrschein-

lich, dass die Ausweitung prekärer Beschäfti-

gungsverhältnisse die Bereitschaft zu bürger-

schaftlichem Engagement eher schwächt. In 

diesem Zusammenhang ist es ein Problem, dass 

gemeinnützige Arbeit in der Wahrnehmung der 

Betroffenen durch Arbeitslosenhilfe plus (Ein-, 

bis Drei-Euro-Jobs) fi nanziert wird. Dem Aner-

kennungsbedürfnis derjenigen, die diese Arbeit 

leisten, käme sicher entgegen, wenn es sich um 

eine öffentlich geförderte gemeinnützige Tätig-

keit handeln würde, die z.B. auf Mindestlohn-

basis zu organisieren wäre.

7.4 Selbstorganisation der Unorganisierbaren

In diesem Kontext ist das Problem einer „Selbst-

organisation der Unorganisierbaren“ von zentra-

ler Bedeutung. Folgt man Bourdieu, so ist ein 

zum Leben in Unsicherheit gezwungenes Sub-

proletariat zu Selbstorganisation und kollektiver 

Interessendurchsetzung nicht in der Lage. Für 

Bourdieu verwehrt die Prekarisierung den Be-

troffenen „jede rationale Vorwegnahme der Zu-
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kunft und vor allen Dingen jenes Mindestmaß an 

Hoffnung und Glauben an die Zukunft, das für 

eine vor allem kollektive Aufl ehnung gegen eine 

noch so unerträgliche Gegenwart notwendig ist“ 

(Bourdieu 1998: 97). Diese Feststellung besitzt 

einen realen Kern, dennoch scheint sie mit Blick 

auf aktuelle Prekarisierungsprozesse zu pessi-

mistisch. Die Gruppe der „Entkoppelten“ ist in 

Deutschland noch vergleichsweise klein; bei den 

prekär Beschäftigten gibt es hingegen durchaus 

Ansatzpunkte für kollektive Handlungsfähigkeit.

Wie Prekarität verarbeitet wird, hängt auch 

von der politischen Kultur eines Landes ab. Aus 

den USA ist bekannt, dass die Wahlbeteiligung 

mit sinkenden Einkommen und abnehmender 

Integration in die Arbeitswelt rückläufi g ist. Hier 

wird eine expansive Zunahme prekärer Beschäf-

tigung über „selbstgewählte“ politisch Ausgren-

zung reguliert. In Frankreich hingegen spricht 

einiges dafür, dass prekär Beschäftigte sich eher 

durch die politische Linke repräsentiert sehen 

(Paugam 2000). Die politische Kultur eines Lan-

des macht somit auch bei den Prekarisierten 

einen Unterschied. In unseren eigenen Untersu-

chungen wird – etwa bei den ostdeutschen Leih-

arbeitern – eine diffuse Wut auf die gesamte 

politische Klasse spürbar, die sich politisch in 

höchst unterschiedliche Richtungen entladen 

kann. Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, überstei-

gerter Nationalismus und Offenheit für rechts-

populistische Anrufungen stellen eine mögliche 

Orientierung unter anderen dar. Durch Prekari-

sierungserfahrungen können sie zumindest 

verstärkt werden (Dörre u.a. 2004; Flecker/Hent-

ges 2003). Doch es gibt auch Gegentendenzen. 

Eine politische Kultur der Selbstorganisation und 

der Widerständigkeit vorausgesetzt, ist es kei-

neswegs ausgeschlossen, dass prekär Beschäf-

tigte Präferenzen für kollektive, z.B. gewerkschaft-

liche Handlungsstrategien entwickeln. Wollen sie 

derartiges fördern, ist freilich nötig, dass die 

Gewerkschaften zielgruppenspezifi sche Organi-

sationsangebote für prekär Beschäftigte entwi-

ckeln. In Italien sind die großen Gewerkschaften 

diesen Weg längst gegangen. Bei den Prekären 

verzeichnen sie ihre relativ größten Mitglieder-

zuwächse (Choi 2004: 428 ff.). Dies auch, weil 

sie über ein ausgereiftes Beratungs- und Dienst-

leistungssystem verfügen, das auf die Problema-

tik unsicherer Beschäftigungsverhältnisse zuge-

schnitten ist. In Italien bieten die großen Gewerk-

schaftsverbände inzwischen spezifi sche Organisa-

tionsangebote für Leiharbeiter, abhängig Selbst -

st ändige und Heimarbeiter beiderlei Geschlechts 

an. Ihr Dienstleistungsangebot ist auf die spezifi -

schen Bedürfnisse eines äußerst heterogenen 

„Prekariats“ zugeschnitten. Wer alle Energie 

darauf verwenden muss, zunächst einmal über 

den Tag zu kommen, der erwartet von den Ge-

werkschaften primär Hilfe bei der Absicherung 

von Grundbedürfnissen.

Gewerkschaften, die dies als Ansatzpunkt 

für aktives Organizing nutzen wollen, dürfen 

nicht warten, bis die Probleme zu ihnen kom-

men. Sie müssen sich selbst zu den Problemen 

hinbewegen. Dies gilt im Übrigen nicht nur für 

die wachsenden Gruppen prekär Beschäftigter. 

Nehmen wir das Beispiel Dortmund. Im dortigen 

Technologiepark arbeiten ca. 8.500 Beschäftigte 

überwiegend in klein- und mittelbetrieblichen 

Strukturen. Sie repräsentieren neue, wahrschein-

lich expandierende Leitbranchen (IT, Mikrosys-

temtechnik), doch der gewerkschaftliche Orga-

nisationsgrad im Technologiepark liegt unter 

zwei Prozent. In den meisten Betrieben gibt es 

keine gewählten Interessenvertretungen. Und 

doch handelt es sich hier um eine räumliche 

Kon zentration von Arbeitskräften, die den Di-

mensionen eines Großbetriebs entspricht. Wollen 

die Gewerkschaften hier Fuß fassen, sind kon-

zentrierte Aktivitäten der Mitgliedsgewerkschaf-

ten nötig, die bonierte Organisationskonkurren-

zen überwinden. Im Grunde würde man für ein 

solches Technologiezentrum einen Gewerkschafts-

sekretär benötigen, der dauerhaft präsent ist, 

der Vertrauensbeziehungen aufbaut, Hilfestel-

lungen beim Aufbau von Interessenvertretungen 

gewährt und Ansprechpartner für viele kleine 

Alltagsprobleme ist. Was für die Technologie-

parks, die es inzwischen in nahezu jeder größe-

ren und mittleren deutschen Stadt gibt, gilt, trifft 

auch und gerade auf die Segmente mit prekärer 
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Beschäftigung zu. Hier lässt sich von einigen 

US-amerikanischen Gewerkschaften lernen. Mit 

dem Rücken zur Wand haben diese Gewerkschaf-

ten Organisationserfolge bei Migranten und pre-

kär Beschäftigten erzielt. Voraussetzungen  waren 

lokale Bündnisse mit sozialen Bewegungen, Kir-

chen und Selbsthilfeorganisationen, die erheblich 

zur Revitalisierung gewerkschaftlicher Struktu-

ren beigetragen haben (Voss/Shermann 2000: 

303 ff.). So paradox es angesichts der Schwäche 

der US-amerikanischen Gewerkschaften klingen 

mag, von solchen Beispielen können auch die 

deut schen Arbeitnehmerorganisationen lernen.

Die Politik könnte dies unterstützen, wenn 

sie spezifi sche Partizipationsrechte für prekär 

Beschäftigte schaffen würde. Dabei ginge es zu-

nächst um elementare Beteiligungs- und Verste-

tigungsrechte. Vorschläge hierzu liegen seit lan-

gem auf dem Tisch (vgl. Matthies u. a. 1994). 

Dazu gehören eine Existenz sichernde Alterssi-

cherung für Teilzeitkräfte, die Bevorzugung von 

befristet eingestellten oder Leiharbeitskräften 

bei Neueinstellungen sowie freier  Betriebszugang, 

das Recht zur Teilnahme an Betriebsversamm-

lungen, Beteiligung an Betriebsratswahlen oder 

auch eigene Interessenvertretungen prekär Beschäf-

 tigter mit bezahlten Versammlungszeiten (?) und 

–möglichkeiten. Soweit diese Rechte bereits exis-

tieren, ist es wichtig, ihre Durchsetzung zu ver-

bessern. Überlegenswert ist eine eigene Stimme 

so genannter „Außenseiter“ (Arbeitslose, prekär 

Beschäftigte) bei Tarifverhandlungen. Die recht-

liche Umgestaltung des Arbeitsverhältnisses und 

eine Neudefi nition des Arbeitnehmerbegriffs 

gehören ebenfalls zu einem solchen Maßnahme-

bündel.

7.5 Entprekarisierung und 
 Geschlechterdemokratie

Prekarisierung bedeutet, dass ideologische Kon-

struktionen von Klasse, Rasse und Geschlecht, 

die lange Zeit als implizite Legitimationen für 

ungleiche Berufschancen wirkten, in Bewegung 

geraten. Folgt man der einschlägigen Literatur, 

so war und ist das Normarbeitsverhältnis, das 

in der Periode des expandierenden Fordismus 

seine Blütezeit erreichte, primär auf männliche 

Vollzeiterwerbstätige zugeschnitten. Viele Fami-

lienfrauen konnten nie einer Vollzeitbeschäfti-

gung nachgehen. Ihre – häufi g freiwillige – Ent-

scheidung für atypische und somit potenziell 

prekäre Erwerbsformen ließ einen besonderen 

Teilarbeitsmarkt für Frauen entstehen, der zu 

einem Reservoir für Nicht-Norm-Arbeitsverhält-

nisse (klassisch: die „mithelfende Familienange-

hörige“) wurde (Mayer-Ahuya 2003: 89 ff.). In 

einem dynamischen, hoch regulierten Arbeits-

markt schienen vielen „Zuverdienerinnen“ (Typ 

7) unsichere Beschäftigungsverhältnisse und nicht 

Existenz sichernde Löhne akzeptabel. Das war 

der Grund, weshalb sich mit erlahmender Be-

schäftigungsdynamik und Deregulierung zeitge-

nössische Formen prekärer Arbeit im „Frauenar-

beitsmarkt“ leichter durchsetzen ließen. Dem-

entsprechend sind atypische Beschäftigungsfor-

men primär eine Domäne von Frauen. Frauenar-

beitsplätze konzentrieren sich hierzulande seit 

den 1970er Jahren vornehmlich auf den gering 

qualifi zierten Dienstleistungssektor. Die „Dienst-

botenklasse“ der nachfordistischen Arbeitsgesell-

schaft (Gorz 1989) ist vornehmlich weiblich. 

Parallel zur Feminisierung atypischer Be-

schäftigungsformen macht sich jedoch eine Ge-

gentendenz bemerkbar. Frauen in atypischen 

Beschäftigungsverhältnissen sehen sich, etwa im 

Einzelhandel oder im Reinigungsgewerbe, zu-

nehmend mit männlicher Konkurrenz konfron-

tiert. Aus der männlichen Perspektive bedeutet 

dieses Konkurrenzverhältnis Einmündung in 

„feminisierte“ Strukturen des Arbeitsmarktes. 

Eine derart erzwungene „Feminisierung“ provo-

ziert – wie gezeigt – im sozialen Nahbereich eine 

Vielzahl symbolischer Kämpfe und Grenzziehun-

gen. Solche Verschiebungen in der gesellschaft-

lichen Arbeitsteilung können mittels ethnischer 

und geschlechtsspezifi scher Konstruktionen be-

arbeitet werden. Um eine dauerhaft Existenz 

sichernde Arbeit zu fi nden, nehmen z. B. männ-

liche Leiharbeiter Tätigkeiten in Kauf, die sie 

subjektiv „zwangsfeminisieren“. Demgegenüber 

bedeutet geschlechterdemokratische Politik, auf 
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den Möglichkeiten einer positiven Flexibilisie-

rung von Erwerbsarbeit zu beharren. Insofern 

wäre es falsch, prekär Beschäftigte als Kronzeu-

gen für arbeitspolitischen Konservatismus in-

strumentalisieren zu wollen. Auch unsicher 

Beschäftigte möchten letztlich „selbst über ihre 

Arbeitskraft verfügen“, sich aus dem „Hamster-

rad der Abhängigkeit und Gleichförmigkeit be-

freien“ (Englisch 2000: 41). 

Doch eine nahtlose Anpassung an die Impe-

rative der marktzentrierten Produktionsweise 

nimmt ihnen unweigerlich die Spielräume und 

Ressourcen, um die Flexibilisierung von Arbeits-

bedingungen, Arbeitszeiten, Löhnen, das Auf-

brechen von Routinen und die neuen Mobilitäts-

zwänge als Freiheitsgewinn erleben zu können. 

Daher streben sie nach Formen sozialer Sicher-

heit, wie sie lange Zeit mit dem Normarbeitsver-

hältnis verbunden waren. Da sich die alten 

Verhältnisse nicht wieder herstellen lassen, 

bleibt die – feministisch inspirierte – Vision eines 

Phasenmodells, in welchem immer mehr Männer 

„in Zukunft ebenso wie schon seit langem viele 

Frauen im Laufe ihres Lebens zwischen Phasen 

der Erwerbsarbeit und Phasen der Nichter-

werbsarbeit wechseln“ (Hausen 2000: 356 f.), 

attraktiv. Doch sie wird nur in dem Maße Gehör 

fi nden, wie sie in der Lage ist, die Entprekarisie-

rung von Erwerbsarbeit und die damit verbun-

denen Reproduktionsinteressen mit zu thema-

tisieren. Dies könnte über eine Neudefi nition des 

Normarbeitsverhältnisses geschehen. Eine ge-

schlechtergerechte  Perspektive,  die  auf  eine 

gleich berechtigte Teilhabe von Frauen am Er-

werbsleben setzt, lässt sich indessen nicht als 

Verlängerung primär kostenorientierter  Wett-

bewerbsstrategien denken. Ohne eine Politik der 

Arbeitsumverteilung, verbunden mit Arbeitszeit-

verkürzung ist sie im Grunde nicht denkbar. Al-

lerdings lässt sich die Neudefi nition eines Norm-

arbeitsverhältnisses wohl auch nicht auf dem 

Weg einer linearen Verkürzung der Wochenar-

beitszeit erreichen. Größere, frei verfügbare Frei-

zeitblöcke, demographische Arbeitszeiten und 

fi nanzierte Weiterbildungszeiten könnten hier 

ein Weg sein. 

7.6 Ausbau qualifi zierter sozialer 
 Dienstleistungen

Dies erfordert allerdings einen anderen Weg zur 

Gestaltung der Dienstleistungsgesellschaft, als er 

gegenwärtig vielfach diskutiert und teilweise 

beschritten wird. Eine reine Niedriglohn-Strate-

gie ist vor allem dann problematisch, wenn sie 

als einzige Option zur Gestaltung der modernen 

Dienstleistungsgesellschaft gehandelt wird. Das 

gilt selbst für den Fall, dass man die ökonomi-

schen Prämissen dieser Strategie akzeptiert. Jede 

einseitige Ausrichtung auf eine low road in die 

Dienstleistungsgesellschaft der Zukunft verstellt 

den Blick für gravierende Strukturprobleme in 

mittleren und hohen Qualifi kationssegmenten. 

So leiden gerade junge Unternehmen in neuen 

Branchen periodisch an einem Mangel an quali-

fi zierten Arbeitskräften. In expandierenden In-

dustrieparks sind trotz lahmender Konjunktur 

immer wieder neue Betriebe gefährdet, weil sie 

mangels geeigneter Arbeitskräfte das nötige 

Größenwachstum nicht mehr bewältigen kön-

nen. Eine Schwierigkeit ist in diesem Zusammen-

hang das weitgehende Fehlen einer Ausbildung 

in geeigneten, teilweise erst noch noch zu schaf-

fenden Berufen. Das ist nur ein Beispiel für das 

blockierte Wachstum qualifi zierter Dienstleistun-

gen. Bezeichnend ist, dass die Bundesrepublik 

zu den wenigen Ländern gehört, in denen Erzie-

herinnen keinen Hochschulabschluss benötigen. 

Die Qualität sozialer Dienstleistungen ist z.T. 

entsprechend.

Mit Recht wenden sich viele Experten daher 

gegen eine Verabsolutierung der Billig-Job-Vari-

ante. Zwar spricht nichts gegen ein größeres 

Arbeitsplatzangebot im unteren Qualifi kations-

bereich; das darf jedoch eine high-road-Strate-

gie, die auf eine Verbesserung der Dienstleistungs-

qualität und damit auf eine Weichenstellung 

zugunsten wissensintensiver, qualifi zierter Tä-

tigkeiten zielt, nicht blockieren. Wohl fallen die 

Jobprognosen inzwischen weitaus weniger eu-

phorisch aus. Experten rechnen bei einer Kom-

bination von low-road- und high-road-Strategie 

mit einem Zuwachs von 500.000 Stellen binnen 
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zehn Jahren nur im direkten Effekt (Baethge 

1999). Aber es wird doch deutlich, dass selbst ein 

bescheidenes Jobwachstum nicht in erster Linie 

über eine Billiglohnstrategie zu erreichen ist. 

Wichtiger noch als die immanente Kritik ist 

das Faktum, dass die Niedriglohn-Argumenta-

tion an einer ökonomistischen Verengung leidet. 

Die Nachfrage nach Dienstleistungen und die 

Entstehung neuer Arbeitsplätze hängen nicht 

allein von ökonomischen, sondern auch und vor 

allem von sozialen und kulturellen Einfl üssen ab. 

So werfen der demographische Wandel und die 

Veränderung der Familienformen das Problem 

einer angemessen Versorgung älterer Menschen 

auf. Eine höhere Frauenerwerbsquote würde 

ebenfalls unweigerlich eine größere Nachfrage 

nach verbesserten Dienstleistungen im sozialen 

Bereich nach sich ziehen. Viele der notwendigen 

Reproduktionstätigkeiten werden gegenwärtig 

nicht oder nur gering bezahlt. Insofern trifft zu, 

dass „wahrscheinlich die Erhöhung der Frauen-

erwerbsquote eine zentrale Bedingung für die 

Verringerung der Arbeitslosigkeit“ ist (Baethge 

1999).  Diesem Gedanken muss man einen wei-

teren hinzufügen. Eine höhere Erwerbsbeteili-

gung von Frauen ist, wie Brigitte Stolz-Willig 

(1999, S. 28 f.) festhält ohne eine Demokratisie-

rung der Geschlechterhierarchie nicht zu haben. 

Insofern müsste es darum gehen, vor allem die 

Männer von ihrer Rolle als lebenslange Ernährer 

zu entlasten. Trotz Frauenbewegung kommt eine 

solche Zielsetzung in dieser Gesellschaft noch 

immer einer Kulturrevolution gleich. Bedeutet 

sie doch, weibliche Ansprüche an Arbeit und 

Leben als absolut gleichwertig zu behandeln. 

Nimmt man diese Perpektive ernst, dann sind es 

in erster Linie Männer, die Teilzeitstellen und 

fl exible Beschäftigungsverhältnisse benötigen, 

um ihre Reproduktionsaufgaben zu erfüllen. 

7.7 Mindestlohn, Innovationen und 
 Standards für „gute Arbeit“

Angesichts fortschreitender Prekarisierungspro-

zesse macht es Sinn, für die gesetzliche Veran-

kerung eines Existenz sichernden Mindestlohns 

einzutreten und gleichzeitig qualitative Mindest-

standards für „gute Arbeit“ zu entwickeln. Auf 

diesem Feld kommt es darauf an, dass sich die 

Gewerkschaften und an einer solchen Regelung 

interessierte politische Kräfte rasch auf ein über-

zeugendes Modell einigen. Der bisherige Kom-

promissvorschlag für branchenspezifi sche Min-

destlöhne, die sich jeweils an der untersten Ta-

rifgruppe  orientieren,  beinhaltet  mindestens 

zwei Probleme. Zum einen sind in vielen Berei-

chen (z.B. Reinigungsgewerbe, Überwachungs-

gewerbe, Textilindustrie etc.) selbst Tarifl öhne 

längst nicht mehr Existenz sichernd; zum ande-

ren ist mehr als fraglich, ob die Gewerkschaften 

überhaupt in allen Branchen stark genug sind, 

Existenz  sichernde  Löhne  aus  eigener  Kraft 

durchzusetzen. Insofern besitzt das Modell eines 

einheitlichen gesetzlichen Mindestlohns für alle 

Branchen, dessen Höhe periodisch unter Beteili-

gung der Tarifparteien auszuhandeln wäre, trotz 

der bekannten Risiken einigen Charme (zusam-

menfassend: Schulten 2005).

Unabhängig davon gilt jedoch, dass Mindest-

löhne nur ein Eckpfeiler einer Politik der Entpre-

karisierung sein können. Mindestens ebenso 

wichtig ist, dass die Gewerkschaften Kriterien 

und Standards für „gute Arbeit“ in den Betrieben 

und Verwaltungen entwickeln. Dabei lässt sich 

an den Friktionen ansetzen, die eine fortschrei-

tende Prekarisierung der Beschäftigungsverhält-

nisse notwendig erzeugt. Strategien, die den 

Nutzungsgrad der Arbeitskraft erhöhen, mögen 

einzelbetrieblich kurzfristig Kostenvorteile brin-

gen; gesamtwirtschaftlich wirken sie eher de-

struktiv. Das nicht nur, weil sie die zahlungsfä-

hige Nachfrage schwächen und so wirtschaftliche 

Ungleichgewichte verstärken. Prekarisierungs-

strategien erzeugen im Management „Innova-

tionsfaulheit“; sie erschweren die Identifi kation 

der Beschäftigten mit ihrer Tätigkeit und ihren 

Unternehmen. Verbreitete Unsicherheit wirkt da-

her bei den Beschäftigten unweigerlich als Flexi-

bilitätsbremse. Die Kampagne „Besser statt bil-

liger“, wie sie die IG Metall NRW initiiert hat, 

setzt genau an dieser Problematik an. 



93

Sicherheitsgarantien, die vor einer Aus powe-

rung der Arbeitskraft schützen, sind selbst in den 

Segmenten der Hochqualifi zierten eine Bedin-

gung für die Stärkung von Innovationsfähigkeit. 

Denn in der arbeitsinhaltlichen Dimension kann 

eine Beschäftigung auch dann prekär werden, 

wenn sie für einzelne oder soziale Gruppen sys-

tematisch Sinnverlust produziert. Sinnverlust ist 

nicht unbedingt und auch nicht ausschließlich 

eine Folge monotoner, routinehafter, physisch 

stark belastender Tätigkeiten. Entsprechende 

Phänomene können auch in Bereichen mit qua-

lifi zierten Angestelltentätigkeiten, bei so genann-

ter Wissens- oder Informationsarbeit auftreten. 

Hier ist es häufi g die Überidentifi kation mit der 

Berufstätigkeit, eine besondere Mischung aus 

Kon kurrenzdruck und fachlichem Interesse, die 

„moderne Leiden“ wie Arbeitswut, Entspannungs-

unfähigkeit  und  Burn-out-Syndrome  erzeugt 

(Peter 2002, Sennett 1998). Probleme wie „Ar-

beitssucht“, intransparente Leistungsbewertun-

gen, „maßlose“ Arbeitstage usw. zeugen vom 

Bedarf an einer Arbeitspolitik, die auch in diesen 

Bereichen die Orientierung am klassischen Nor-

marbeitsverhältnis hinter sich lässt.    

Wichtig ist, dass Initiativen wie das „Projekt 

Gute Arbeit“ der IG Metall aus dem politischen 

Bereich Unterstützung erfahren. Strukturkonser-

vativ, das ist aus der Industrielle-Beziehungen-

Forschung bekannt, agieren vor allem solche Ge-

werkschaften, die mit dem Rücken zu Wand ste-

hen. Die Erforschung, Neudefi nition und Durch-

setzung von zielgruppenspezifi schen Standards 

für gute Arbeit wären indessen ein langfristig 

angelegtes Projekt, das durchaus im Konsens mit 

innovativ orientierten Teilen des Managements, 

der Unternehmerschaft und der Arbeitgeberver-

bände betrieben werden könnte. Mit Prekarisie-

rung, Leistungsstandards und neuen Belastun-

gen, alternsgerechter Arbeit, innovativen Parti -

zi pationsformen, Gesundheitsprävention sowie 

Ex perimenten  mit  zeitgemäßen  Formen  von 

work-life-balance ist eine Themenpalette für 

solche Projekte rasch benannt. Diese Initiative 

müsste, um Wirksamkeit zu erlangen, durch ein 

praxisorientiertes Forschungsprogramm unter-

stützt werden,  das in seinen Dimensionen, nicht 

in seinen Inhalten, an frühere Programme zur 

Humanisierung der Arbeit anknüpfen könnte.   

7.8 Aktivitätsstatus

Fassen wir zusammen: Eine Politik der Entpre-

karisierung setzt voraus, dass sich Politik und 

Gewerkschaften endlich des wachsenden Sektors 

unsicherer Beschäftigung annehmen. Dazu müs-

sen sie ihren großbetrieblichen „Isomorphismus“ 

(Boltanski/Chiapello 2003: 336) überwinden und 

gezielt Formen der Selbstorganisation in der 

„Zone der Verwundbarkeit“ fördern. Ziel muss 

es sein, fl exible Arbeitsformen nicht zu verhin-

dern, sondern ihnen nach und nach ihren pre-

kären Charakter zu nehmen. Einen wichtigen 

Ansatzpunkt könnte hier die französische Debat-

te um die Schaffung eines gesellschaftlichen 

Aktivitätsstatus bieten. Damit ist gemeint, dass 

jede Person, die eine gewisse Zeit lang in irgend-

einer Form erwerbstätig war, einen Status in An-

spruch nehmen kann, der eine wirkliche Wahl 

zwischen Tätigkeiten, zwischen Erwerbsarbeit 

und anderen Tätigkeitsformen ermöglicht. Ein 

Aktivitätsstatus würde für einen begrenzten Zeit-

raum die Möglichkeit eröffnen, sich einer frei 

gewählten Betätigung zu widmen. Er wäre mit 

Hilfe eines Aktivitätsvertrags zu defi nieren, der 

über mehrere Jahre den Wechsel zwischen be-

trieblicher Produktivarbeit, Ausbildungsarbeit 

und gemeinnütziger Beurlaubung, etwa für Fa-

milienarbeit, möglich macht. Ein solcher Vertrag 

könnte z.B. mit regionalen Unternehmensnetz-

werken geschlossen werden und durch Umlage-

fi nanzierungen ein relativ stabiles Einkommens-

niveau ermöglichen. 

Auch die Sozialstaatsfrage kann vom Modell 

eines Aktivitätsstatus neu gedacht werden, weil 

an die Stelle eines bloßen Abbaus sozialer Leis-

tungen ein Modell positiver Flexibilisierung ge-

setzt werden könnte. Durchgesetzte Geschlech-

terdemokratie z.B. würde bedeuten, dass Arbeits-

umverteilung leichter möglich wird, weil beide 

Lebenspartner über ein Existenz sicherndes Ein-

kommen verfügen. Soll die Enthierarchisierung 
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des Geschlechterverhältnisse nicht in eine „voll-

mobile Single-Gesellschaft“ (Ulrich Beck) mün-

den, wäre aber gleichzeitig zu klären, wie For-

men eines solidarischen, mikrogesellschaftlichen 

Zusammenlebens möglich sind. Selbst moderne 

„Drifter“ (Sennett 1998) benötigen einige Konstan-

ten und Sicherungen, um ein selbstbestimmtes 

Leben führen zu können. Nimmt man das Ideal 

eines möglichst autonomen, zur Selbstbestim-

mung fähigen Individuums als Maßstab und 

durchdenkt von da aus das Sozialstaatsproblem, 

kann dessen Lösung nicht darin liegen, dass 

immer mehr Menschen immer frühzeitiger aus 

dem Erwerbsleben ausscheiden. Stattdessen wä-

re auch hier mehr Flexibilität beim Ein-, Aus- 

und Umsteigen zwischen Beschäftigung, Quali-

fi zierung und Reproduktionstätigkeit eine sinn-

volle Zielsetzung. Ein modernes Sicherungs-

system hätte die Risiken, die mit Phasen der 

Nichterwerbstätigkeit verbunden sind, abzumil-

dern. Auch dies hieße Umbau des Sozialstaats 

(z.B. Korrektur des Leistungsprinzips bei der 

Rente). Auch Tariffonds ließen sich anders nut-

zen, als zur Absicherung von Frühverrentung 

und Vorruhestand. Sie könnten zur Absicherung 

eines Aktivitätsstatus genutzt werden 

Die Durchsetzung eines solchen Aktivitäts-

status müsste als ein europäisches Projekt ange-

gangen werden; starke Ökonomien wie die deut-

sche und die französische könnten bei der Durch-

setzung aber eine Vorreiterrolle spielen. Arbeits-

politische Konzepte für ein solches Projekt sind 

ansatzweise Vorhanden. Nichts hindert politische 

Parteien und Gewerkschaften daran, sich diese 

Konzepte zueigen zu machen und auf ihre Taug-

lichkeit hin zu prüfen.
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